
KOPF DER WOCHE

Seine größte
Rolle
Wolodymyr Selenskyj Aufgeben kommt
für ihn nicht infrage: Seit vorvergangener
Woche ist der ukrainische Präsident – wie

auch sein Volk – in
einer Ausnahme-
situation. Den prä-
sidialen Zwirn hat
Selenskyj ablegen
müssen. Aus der
belagerten Haupt-
stadt Kiew ruft der
44-Jährige im mili-
tärischen Olivgrün
nun seine Lands-
leute in seiner Rol-
le als Oberbefehls-

haber leidenschaftlich zum Widerstand ge-
gen die russischen Invasoren auf. Der im
April 2019 als Staatsoberhaupt vereidigte
ehemalige Schauspieler und Regisseur
nimmt auch die EU in die Pflicht. Vergange-
ne Woche forderte er in einer Rede mehr
Unterstützung: „Ohne euch steht die Ukrai-
ne alleine dar.“ Zuvor hatte Selenskyj die
unverzügliche Aufnahme der Ukraine in die
EU beantragt. scr T
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ZAHL DER WOCHE

547.982
Geflüchtete aus der Ukraine sind in den
letzten Tagen laut UN-Flüchtlingshilfswerk
allein in Polen registriert worden (Stand:
2. März). Insgesamt haben bereits über eine
Million Menschen das Land den Angaben
zufolge verlassen. Tausende fanden auch in
Deutschland Zuflucht.

ZITAT DER WOCHE

»Sie sind einer
von uns, und
wir wollen sie
drin haben.«
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von
der Leyen sprach sich vergangene Woche
für eine Aufnahme der Ukraine in den Staa-
tenverbund aus.
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Neue Entschlossenheit
UKRAINE Russlands Krieg ist eine Zäsur für Europa - und für die deutsche Sicherheitspolitik

D
er Beschluss hat keine di-
rekten Konsequenzen.
Aber er dokumentiert, in
welche Lage der russische
Präsident sein Land ge-
bracht hat. 141 Staaten

der Welt haben in der vergangenen Woche
Russlands Angriff auf die Ukraine verurteilt
und den Abzug russischer Truppen aus dem
Land gefordert. An die Seite Russlands stell-
ten sich in der Vollversammlung der Verein-
ten Nationen nur Syrien, Nordkorea, Bela-
rus und Eritrea.
Der Krieg in der Ukraine erschüttert die
Welt, und er erschüttert den europäischen
Kontinent. Auf einen solchen Rückfall in
kriegerische Großmachtpolitik ist man nicht
eingestellt gewesen. Der Konflikt hat unab-
sehbare Folgen. Sie gehen weit über diesen
Krieg hinaus, weil sich zeigt, auf welch
schwankendem Grund die europäische Frie-
densordnung der vergangenen drei Jahr-
zehnte steht.
Die Länder der Europäischen Union haben
gemeinsam mit den USA sehr schnell Ge-
schlossenheit hergestellt und weitreichende
Sanktionen gegenüber Russland auf den
Weg gebracht. Nach verbreiteter Lesart hat
der russische Präsident Wladimir Putin den
Behauptungswillen der liberalen Demokra-
tien des Westens unterschätzt. Seine zweite
Fehleinschätzung betrifft offenkundig den
Widerstand der Ukrainer, denen er in seiner
Fernsehansprache eine eigene Staatlichkeit
noch absprechen wollte.
Militärexperten rechnen mit einer Zunahme
der Gewalt. Zu erwarten ist massiver Be-
schuss ukrainischer Großstädte durch Artil-
lerie und Luftwaffe der russischen Streitkräf-
te, auch auf zivile Einrichtungen. Auch eine
lang andauernde Belagerung der Hauptstadt
Kiew ist nicht mehr ausgeschlossen. Die
Nachrichtenbilder von Zerstörungen in
ukrainischen Städten zeigen, dass dieser
Krieg sich nicht auf militärische Ziele be-
schränkt, wie es die russische Seite anfangs
vorgab tun zu wollen.

Flüchtlinge Europa stellt
sich unterdessen auf die Un-
terbringung ukrainischer
Flüchtlinge ein. Nach Zahlen
der Vereinten Nationen ha-
ben bis zum Ende vergange-
ner Woche mehr als eine
Million Menschen aus der
Ukraine Zuflucht in der EU
gesucht, etwa die Hälfte da-
von in Polen. Die Hilfsbe-
reitschaft ist groß, in vielen
Städten Europas, darunter
auch in deutschen, gab es
Großdemonstrationen gegen
die russische Aggression. Der Tag des Angriffs
Russlands auf die Ukraine, teilt die Welt in
ein Davor und ein Danach, so wird es in die-
sen Wochen nun häufig beschrieben. Und
auch für die deutsche Politik ändert sich das
Koordinatensystem fundamental. Das Bild
der Sonderrolle Deutschlands für Russland
hat bereits in den vergangenen Jahren viele
Risse bekommen. Mit Blick auf den amtie-
renden russischen Präsidenten will man sich
keinen Illusionen mehr hingeben.
Das zeigte sich über die Fraktionsgrenzen
hinweg in einer Sondersitzung, zu welcher
der Bundestag auf Verlangen von Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD) am vorvergange-
nen Sonntag kurzfristig zusammenkam. Be-
reits in den Stunden und Tagen zuvor hatte
die Bundesregierung Positionen revidiert
– von der Frage des Ausschlusses Russlands
aus dem Zahlungssystem Swift bis zum Ein-
frieren des Gaspipeline-Projekts Nord-Stre-
am 2. In der Debatte zeigte sich die Bereit-
schaft, mit weiteren Gewissheiten abzuräu-
men: In der Russland- und Ostpolitik ohne-
hin, aber weit darüber hinaus auch in der
Verteidigungs-, Rüstungs- und der Energiepo-
litik.
Von einer „Zeitenwende“ sprach Olaf
Scholz in seiner Regierungserklärung. Ange-
sichts einer Weltlage, in der das Land am
Küchentisch wieder über die Bedrohung
durch Atomwaffen spricht, wollte der Kanz-
ler erkennbar ein Zeichen setzen. „Wir
müssen deutlich mehr in die Sicherheit un-
seres Landes investieren, um auf diese Wei-

se unsere Freiheit und unsere Demokratie
zu schützen.“ Dafür werde man von nun an
Jahr für Jahr zwei Prozent des Bruttoin-
landsprodukts in die Verteidigung investie-
ren. Dieses Nato-Ziel ist bei Sozialdemo-
kraten und Grünen lange umstritten gewe-
sen, ebenso wie die nukleare Teilhabe
Deutschlands im Rahmen des Bündnisses.
Scholz stellte sich ausdrücklich hinter den
Ersatz „für die veralteten Tornado-Jets“ der
Bundeswehr als Träger taktischer US-Atom-
waffen. Er kündigte an, ein Sondervermö-
gen von 100 Milliarden Euro für das Militär
aufzulegen. Das Ziel sei „eine leistungsfähi-

ge, hochmoderne, fort-
schrittliche Bundeswehr,
die uns zuverlässig schützt“.

Ertüchtigung Unterstüt-
zung signalisierte die größte
Oppositionsfraktion. Wenn
Scholz eine umfassende Er-
tüchtigung der Bundeswehr
wolle, werde die Union auch
gegen Widerstände den Weg
mit dem Kanzler gehen, sag-
te Unionsfraktionschef
Friedrich Merz. Man werde
„nicht im Kleinen herummä-

keln“, sagte der CDU-Vorsitzende. Allerdings
müsste die Frage neuer Schulden „in Ruhe
und im Detail besprochen“ werden. Merz
hielt mit Blick auf vermeintliche Gewisshei-
ten fest: Einseitige Abrüstung habe nicht zu
mehr, sondern zu weniger Sicherheit geführt.
Auch die Ampel-Koalitionspartner bezogen
neue Positionen. Außenministerin Annalena
Baerbock und Wirtschaftsminister Robert

Habeck von den Grünen verteidigten Waf-
fenlieferungen an die Ukraine – ein Bruch
mit dem Grundsatz, Rüstung nicht in Kon-
fliktgebiete zu exportieren. Habeck argumen-
tierte, er achte die Position des unbedingten
Pazifismus, „aber ich halte sie für falsch,
denn schuldig werden wir trotzdem“.
Deutschland könne die Ukraine nicht allein
lassen.
Finanzminister Christian Lindner (FDP)
lenkte den Blick auf die Energiesicherheit
und die Abhängigkeit von russischem Gas.
„Erneuerbare Energien lösen uns von Ab-
hängigkeiten.“ Und weiter: Neue Schulden
für die Ausstattung der Bun-
deswehr bedeuteten in die-
ser Weltlage „Investitionen
in die Freiheit“.
Die AfD-Fraktionsvorsitzen-
de Alice Weidel sprach von
einer Mitverantwortung des
Westens für die Eskalation,
auch wenn dies nichts an
der „Verwerflichkeit des rus-
sischen Einmarsches“ ände-
re. Die Herausforderung, ei-
ne europäische Sicherheits-
architektur zu schaffen, die
das Ost-West-Blockdenken
überwinde, sei indes nicht vom Tisch.
Für die Linksfraktion räumte die Vorsitzende
Amira Mohamed Ali Fehleinschätzungen
ein. „Wir sehen die Lage heute anders und
sagen klar: Putin ist hier der Aggressor und
muss sofort aufgehalten werden.“ Waffenlie-
ferungen und das „Hochrüsten“ der Bundes-
wehr werde man aber weiter nicht mittra-
gen.

Wie grundlegend sich die Prämissen verän-
dert haben, zeigte vergangenen Woche eine
Äußerung ihres Parteikollegen Bodo Rame-
low: Thüringens Ministerpräsident dachte öf-
fentlich über eine allgemeine Wehr-und
Dienstpflicht nach – ein Vorschlag, der zu-
nächst erneut aus der Union ins Spiel ge-
bracht wurde. Vertreter der Koalition wiesen
diese Idee zurück: Die Bundeswehr brauche
keine Wehrpflichtigen, sondern vor allem In-
vestitionen in Ausrüstung. Minister Habeck
bekräftigte unterdessen, den Umstieg auf er-
neuerbare Energien noch stärker beschleuni-
gen zu wollen. Er will aber auch Laufzeitver-

längerungen für Kohle- und
Kernkraftwerke nicht mehr
ausschließen.
Ein sozialdemokratischer
Kanzler, der die Bundeswehr
aufrüsten will, ein FDP-Fi-
nanzminister, der dafür neue
Schulden aufzunehmen be-
reit ist, ein Wirtschaftsminis-
ter der Grünen, der die Ver-
sorgungssicherheit noch vor
Klimaschutz-Ambitionen
stellt: In den Parteien des
Ampelbündnisses verschie-
ben sich unter dem Ein-

druck des Krieges die Prioritäten. Die Frage,
inwieweit sich Teile von SPD, Grünen und
FDP mit diesem Kurswechsel schwer tun,
könnte die Koalition in den kommenden
Woche und Monaten noch beschäftigen.

Solidarität Bundestagspräsidentin Bärbel
Bas (SPD) bezeichnete zu Beginn der denk-
würdigen Sondersitzung des Parlaments den
russischen Überfall als einen „klaren Bruch
des Völkerrechts und ein Angriff auf die
Prinzipien der freiheitlichen Welt“. Der
Deutsche Bundestag und die Menschen in
Deutschland stünden fest an der Seite der
freien und demokratischen Ukraine. Bun-
destagsvizepräsident Wolfgang Kubicki
(FDP), der die Sitzung nach dreieinhalb
Stunden schloss, sagte: „Wir trauern mit den
Opfern der Ukraine.“ Und er ergänzte: „Aber
es trauern auch Mütter und Väter in Russ-
land um ihre Söhne, die in einem sinnlosen
Angriffskrieg durch ihren eigenen Präsiden-
ten geopfert worden sind.“
Es ist kein Krieg der Russen gegen die Ukrai-
ner, sondern einer, den die russischen Füh-
rung entfesselt hat: „Putins Krieg“, wie der
Kanzler es ausdrückte. Alexander Heinrich T

Ein Mitglied der territorialen Verteidigungskräfte der Ukraine in der beschädigten Regionalverwaltung in Charkiw nach einem Beschuss in der Innenstadt. © picture-alliance/dpa/EPA/Kozlov

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

EDITORIAL

Ende der

Gewissheiten
VON CHRISTIAN ZENTNER

Aufrüstung und Abschreckung sind überwun-
den geglaubte Konzepte und sollen dennoch
unser neuer Weg zu Ausgleich und Verständi-
gung werden. In seiner historischen Regie-
rungserklärung hat der Bundeskanzler einen
Pfad beschritten, auf dem ihm wohl kaum je-
mand mit Freude folgt. Es ist der Bruch mit ei-
ner vermeintlichen Gewissheit:Weniger Waffen
bedeuten mehr Frieden. Doch wer Regierungs-
verantwortung trägt, muss ihr und den Reali-
täten gerecht werden. Die Realität ist, dass
mitten in Europa die größte Atommacht der
Welt einen Angriffskrieg entfesselt hat. Eine
Regierung muss hierauf eine Antwort geben
und die Bundesregierung hat dies getan.
Die Wucht des Weltgeschehens wird schon
bald auch im Bundestag schwerste Entschei-
dungen fordern. Abrüstung und Entspannung
gehörten bislang zur politischen DNA vieler
Parlamentarier. Und es geht längst nicht nur
um mehr Geld für die Verteidigung oder mo-
dernste Kampfbomber mit nuklearer Option.
Selbst Grundlagen der Ampel scheinen neu de-
finiert, wenn sogar der Vizekanzler der Grünen
feststellt: Versorgungssicherheit ist im Zweifel
wichtiger als Klimaschutz.
Es stellen sich damit viele alte Fragen neu,
beim Atom- und Kohleausstieg ebenso wie bei
der Gasförderung in der Nordsee, dessen Aus-
schluss im Koalitionsvertrag der Finanzminister
nunmehr als fragwürdig bezeichnet. Auch die
Vereinbarung, Verteidigungsausgaben und
Ausgaben für Entwicklungszusammenarbeit
ausschließlich „im Maßstab eins-zu-eins“ an-
zuheben, dürfte hinterfragt werden. Immerhin
geht es alleine beim Sondervermögen für die
Bundeswehr um 100 Milliarden Euro.
Für den Rückhalt des neuen Regierungskurses
wird es entscheidend sein, dass die Koalitions-
fraktionen geschlossen die notwendigen Be-
schlüsse im Bundestag treffen. Sie trifft in be-
sonderer Weise die Pflicht, Verantwortung zu
übernehmen, gerade wenn bisherige Gewiss-
heiten weggebrochen sind. Zwar haben auch
CDU/CSU ihre Unterstützung in der sicher-
heitspolitischen Kehrtwende zugesichert. Doch
ein solcher Kurswechsel geht nicht ausschließ-
lich mithilfe der Opposition. Bedenken werden
am Ende wohl bei vielen bleiben. Es gehört
Kraft dazu, ein „Ja“ trotz Bedenken zu recht-
fertigen; vielleicht sogar mehr Kraft, als es Mut
erfordert, „Nein“ zu manchem Vorschlag der
eigenen Regierung zu sagen.

»Einseitige
Abrüstung

führt nicht zu
mehr, sondern
zu weniger
Sicherheit. «
Unionsfraktionschef
Friedrich Merz (CDU)

»Wir müssen
deutlich

mehr in die
Sicherheit

unseres Landes
investieren.«

Bundeskanzler
Olaf Scholz (SPD)
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GASTKOMMENTARE
ABSCHRECKUNG MIT 100 MILLIARDEN?

Nicht einsatzfähig
PRO W

er wünschte nicht, sich in
Europa weiterhin so sicher füh-
len zu können wie vor dem, was
Bundeskanzler Olaf Scholz in

seiner Regierungserklärung als „Zeitenwende“
beschrieben hat? Ohne dass wir die 100 Milliar-
den Euro Sondervermögen brauchten, die die Bun-
deswehr wegen des russischen Angriffs auf die
Ukraine bekommen soll. Aber die Realität ist eine
andere: Der Krieg ist nach Europa zurückgekom-
men. Und diese Realität erfordert eine einsatzfähi-
ge Bundeswehr. Doch das ist sie nicht, wie zuletzt
gar der Inspekteur des Heeres, Alfons Mais, ein-
räumte. Das Heer, beklagte er, stehe mehr oder
weniger blank da.
Die Bundesregierung hat das Zwei-Prozent-Ziel
der Nato lange eher als Option denn als Zusage
verstanden. Nun also die Kursumkehr. Es ist rich-
tig, dass der Bund das Geld ausgibt. Doch das al-
lein reicht nicht: Der Beschaffungsprozess muss
verbessert werden. Außer dem Abbau bürokrati-
scher Hürden zählt dazu auch der Abschied von
deutschen Goldrand-Lösungen bei Anforderungen
an militärisches Gerät. Neue Waffensysteme müs-
sen zudem zukunftsfähig sein, also technologisch
leicht nachrüstbar. Denn die Digitalisierung, da-
runter Vernetzung und künstliche Intelligenz, ent-
wickelt sich immer schneller.
Das Geld muss weiterhin nicht nur in Gerät, son-
dern auch in Personal fließen: Die Truppe muss als
Arbeitgeber attraktiver werden. Das fängt bei
WLAN in Kasernen an und reicht bis zu einem
Dienstklima, in dem sich jede Soldatin und jeder
Soldat wirklich willkommen und wertgeschätzt
fühlen. Denn viel zu viele erleben derzeit einen an-
deren Dienstalltag und verlassen die Truppe wie-
der.

Julia Weigelt,
freie Journalistin
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Für Putin zu spät
CONTRA W

ladimir Putin wird seinen Angriff
auf die Ukraine nicht abbrechen,
weil Deutschland 100 Milliarden
Euro zusätzlich in die Verteidi-

gung schüttet. Putin wird sein imperiales Projekt
auch auf mittlere Sicht nicht beenden, weil die
Bundeswehr Mittel für die Tornado-Nachfolge-
Flieger, die Eurodrohne und Hubschrauber erhält.
Denn bekanntermaßen dauert Rüstungsbeschaf-
fung viele, viele Jahre – und dann immer noch län-
ger. Putin aber muss von seinem monströsen Zer-
störungswerk sehr bald abgebracht werden. Das
geht entweder nur von innen – oder, wenn sein
Vernichtungswille über die Ukraine hinausreicht,
mit den aktuell verfügbaren Waffen. Vermutlich
sind die Herrscher, die mit den 100 Milliarden ab-
geschreckt werden sollen, noch gar nicht im Job.
Offenbar lag dem Kanzler eine Wunschliste des
Verteidigungsministeriums über 100 Milliarden
Euro vor, als er seine Aufrüstungs-Ankündigung
machte. Dennoch erweckt die Summe den An-
schein, dass mit vielstelligen Zahlen wettgemacht
werden soll, was zuvor verbockt wurde: Deutsch-
land hatte etwas zu lange gezögert, Russland von
Swift auszuschließen, und der Ruf als Bündnis-
partner war auch wegen North Stream 2 lädiert.
Die Berichte, dass die Bundeswehr Ausrüstung
braucht, überzeugen. Nur ist der Verteidigungs-
haushalt zuletzt ja bereits steil gewachsen. Weni-
ger am Geld selbst schien es zu haken, als dass
durch jede Geräteauswahl auch politische Verwer-
fungen drohen. Mit der enormen Aufstockung des
Wehretats aber dürfte das Beschaffungswesen der
Bundeswehr erst einmal überfordert sein. Kurzfris-
tig könnten in der Nato gar falsche Erwartungen
an die deutsche Einsatzfähigkeit geweckt werden.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Ulrike Winkelmann,
»die tageszeitung«,
Berlin
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Frau Strack-Zimmermann, der In-
spekteur des Heeres, Generalleutnant Al-
fons Mais, hat der Bundeswehr beschei-
nigt, sie stehe „blank“ dar. Und er for-
derte, den Afghanistaneinsatz „struktu-
rell und materiell“ hinter sich zu lassen.
Ansonsten könne die Bundeswehr ihre
Bündnisverpflichtungen nicht erfolgreich
umsetzen. Sind Landes- und Bündnisver-
teidigung zukünftig mit Auslandseinsät-
zen nicht mehr vereinbar?
Ich schätze die Offenheit des Generals.
Auch wenn für manche der Zeitpunkt er-
staunlich war, angesichts der Lage kam sie
im richtigen Moment. Er hat übrigens
zum Ausdruck gebracht, was sowieso je-
der weiß. Der Landes- und Bündnisvertei-
digung kommt nicht erst jetzt, angesichts
des Krieges in der Ukraine, eine größere
Bedeutung zu. Bereits im Weißbuch von
2016 wurde als unmittelbare Folge der
russischen Annexion der Krim dieses ex-
plizit beschrieben. Es ist bis heute nur
nicht entsprechend umgesetzt worden.
Weiterhin sind wir ebenso herausgefor-
dert durch den internationalen Terroris-
mus. Er destabilisiert ganze Regionen, was
in Folge davon auch für unsere Sicherheit
von hoher Relevanz ist. Deshalb werden
wir auch weiterhin gemeinsam mit unse-
ren Verbündeten und den Vereinten Na-
tionen den Terror weltweit bekämpfen
müssen. Auch eine Form der Landes- und
Bündnisverteidigung.

Nun sollen die Verteidigungsausga-
ben drastisch erhöht werden. Neben ei-
nem Sondervermögen von 100 Milliarden
Euro soll der Wehretat auf mindestens
zwei Prozent des Bruttoinlandproduktes
steigen. Das wäre mehr als 70 Milliarden
Euro jährlich. Wird das Sondervermögen
mit den zwei Prozent verrechnet oder
kommt das wirklich obendrauf?
Das Sondervermögen wird einmalig gebil-
det, um dringend benötigtes militärisches
Material zu beschaffen. Es wird Jahre dau-
ern, bis das umgesetzt sein wird. Der lau-
fende Haushalt wird losgelöst davon an
das Zwei-Prozent Ziel angepasst, um die
Aufgaben in Zukunft zu meistern. Ich bin
dem Bundeskanzler, unserem Finanzminis-
ter Christian Lindner und der Außenminis-
terin Annalena Baerbock sehr dankbar,
dass sie gemeinsam diesen sehr mutigen,
aber auch international sehr wichtigen
Schritt einschlagen haben.

Der Applaus für die Erhöhung der
Verteidigungsausgaben fiel bei der Uni-
onsfraktion deutlich größer aus als etwa
bei der SPD oder den Grünen. Sind Sie
denn sicher, dass die Ampelkoalition ei-
ne eigene Mehrheit dafür bekommt?
Die Ampelfraktionen werden diesem Vor-
schlag folgen. Diese historische Wende in
der deutschen Sicherheitspolitik wäre bei
einer schwarz-gelben Koalition gesell-
schaftlich vermutlich auf viel größeren Wi-
derstand gestoßen. Das Momentum erin-
nert mich an die Entscheidung der rot-grü-
nen Koalition 1998, die Nato im Kosovo-
Krieg einzusetzen. Ich bin darüber hinaus
froh, dass wir diese Maßnahmen gemein-
sam mit der Union auf den Weg bringen
werden. Es ist jetzt nicht die Stunde des
politischen Klein-Kleins. Putins brutaler
Krieg gegen die Ukraine hat nicht nur die
Menschen in den Ländern der EU und der
Nato aufgeschreckt, sondern auch bünd-
nisneutrale Staaten wie Finnland und
Schweden und viele andere weltweit. Nach
aktuellen Umfragen unterstützen 78 Pro-
zent der Deutschen eine Erhöhung der Ver-
teidigungsausgaben. Der großen Mehrheit
der Deutschen ist klar, dass es nicht mehr
reicht, wehrbereit zu sein. Wir müssen
auch wehrfähig sein.

Die Liste der Beschaffungswünsche
ist lang. Reicht der versprochene Geldse-
gen für die Bundeswehr überhaupt?

Nicht alles, was heute beschafft wird, steht
tags drauf auf dem Kasernenhof. Deshalb
geht es darum, Material zu beschaffen, wel-
ches unsere Fähigkeiten sichert, und das
dringend benötigte moderne Gerät einzu-
kaufen, auch um unseren Verpflichtungen
im Rahmen der Nato nachzukommen. Der
Artikel 346 des Vertrages über die Arbeitswei-
se der EU erlaubt Ausnahmemöglichkeiten
bei der militärischen Beschaffung und könn-
te deutlich mehr Tempo in die Beschaffung
bringen. Und aufgrund des erhöhten Budgets
sind Einkäufe in den Folgejahren möglich.

Bei kurzfristigen Einkäufen im Aus-
land hat die deutsche Rüstungsindustrie
aber das Nachsehen. Entpuppt sich der
Sparkurs der Vergangenheit somit als
Milchmädchenrechnung für Deutschland?
Es geht nicht darum, dass die Rüstungsin-
dustrie hier oder in anderen Ländern jetzt
glänzende Augen bekommt. Sie muss auch
in der Lage sein, kurzfristig zu liefern. Es
geht darum, die Bundeswehr best- und
schnellstmöglich auszurüsten, übrigens
auch und besonders um die persönliche
Ausrüstung jeder Soldatin und jedes Solda-

ten. Natürlich werden wir weiterhin mit
den europäischen Partnern Großprojekte
weiterentwickeln, unter anderem beim Eu-
rofighter und dessen Fähigkeit der elektro-
nischen Kampfführung. Der Bundeskanzler
hat gerade noch mal betont, dass beispiels-
weise FCAS, das Future Combat Air Sys-
tem, zusammen mit Frankreich und Spa-
nien gemeinsam weiter entwickelt wird.
Aber neben diesen großen langfristigen
Entwicklungen müssen auch kurzfristige
Beschaffungen wo auch immer ermöglicht
werden.

Der CDU-Verteidigungsexperte Rode-
rich Kiesewetter hat eine Prioritätenliste
bei den Beschaffungen eingefordert, da-
mit das Geld nicht mit der Gießkanne
verteilt wird. Was setzt denn die Verteidi-
gungspolitikerin Strack-Zimmermann
ganz oben auf die Prioritätenlisten?
Relevant ist nicht die persönliche Wunsch-
liste, sondern folgt aus dem Fähigkeitspro-
fil der Bundeswehr. Davon leitet sich alles
ab, auch die Finanzbedarfsanalyse. Grund-
legenden Fähigkeiten zu besitzen, ist die
Voraussetzung auch im internationalen Zu-
sammenwirken. Dazu gehören auch drin-
gend die Digitalisierung landbasierter Ope-
rationen, die Nachfolge des Tornados, der
Schwere Transporthubschrauber und die
bodengebundene Luftverteidigung. Wir ha-
ben übrigens im Koalitionsvertrag die The-
men Tornado und bewaffnete Drohnen
aufgeführt. Ich teile die Auffassung von
Herr Kiesewetter, es geht darum, Geld sys-
tematisch einzusetzen. Gleichzeitig muss
dringend das Beschaffungswesen verändert
werden und die Verantwortungsdiffusion
im Verteidigungsministerium eine Ende
haben.

Auf den Reformbedarf im Beschaf-
fungswesen hat auch Verteidigungsminis-
terin Christine Lambrecht hingewiesen.
Das haben ihre Amtsvorgängerinnen
aber auch schon. Gebessert hat sich of-
fenbar nur wenig...
Sehr viele haben sich die Zähne daran aus-
gebissen. Vermutlich fehlte aber auch der
ernsthafte Wille, etwas verändern zu wol-
len. Ich traue der Ministerin das zu. Sie ist
Juristin ist und hat gute Nerven.

Aktuell schafft es die Bundeswehr
aber nach Angaben der Wehrbeauftrag-
ten Eva Högl nicht einmal, ihre Soldaten
im Baltikum mit ausreichend Wärme-
und Nässeschutz auszurüsten. Das sind
Produkte, die man in jedem Outdoor-La-
den kaufen kann.
Kann man alles auf dem freien Markt kau-
fen. Es muss nicht jedes Fleece bis in die
letzte Faser beschrieben werden. Zudem
sollte man die Truppe fragen, was erforder-
lich ist. Bei der Beschaffung neuer Stiefel
hat die Bundeswehr ihre Soldaten Probe
laufen lassen, welches Modell am besten
zu tragen ist. So wird im wahrsten Sinne
des Wortes ein Schuh draus.

Wie lange wird es denn dauern, bis
die Bundeswehr ihren Auftrag wieder
vollumfänglich erfüllen kann?
Die Bundeswehr wurde kontinuierlich
über 25 Jahre kaputt gespart. Das lässt sich
nicht in fünf Jahren ausgleichen. Ich kann
Ihnen keine konkrete Zeitangabe machen.
Aber wir müssen und werden Tempo ma-
chen. Es handelt sich hier um nicht weni-
ger als eine nationale Kraftanstrengung. Al-
le Bedenkenträger sollen jetzt bitte schwei-
gen. Wir brauchen Tatkraft und Beweglich-
keit: In der Politik, im Verteidigungsminis-
terium, in der Beschaffung und in der In-
dustrie.

Das Interview führte
Alexander Weinlein.

Marie-Agnes Strack-Zimmermann (FDP) ist

Vorsitzende des Verteidigungsausschusses.
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»So wird
ein Schuh
draus«
BUNDESWEHR Die FDP-
Verteidigungsexpertin Marie-Agnes
Strack-Zimmermann begrüßt die
drastische Erhöhung des Wehretats
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Aus der Mitte: Ottilie Klein

D
er Boulevard Unter den Linden zeigte sich in einem
März schon mal freundlicher. Polizeiwagen sperren die
Botschaft Russlands ab, vom Brandenburger Tor her
arbeitet sich ein Trupp grimmiger Schüler zur Vertre-

tung vor, entlang blasser Fassaden unter Himmelsgrau, sie halten
Schilder hoch. Wut steht in ihren Gesichtern ob des Kriegs der rus-
sischen Führung in der Ukraine. Winter ist wieder. Den Polizisten
fröstelt es.
Die Jugendlichen passieren das Haus mit der Nummer 71, ein Ge-
bäude mit Abgeordnetenbüros. In einem oberen Stockwerk, am En-
de eines verwinkelten Ganges, kommt Ottilie Klein in ihr Büro. „Es
ist bewegend zu sehen, wie viele Menschen auf die Straße gehen,
um gegen Putins Angriffskrieg zu protestieren“, sagt sie. Klein, 38,
CDU-Abgeordnete für denWahlkreis Berlin-Mitte, setzt sich.
Kleins Büro kämpft mit kleinen Holzherzen im CDU-Orange gegen
das Grau – Präsente der Mitarbeiter zu ihrem Geburtstag vor einer
Woche. Neben dem Schreibtisch steht ein Punchingball, zum Ab-
reagieren für die Hobbykickboxerin. Was Putin eingeleitet habe,
sagt sie, sei eine Zeitenwende.
„Deshalb ist es richtig, dass nun auch die Ampel-Koalition ihren
Kurs geändert hat und Investitionen in die Bundeswehr vorsieht“,
sagt Klein und verweist auf die beständige Unionsforderung, zwei
Prozent des Bruttoinlandprodukts für den Verteidigungshaushalt
auszugeben. „Als Unionsfraktion unterstützen wir die Bemühun-
gen der Bundesregierung.Wie unser Fraktionsvorsitzender im Bun-
destag gesagt hat:Wir gehen diesenWeg gemeinsam“.

Klein hat einen genaueren Blick auf Osteuropa als andere. Ihre El-
tern sind in der Sowjetunion in Tadschikistan und Kasachstan auf-
gewachsen, ihre Großeltern gehörten zu den Schwarzmeerdeut-
schen, „die Russlanddeutschen haben in der Vergangenheit selbst
Krieg und Vertreibung erleben müssen“. Die Eltern siedelten Anfang
der 1980er in die DDR und dann ins badische Villingen-Schwennin-
gen, wo Klein ein Jahr später 1984 geboren wurde. „Die Sorge in
der Community der Russlanddeutschen wegen des Krieges ist sehr

groß“, sagt sie, „die Verbindungen zwischen Russland und der
Ukraine sind eng, man spricht teilweise die gleiche Sprache.“
Ihre familiären Wurzeln haben auch zu ihrem politischen Engage-
ment beigetragen. „Mich störte, wie die AfD 2016 in Berlin gezielt
um die Stimmen der Russlanddeutschen warb“, erinnert sie sich.
Klein wandte sich an das Netzwerk Aussiedler der Partei, kam zum
CDU-Ortsverband Moabit – und legte los. Wurde Bürgerdeputierte

in der Bezirksverordnetenversammlung, begann als wissenschaftli-
che Mitarbeiterin im Bundestag und wurde Büroleiterin des CDU-
Fraktionsvorsitzenden im Berliner Abgeordnetenhaus. Schließlich
wurde Klein gefragt, ob sie für den Bundestag kandidieren wolle.
Eine berufliche Laufbahn im Eiltempo, das weniger überraschend
aussieht, wenn man sich die Jahre vor 2016 anschaut.
Trotz guter Noten erhielt die Arbeitertochter in Baden-Württem-
berg keine Gymnasialempfehlung, machte die Erfahrung, dass so-
ziale Herkunft viel wiegt. Auf der Realschule erkannte man ihre Ta-
lente, dann der Wechsel aufs Wirtschaftsgymnasium und die Uni-
versität Bonn: Dem Studium der Regionalwissenschaften Nord-
amerikas und einem Auslandsjahr am Mount Holyoke College in
Massachusetts folgte ein Master of Studies in Oxford und schließ-
lich eine binationale Promotion in Literaturwissenschaften in Gie-
ßen und Helsinki. Thema: „Die Figur der Mörderin im amerikani-
schen Drama“. Und schließlich ein Abstecher zum Bundesverband
Öffentlicher Banken, wo sie seit April 2020 als Abteilungsleiterin zu
Strategie und Gremien arbeitete.
Im Bundestag sitzt die Parlamentsnovizin in den Ausschüssen für
Arbeit und Soziales sowie für Angelegenheiten der EU, bereichert
damit die Palette der von ihr bearbeiteten Themen um weitere Fa-
cetten. Es sind solche, die sie vor der Haustür hat. Klein wohnt in
Moabit, ein Kiez der Extreme vom Arm bis Reich. „Ich will Perspek-
tiven schaffen“, sagt sie, und auch mit Blick auf ihre eigene Bio-
grafie: „Wir brauchen mehr Chancengerechtigkeit, vor allem im
Bildungssystem.“ Jan Rübel T

.....................................................................................................................................................

»Es ist bewegend zu sehen,
wie viele Menschen auf
die Straßen gehen, um

gegen Putins Angriffskrieg
zu protestieren. «
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Auf der Flucht über die Grenze
REPORTAGE Täglich machen sich zehntausende Ukrainer auf den Weg nach Polen. Sie werden herzlich empfangen

D
er Krieg beginnt in Lwiw
kurz nach fünf Uhr mor-
gens mit ungewöhnlich
viel Verkehr: Die Pracht-
meile „Prospekt Swobo-
da“ in der westukraini-

schen Stadt füllt sich mit Panikkäufern, die
schon kurz nach Russlands Angriff auf die
Ukraine in die 24-Stunden-Supermärkte
am Stadtrand aufbrechen. Im ganzen Land
beginnt gleichzeitig ein
Ansturm auf die letzten
Fahrkarten für Züge aus
der Hauptstadt Kiew in
die polnische Grenzstadt
Przemysl.
Im über 200 Jahre alten,
traditionsreichen Hotel
„George“ im Zentrum
Lwiws haben sich ganze
Firmenabteilungen aus
Kiew einquartiert. Hipp
gekleidete junge Leute sit-
zen auch dann noch ru-
hig im Frühstücksraum,
als die Sirenen zum Luftalarm heulen. Wo
ein Schutzbunker für den Notfall ist, weiß
keiner. Also wird das Geheul ignoriert.
Zwei Angriffe gab es bisher in der Gegend
von Lwiw, doch keinen in Zentrumsnähe.
Die russische Armee will offensichtlich zi-
vile und militärische Flugplätze ausschal-
ten. Und der Kreml zeigt damit, dass er
auch unweit der Grenze zur Nato-Ostflan-
ke in Polen zuschlagen kann.

Furcht vor russischen Spionen Vor dem
Hotel jedoch haben sich die Straßen merk-
lich geleert. Auch die Cafés in der schmu-
cken Innenstadt sind kaum besucht, nur
noch vereinzelt spielen Straßenmusiker für
die paar verbliebenen Touristen vor allem
aus dem arabischen Raum. In den Außen-
bezirken dagegen staut sich der Verkehr,
Tausende versuchen sich mit dem Auto
Richtung Karpatengebirge oder gleich nach
Polen in Sicherheit zu bringen.
„Alles wird schon wieder gut, wir haben ei-
ne starke Armee“, sagt Andrei, der einen
Doppelkinderwagen vor einem Babyklei-

dergeschäft schaukelt. Noch will der Fami-
lienvater abwarten, seine Frau und die
Zwillinge erst in ein paar Tagen in die Ber-
ge in Sicherheit bringen. „Ich bleibe hier
und verteidige meine Stadt Lwiw“, sagt der
Mittdreißiger bestimmt. Ein Problem je-
doch sieht er schon jetzt: 2014/15 sind
Zehntausende aus den Separatistengebie-
ten Donezk und Luhansk nach Lwiw ge-
flüchtet, darunter viele gutbetuchte Bürger.

„Ich fürchte ihren Verrat“,
sagt der Mann. Russland ha-
be seit Jahren gezielt Spione
aus dem Donbass und unter
der alteingesessenen russi-
schen Minderheit angewor-
ben.
Wegen eines Raketenangriffs
bei Schitmir würden keine
Züge mehr fahren, verbreitet
sich ein Gerücht am Bahn-
hof. Von Panik ist am ersten
Kriegstag zwar noch keine
Spur, Kioske und Bahnhof-
buffets sind dennoch ausver-

kauft, nur noch Mineralwasser ist erhält-
lich. Wider Erwarten verkehren die Züge
von Kiew in die polnische Grenzstadt Prze-
mysl doch noch, allerdings mit viel Verspä-
tung. Auf dem Bahnsteig warten gut geklei-
dete Reisende mit eher wenig Gepäck, da-
runter auffallend viele junge Eltern mit
Kindern.
Sergej und Marina harren schon seit über
zweieinhalb Stunden aus. Sie wollten ei-
gentlich von Lwiw aus nach Polen fliegen,
Marina zur Fabrikarbeit nach Wroclaw, Ser-
gej über Warschau weiter in die Niederlan-
de, wo er als IT-Techniker arbeitet. Doch
der Luftraum ist gesperrt. „Ich habe Angst,
dass sie mich jederzeit in die Armee beru-
fen können“, sagt Sergej, Und Marina er-
zählt verzweifelt: „Ich wäre am liebsten bei
meinen Eltern geblieben, aber damit verlö-
re ich meine Arbeitsstelle in Polen.“ Sergej
will erst einmal in Warschau Station ma-
chen und versuchen, seine Eltern außer
Landes zu schaffen.
Er ist einer der letzten wehrfähigen Ukrai-
ner, die das Land noch verlassen können.

Seit dem zweiten Kriegstag dürfen Männer
im Alter von 18 und 60 Jahren die Ukraine
nicht mehr verlassen.

Tränen im Zug Als der hochmoderne „In-
tercity Plus“ aus Kiew endlich einfährt, ent-
leeren sich die sieben Waggons zur Hälfte
mit Reisenden, die Lwiw noch als sicheren
Hafen sehen. Fahrkarten- und Covidpass-
Kontrolle beim Einstieg entfallen. Auf der
zu Friedenszeiten etwa einstündigen Wei-
terfahrt ins 90 Kilometer entfernte Nach-
barland Polen preisen Werbefilme die tou-
ristischen Schönheiten der Ost- und West-
ukraine – Burgen, Berge, Steppe. Der Zug
gleitet so fast schwerelos durch Dörfer und
Felder. Bleischwer indes sind die Gespräche
der Reisenden, untereinander – und mit
ihren Liebsten, die in der Ukraine zurück-
geblieben sind. Am Grenzbahnhof Schehy-
ni ist es draußen bereits stockdunkel. Nur
ein Kilometer ist es bis nach Polen – und
damit in die Sicherheit – doch der Zug
bleibt lange stehen. Wasili zeigt auf dem
Smartphone Fotos seiner Kinder auf dem
Schlitten im Schnee; die Reisende gegen-
über dagegen ist ganz weit anderswo. Trä-
nen laufen über ihre Wangen, sie ver-
schmieren die schwarze Wimperntusche, es
ist ihr egal.
Kaum ist der Zug mit über vierstündiger
Verspätung am polnischen Grenzbahnhof
Przemysl eingetroffen, öffnen sich automa-
tisch die Türen, und der Schaffner hilft

beim Aussteigen. Schwere Koffer und Kin-
derwagen werden auf den Bahnsteig geho-
ben. Die Passkontrolle geht zügig und be-
tont freundlich vonstatten. Ein Covid-Zer-
tifikat muss erneut man nicht vorzeigen.
„Das geht schneller“, sagt ein polnischer
Grenzer. Das Gepäck wird nur oberfläch-
lich kontrolliert.
Und dann stehen die Flüchtlinge aus der
Ukraine plötzlich am kaum beleuchteten
Hinterausgang des Bahn-
hofs in der kalten polni-
schen Nacht. Freiwillige
Helfer versuchen sie hier
abzufangen, bieten Gratis-
busfahrten nach Krakau,
Wroclaw oder gar War-
schau an. Viele der über-
müdeten Ankömmlinge
reiben sich ungläubig die
Augen, und gehen stattdes-
sen weiter durch eine Un-
terführung ins Hauptge-
bäude. Dort hat die polni-
sche Feuerwehr eine Mit-
fahr- und Übernachtungsbörse eingerich-
tet. Wer will, kann die Handynummer hin-
terlassen und auf einer Liste eintragen, wo-
hin wie viele Personen müssen, oder ob sie
in Przemysl übernachten wollen. Selbst Vi-
sitenkarten von Arbeitsvermittlern liegen
hier aus. In der Haupthalle des Bahnhofs
ist zudem ein riesiger Esstisch aufgestellt.
In den Seitengängen verteilen Feuerwehr-

leute Suppe und Mineralwasser, aber auch
Windeln und Kinderspielzeug.

Überwältigende Hilfsbereitschaft Die
zehnjährige Kira hat ein Kissen in der
Form einer Himbeere bekommen. Sie liegt
auf einem gelben Feldbett in einer Neben-
halle und versucht einzuschlafen. „Mein
Hamster musste zuhause bleiben, mein Va-
ter auch“, berichtet das Mädchen. Ihre

Mutter wehrt derweil ent-
nervt einen Pressefotografen
ab. „Berichtet besser über
diese unglaubliche Solidari-
tät der Polen als über uns
Flüchtlinge“, sagt sie.
Die spontane Unterstützung
vor Ort ist in der Tat warm-
herzig und selbstlos. Nichts
erinnert mehr an Polens
Aufnahmeverweigerung
während der Flüchtlingskri-
se 2015. Seit Kriegsbeginn
sind laut Flüchtlingshilfs-
werk der Vereinten Natio-

nen Stand Donnerstag mehr als 1,2 Millio-
nen Menschen aus der Ukraine geflohen.
Polen hat seither fast 650.000 Kriegsflücht-
linge aufgenommen. In den vier Nachbar-
ländern Slowakei, Ungarn, Rumänien und
Moldau haben zusammen über 390.000
Ukrainer Zuflucht gefunden.
An den Grenzen bilden sich indes lange
Schlangen. Am schlimmsten ist es an der

Grenze zu Polen: Dorthin wollen die meis-
ten der Flüchtlinge, weil hier bereits über
eine Millionen ukrainische Gastarbeiter le-
ben. Doch nach Polen gibt es nur neun
Grenzübergänge. Am längsten wartet man
am Checkpoint Schehyni-Medyka - bis zu
50 Stunden, berichten Flüchtlinge.
Im Grenzort Medyka auf der polnischen
Seite wird das Gewühl mit der hereinbre-
chenden Nacht noch unübersichtlicher.
Hier warten Hunderte von Autos, teils
mit laufendem Motor, auf ankommende
Freunde und Verwandte. Die meisten der
Fahrzeuge gehören ukrainischen Gastar-
beitern in Polen. Doch auch viele Pkws
und Kleinbusse kommen zum Beispiel
aus Frankreich, Deutschland oder Tsche-
chien. An der östlichen Ausfahrtstrasse
der 60.000-Einwohnerstadt Przemysl
kontrolliert die Polizei. Freiwillige Kämp-
fer , welche die Ukraine unterstützen wol-
len, genießen Priorität bei der Weiterfahrt
ins 14 Kilometer entfernte Grenzdorf; ge-
wöhnliche Ukrainer, die ihre Verwandten
abholen wollen, müssen warten. Die Re-
gierung in Warschau wird währenddessen
nicht müde zu betonen, alle Kriegsflücht-
linge aus der Ukraine seien willkommen.
98 Prozent der Ukrainer wollen laut Vize-
Innenminister Maciej Wasik in Polen
bleiben. Paul Flückiger T

Der Autor ist freier Osteuropa-

Korrespondent.T

Eine Mutter und ihre Töchter versuchen am Bahnhof im westukrainischen Lwiw einen der Züge in Richtung Polen zu erreichen, um sich vor dem Krieg in Sicherheit zu bringen. © picture-alliance/SOLO Syndication/Jamie Wiseman

»Das wird
alles schon
wieder gut,
wir haben
eine starke
Armee.«
Andrej aus Lwiw

»Berichtet
besser
über die

Solidarität der
Polen als uns
Flüchtlinge.«

Ukrainerin über die Hilfs-
bereitschaft in Przemysl

»Anständig zu sein, heißt Angst zu haben«
RUSSLAND Immer mehr Menschen begehren auf gegen Putins Krieg, trotz harter Repressionen

Der Moskauer Angestellten Katja fällt es
schwer, ihre Emotionen in Worte zu fassen.
„Ich fühle mich vollkommen hilflos. Das
ist ganz schrecklich.“ Katja schämt sich für
das Handeln der russischen Regierung, be-
reits 2012 hat sie gegen Präsident Wladimir
Putin demonstriert. „Dieser Krieg wird in
unserem Namen geführt. Aber natürlich
sind alle, die bei Verstand sind, dagegen.“
Massenproteste gibt es allerdings in Russ-
land nicht mehr. Zu gefährlich. „Die Zeiten
haben sich geändert.“

Übermächtige Propaganda Denn viele
wissen schlicht nicht, was Putin derzeit in
der Ukraine anrichtet. Sie glauben der Pro-
paganda: Die Ukraine habe aufgerüstet,
Militär an der Grenze zusammengezogen
und Russland müsse sich verteidigen. Ei-
nen Krieg gegen die Ukraine zu führen, be-
fürworten dabei nur wenige.
Marina Tereschtschenko ist Journalistin
und kommt eigentlich aus dem seit 2014
besetzten Luhansk, von dort ist sie nach
Sewerodonezk geflohen, auf ukrainisch
kontrolliertes Gebiet. Als in der vergange-
nen Woche russische Truppen dorthin vor-
rückten, nahm sie einen Koffer und ihre
Katze und floh weiter ins 300 Kilometer
weiter westlich gelegene Dnipro. Wie die
meisten Menschen im Osten der Ukraine
hat sie Verwandte in Russland. Ihre Ange-

hörigen leben in Surgut, das ist hinter dem
Ural, weit im Norden. Sie hat sie angerufen
und war entsetzt. „Niemand greift euch
an“, hörte sie da, „wartet nur, wenn Russ-
land kommt, wird alles gut.“ Marina Te-
reschtschenko brach das Gespräch ab. Ähn-
lich geht es ihrem Mann. Dessen Verwand-
te leben in Belarus: „Wir befreien die
Ukraine“, erzählten sie ihm am Telefon.
Der Kreml verbreitet seit Jahren die Lüge,
die Ukraine werde von Faschisten regiert.
Gemeint sind damit Demokraten. Viele
Menschen in Russland glauben das. „Ihnen
wurde Jahrzehnte lang das Hirn gewa-
schen“, sagt Tereschtschenko, „es wird Jah-
re dauern, ihnen die Augen zu öffnen“.

900.000 unterzeichnen Petition In ganz
Russland versuchen Menschen dennoch,
mit Protestaktionen ihre Mitbürger aufzu-
klären. Oft sind es kleinere Gruppen, die
sich finden, manchmal ein paar Hundert,
wie in St. Petersburg. Immer wieder gibt es
spontane und unkoordinierte Aktionen
Einzelner gegen den Krieg. Doch die Poli-
zei greift hart durch: Wer gegen das De-
monstrationsverbot verstößt, dem drohen
harte Strafen. Lew Ponomarjow, mit
80 Jahren ein Urgestein der russischen
Menschenrechtsszene, hat eine Petition ge-
gen den Krieg auf den Weg gebracht. In
den ersten zwei Tagen hatten mehr als

900.000 Menschen unterzeichnet, auch
Katja: „Das sind natürlich immer noch we-
nig Unterschriften. Aber so viele in so kur-
zer Zeit hat es in unserem Land noch nicht
gegeben.“ Auch einzelne Berufsgruppen
haben Protestbriefe veröffentlicht, Journa-
listen ebenso wie Wissenschaftler. Das
Moskauer Ausstellungszentrum Garasch
verschob aus Protest Ausstellungen. Und
der junge Dirigent Iwan Welikanow posi-
tionierte sich vor einer Aufführung der
Oper „Figaros Hochzeit“ gegen den Krieg.
Dann dirigierte er einen Auszug aus Beet-
hovens 9. Symphonie Ode an die Freude,
„weil diese Musik die Idee des Friedens am
besten ausdrückt.“ Er wurde entlassen.
In sozialen Medien äußern sich russische
Künstler unterschiedlicher Couleur unter
Hashtags wie #netvojne, #neinzumKrieg.
Einer der ersten, der seine Stimme erhob,
war der populäre Rapper Oxxxymiron. In
einem Video forderte er eine Friedensbe-
wegung ähnlich der in den USA in den
60er- und 70er-Jahren gegen den Vietnam-
krieg. „Die Regierung der USA wollte diese
Bewegung damals als unpatriotisch verun-
glimpfen“, erläuterte der Rapper, „aber die
Geschichte hat gezeigt, dass die Menschen
im Recht waren“. Und Manischa, 2020 rus-
sische Vertreterin beim Eurovision Song
Contest, postete bei Instagram: „Die heuti-
ge Aggression geschieht gegen meinen Wil-

len, gegen den Willen meiner Familie, ich
glaube, auch gegen den Willen unserer Völ-
ker“. Manischas Schwiegermutter kommt
aus der Ukraine.

Sanktionen werden spürbar Dass etwas
nicht in Ordnung ist, merken immer mehr
Russen. Es wird schwieriger, Geld abzuhe-
ben. Geschäfte schließen, Russland ist mit
jedem Tag isolierter. Noch schiebt die Pro-
paganda das dem „aggressiven Westen“ in
die Schuhe. Ob das langfristig Erfolg hat
oder ob die Regierung überzogen hat, wird
sich zeigen. Denn noch gibt es nicht genug
Nachrichten über tote Soldaten, die die
Wut in den Familien und das Verlangen,
das Sterben zu stoppen, schüren könnten.
Die Moskauerin Katja ist skeptisch und
fürchtet, dass es viel zu lange dauern wird,
den Schaden noch zu begrenzen: „Ich den-
ke, es wird in der nächsten Zeit sehr
schlimm. Und dann fügt sie noch hinzu:
In Russland heute anständig zu sein, heißt
Angst zu haben.“ Wie zur Bestätigung hat
die Duma, das russische Parlament, am
vergangenen Freitag die Verbreitung von
Falschinformationen über die Armee unter
hohe Strafe gestellt. 15 Jahre Haft drohen
im Extremfall. Thomas Franke

Der Autor ist freier Osteuropa-

Korrespondent. T
Ukrainische Flüchtlinge warten in einer Autoschlange vor dem Checkpoint Schehyni an
der Grenze zu Polen. © picture-alliance/ | P. Palamarchuk
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Energiekosten steigen - Regierung will Verbraucher entlasten
EEG-UMLAGE, HEIZKOSTENZUSCHUSS, STEUERN Die Ampelkoalition einigt sich auf „Zehn Entlastungsschritte für unser Land“

Noch im letzten Herbst zeigte sich Isabel
Schnabel, deutsches Direktoriumsmitglied
der Europäischen Zentralbank (EZB) si-
cher, dass „Anfang November der Höhe-
punkt der Inflationsentwicklung erreicht
ist und dass die Inflation im kommenden
Jahr wieder allmählich zurückgehen wird,
und zwar in Richtung unseres Inflations-
ziels von zwei Prozent“. Zu den damaligen
Preistreibern Nullzinspolitik und Anleihe-
käufen der EZB sowie zur Corona-Pande-
mie kam inzwischen mit der Ukraine-Krise
und dem folgenden Krieg ein weiterer Fak-
tor hinzu, der die Preissteigerung beschleu-
nigt. Im Februar kletterten die Preise im
Euroraum im Vergleich zum Februar 2021
um 5,8 Prozent, in Deutschland betrug die
Inflationsrate 5,1 Prozent. Wenn die in
Deutschland nicht berücksichtigten Immo-
bilienpreise mit in die Inflationsrate einge-
rechnet werden, liegt diese sogar bei 5,6
Prozent.

Ausufernde Preise Inzwischen haben die
ausufernden Preise bei Strom und Heiz-
kosten sowie für Kraftstoffe und Rohstoffe
auch die Koalition auf den Plan gerufen.
Ende Februar stellten SPD, Grüne und FDP
als Ergebnis ihres Koalitionsausschusses
„Zehn Entlastungsschritte für unser Land“
vor. Das geschnürte Maßnahmenpaket ent-

hält zum Teil bereits bekannte Maßnah-
men. Das Gesamtvolumen wird auf
15,6 Milliarden Euro beziffert, davon
7,1 Milliarden im steuerlichen Bereich.
So soll die EEG-Umlage als Maßnahme zur
Milderung drastisch steigender Stromrech-
nungen komplett entfallen, nachdem es
bereits eine Teilabschaffung zum 1. Januar
2022 gegeben hatte. Neu ist die Erhöhung
des Arbeitnehmerpauschbetrags bei der
Einkommensteuer um 200 Euro auf 1.200
Euro, die zudem rückwirkend zum 1. Janu-
ar 2022 eingeführt werden soll. Rückwir-
kend zum 1. Januar soll auch der Grund-
freibetrag bei der Steuer von derzeit 9.984
um 363 auf 10.347 Euro angehoben wer-
den.
Vorgezogen werden auf 2022 soll die zum 1.
Januar 2024 anstehende Erhöhung der Pau-
schale für Fernpendler auf 38 Cent ab dem
21. Kilometer und die Erhöhung der Mobili-
tätsprämie. Eine Senkung der Mehrwertsteu-
er auf Kraftstoffe oder der Mineralölsteuer,
wie dies die polnische Regierung bereits vor-
gemacht hat, ist in den Koalitionsplanungen
bisher nicht vorgesehen.
Im Sozialleistungsbereich soll für Bedürfti-
ge ein einmaliger Corona-Zuschuss von
100 Euro eingeführt und der bereits im Ko-
alitionsvertrag vereinbarte Sofortzuschlag
für von Armut betroffene Kinder zum

1. Juli 2022 auf den Weg gebracht werden.
Er soll bei 20 Euro pro Monat liegen. Ge-
nannt werden zudem die Erhöhung des
Mindestlohns, die Verlängerung des Kurz-
arbeitergeldes und die Einführung eines
Heizkostenzuschusses für Wohngeldbezie-
her, Studenten sowie Auszubildende.
Außerdem sind zahlreiche weitere steuerli-
che Maßnahmen vorgesehen, die ursprüng-

lich die Folgen der Corona Pandemie ab-
mildern sollten und als „Viertes Gesetz zur
Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen
zur Bewältigung der Corona-Krise“ bereits
vom Bundeskabinett beschlossen worden
sind. Zu den darin enthaltenen Maßnah-
men gehört unter anderem eine Steuerfrei-
heit von Sonderleistungen der Arbeitgeber
bis zu einem Betrag von 3.000 Euro. Au-

ßerdem werden die Regelungen zur Home-
office-Pauschale bis Ende Dezember 2022
verlängert. Damit bestehe für Steuerpflich-
tige in der Corona-Pandemie eine einfache
und unbürokratische Möglichkeit, Aufwen-
dungen für die Arbeit in der Wohnung als
Betriebsausgaben oder Werbungskosten
abziehen zu können.

Bessere Abschreibung Die verbesserten
Möglichkeiten zur Inanspruchnahme der
degressiven Abschreibung sollen auch für
im Jahr 2022 angeschaffte Wirtschaftsgüter
verlängert werden. Die degressive Abschrei-
bung fördere die schnellere Refinanzierung
und schaffe über diesen Mechanismus be-
reits im noch laufenden Veranlagungszeit-
raum unternehmerische Vorteile und In-
vestitionsanreize, die zu einer nötigen Sta-
bilisierung der Wirtschaft beitragen könn-
ten. Es habe sich zudem gezeigt, dass der
Verlustrücktrag positive Effekte auf die Li-
quidität von Unternehmen haben könne.
Außerdem plant die Regierung, die erwei-
terte Verlustverrechnung bis Ende 2023 zu
verlängern. Der Höchstbetrag beim Verlus-
trücktrag soll für 2022 und 2023 auf zehn
Millionen Euro beziehungsweise auf
20 Millionen Euro bei Zusammenveranla-
gung angehoben werden. Verlängert wer-
den sollen auch die Investitionsfristen für

steuerliche Investitionsabzugsbeträge und
Reinvestitionen.

Opposition fordert mehr Der Opposition
gehen die Maßnahmen nicht weit genug.
Der Sofortzuschlag für Kinder in einkom-
mensschwachen Familien sei weder in der
Höhe noch im Hinblick auf den Zeitpunkt
des Inkrafttretens akzeptabel, erklärt die
kinder- und jugendpolitische Sprecherin
der Linken, Heidi Reichinnek.
Der AfD-Sozialpolitiker René Springer for-
dert die Abschaffung der CO2-Steuer, das
Aussetzen der Mehrwertsteuer auf Strom
und Gas sowie die Erhöhung des steuerli-
chen Grundfreibetrags, „sodass Arbeitneh-
mern mehr Netto vom Brutto in der Tasche
verbleibt“.
Für den finanzpolitischen Sprecher der
CSU-Landesgruppe, Sebastian Brehm, hat
sich das Entlastungspaket der Koalition be-
reits als „Päckchen“ entpuppt. Die Maß-
nahmen gingen an den tatsächlichen Erfor-
dernissen vorbei. Viele notwendige Maß-
nahmen wie die Senkung von Energiesteu-
ern fehlten. Arbeitnehmerunfreundlich sei
die Weigerung der Ampelkoalition, die
Pendlerpauschale vom ersten Kilometer an
zu erhöhen. „Der erste Kilometer ist genau-
so teuer wie der 22. Kilometer“, sagt
Brehm. Hans-Jürgen Leersch T

D
Mit brutalstmöglicher
Deutlichkeit führt Russ-
lands Krieg gegen die
Ukraine der Welt vor Au-
gen, wie abhängig sie von
Wladimir Putin ist. Am

Wollen und Tun des Potentaten im Kreml
hängt die Sicherheit Europas. Die der Men-
schen – und die der Energieversorgung.
Vor allem Deutschland ist in höchstem
Maße auf Lieferungen aus Russland ange-
wiesen. Der Anteil russischer Importe an
den Rohöleinfuhren liegt bei rund 35 Pro-
zent, der an den fossilen Gasimporten bei
rund 55 und der an Kohle bei 50 Prozent.
Das soll sich ändern, je schneller, desto
besser, sagte Bundeswirtschafts- und Kli-
maschutzminister Robert Habeck (Bündnis
90/Die Grünen) in einer Sondersitzung des
Ausschusses für Klimaschutz und Energie,
am vorvergangenen Freitag.
Die Versorgungssicherheit sei gewährleis-
tet, versicherte Habeck. Selbst dann, wenn
die Lieferungen aus Russland als Reaktion
auf Sanktionen und das vorläufige Ende
der Ostseepipeline Nord Stream 2 gestoppt
würden, was bisher nicht der Fall ist:
Deutschland werde gut durch den Sommer
und Herbst kommen – aber, schränkte Ha-
beck ein, mit Blick auf den kommenden
Winter und darüber hinaus, müsse „die Re-
silienz deutlich erhöht“ werden.
Inzwischen debattiert die ganze Republik
darüber, wie das aussehen könnte. Ausbau
der Erneuerbaren? Andere Lieferanten fos-
siler Rohstoffe? Ein verzögerter Kohle- oder
Atomausstieg? Es dürfe keine „Denktabus“
geben, sagt Habeck. Bei der Energiepolitik
gehe es jetzt nicht mehr nur um den
Kampf gegen den Klimawandel, sondern
um eine Frage „der nationalen Sicherheit“.
In der Praxis bedeutet das: Langfristig
könnte die von Kanzler Olaf Scholz (SPD)
im Bundestag ausgerufene „Zeitenwende“
sich als Turbo für die Energiewende erwei-
sen – kurzfristig aber werden fossile Ener-
gieträger boomen. Und die Preise steigen.
Habecks Plan fußt nun auf drei Säulen.

Weg von russischem Gas Das hat höchste
Priorität: In den vergangenen Monaten ha-
be Russland seine Lieferungen gedrosselt,
die deutschen Gasspeicher „systematisch“
entleert, ist Habeck überzeugt und will, da-
mit Deutschland auch außenpolitisch sou-
veräner weil unabhängiger agieren kann,
eine nationale Gasreserve aufbauen – bei
gleichzeitiger Diversifizierung der Bezugs-
quellen.
Eine solche Diversifizierung der Lieferer
und eine Verringerung der Importabhän-
gigkeit soll es auch bei der Kohle geben.
Gemeinsam mit den Kraftwerksbetreibern
sollen Beschaffung und Reservebildung vo-
rangetrieben werden. Zwar hat sich das
Ampelbündnis im Koalitionsvertrag zum
Ziel gesetzt, den für 2038 vereinbarten
Ausstieg aus der Kohle-Verstromung „idea-
lerweise“ bereits 2030 zu schaffen. Inzwi-
schen heißt es aber selbst in Habecks Mi-
nisterium, dass in den kommenden Mona-
ten vor allem Kohlekraftwerke die Strom-
produktion übernehmen sollen – und
nicht auszuschließen sei, dass die in
Deutschland länger laufen müssen, um das
Land energiepolitisch unabhängiger von
Russland zu machen. „Da muss der Prag-
matismus jede politische Festlegung schla-
gen, die Versorgungssicherheit muss ge-
währleistet sein“, sagte der Grünen-Politi-
ker.

Flüssiggas-Terminal Parallel zum Aufbau
der Reserven soll die noch fehlende Infra-
struktur für den Import von verflüssigtem
Erdgas (LNG) geschaffen werden – auch
wenn es dabei um klimaschädliches Fra-
ckinggas aus den USA gehe. Dafür will Ha-
beck den Bau eines deutschen Terminals
vorantreiben, „damit wir auf eigenem
Staatsterritorium über die Energieversor-

gung und Energiesouveränität bestimmen
können“. Die Anlage, die LNG verflüssigt
speichere und bei Bedarf in gasförmiges
Erdgas umwandele, müsse allerdings so ge-
baut werden, dass sie „wasserstoffready“
sei. Soll heißen: Die Anlage soll künftig
auch genutzt werden können, um klima-
freundlichen Wasserstoff umzuschlagen.

Ausbau des Ökostroms Das ist die zen-
trale Aufgabe, der Dreh- und Angelpunkt:
mehr Strom aus Wind und Sonne. Die He-
rausforderung dabei ist: Jetzt erst einmal
schnell Gas, Öl und Kohle in ausreichen-
der Menge besorgen - und zugleich den
Abschied von diesen fossilen Energien zu
organisieren. Und das am besten auch
schneller als bisher geplant und ohne so-
ziale Verwerfungen.
„Freiheitsenergien“, nannte Bundesfinanz-
minister und FDP-Chef Christian Lindner
die erneuerbaren Energien im Bundestag.
Weil sie die Antwort sind auf die Frage, wie
Deutschland unabhängiger - nicht nur,
aber vor allem - von Russland werden
kann.
Am vergangenen Montag stellte das Wirt-
schafts- und Klimaschutzministerium ein
Paket neuer Gesetzentwürfe vor. Ihr Kern ist
der beschleunigte Ausbau der erneuerbaren

Energien, mehr Windräder zu Land und auf
See, mehr Solarpanels auf den Dächern und
Freiflächen. Die Vollversorgung mit Strom
aus erneuerbaren Energien soll nicht mehr
irgendwann „vor 2050“, sondern schon bis
2035 möglich gemacht werden.
„Damit richtet Deutschland den Zubau der
erneuerbaren Energien konsequent auf den
1,5-Grad-Klimaschutz-Pfad aus“, heißt es
in dem Entwurf, der eine Verdreifachung
der Ökostrom-Produktion innerhalb von
acht Jahren vorsieht und zugleich alle
Energieverbraucher entlasten soll.
Der Ökostrom-Anteil soll von heute rund
42 Prozent auf 80 Prozent bereits 2030
verdoppelt werden. Da die Bundesregie-
rung davon ausgeht, dass der Strombedarf
insgesamt stark steigt, muss die Ökostrom-
Produktion insgesamt sogar mehr als ver-
dreifacht werden, um das Planziel zu errei-
chen.
Um den Windkraft-Ausbau zu beschleuni-
gen, soll juristischer Widerstand durch ein
umfassendes Ökostrom-Privileg deutlich
erschwert werden. So soll im Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) der Grundsatz ver-
ankert werden, dass die Nutzung erneuer-
barer Energien im überragenden öffentli-
chen Interesse liegt und der öffentlichen Si-
cherheit dient.

Es gibt von mancher Seite Zweifel daran,
dass die Ziele mit den vorgesehenen Mit-
teln in der nötigen Zeit erreicht werden
können. Was, wenn Russland seine Öl-,
Gas- und Kohlelieferungen doch stoppt?
Und lohnt es nicht doch, mit Blick auf das
CO2-Reduktionsziel über einen späteren
Atomausstieg nachzudenken?

Atomausstieg Einige Wirtschaftsminister
der Bundesländer haben sich bereits für
eine Prüfung längerer Laufzeiten ausge-
sprochen. Selbst Habeck schließt nicht ka-
tegorisch aus, die Laufzeit der letzten drei
Atomkraftwerke in Deutschland über
2022 hinaus zu verlängern. Man werde
das prüfen. Er wolle eine weitere Nutzung
der Atomenergie nicht „ideologisch ab-
wehren“, sagte er - machte aber zugleich
klar, dass er sie für ungeeignet hält: Die
Vorprüfung seines Ministeriums habe er-
geben, dass die Atomkraft für den Winter
2022/23 keine Hilfe wäre. Die Vorberei-
tungen für die anstehenden Abschaltun-
gen seien so weit fortgeschritten, dass die
Atomkraftwerke „nur unter höchsten Si-
cherheitsbedenken und möglicherweise
mit noch nicht gesicherten Brennstoffzu-
lieferungen“ weiter betrieben werden
könnten. Michael Schmidt T

Wie geht es weiter: Mit mehr Kohle oder mehr Windenergie? Vorerst wohl mit beidem. © picture-alliance/dpa/Julian Stratenschulte

Energie-Wende
KRAFTAKT Wie die Regierung die extreme Abhängigkeit
von Gas, Öl und Kohle aus Russland überwinden will

Die offene Flanke
der Versorgung
ERDGAS Deutschlands größter Speicher gehört Gazprom

Die eigene Energieversorgung Deutsch-
lands bleibt die offene Flanke, vor allem
beim Erdgas. 55 Prozent der hierzulande
verbrauchten Gasmengen liefert Russland,
und 25 Prozent der Gasspeicherkapazitä-
ten in Deutschland gehören dem russi-
schen Staatskonzern Gazprom oder Toch-
ter- und Beteiligungsfirmen. Auch der
größte Gasspeicher Westeuropas befindet
sich im Besitz der Russen. Im niedersächsi-
schen Rheden betreibt die Gazprom-Toch-
ter Astora Speicher, die 3,9 Milliarden Ku-
bikmeter fassen. Erdgas ist der wichtigste
Energieträger der Industrie,
und jeder zweite Haushalt
heizt mit Erdgas.
Wie konnte es dazu kom-
men? Die Sowjetunion und
Russland galten über Jahr-
zehnte als verlässliche
Energielieferanten. Selbst
als Russland im Jahr 2014
die Halbinsel Krim annek-
tierte und Gebiete im Os-
ten der Ukraine besetzte,
änderte sich daran nichts.
Im Gegenteil, 2015 ließ es
die damalige Bundesregie-
rung zu, dass Gazprom seinen Geschäfts-
bereich in Deutschland weiter ausbaute.
Der russische Staatskonzern wollte nicht
nur Gaslieferant sein, sondern selber auch
auf dem deutschen Markt tätig sein. So be-
kam das Unternehmen direkten Zugriff auf
die Kunden. Der Umbau, die Entflechtung
und die Neuaufstellung des deutschen
Gasmarktes begünstigten diesen Prozess
noch. Im Tausch zum Eintritt der Russen in
den deutschen Markt erhielt die BASF-
Tochter Wintershall Anteile an der Gasför-
derung in Sibirien. Und seit 2015 ist die
Gazprom-Tochter Astora Besitzer des Gas-
speichers in Rheden.
Auf den Seiten der Initiative Energie Spei-
chern e.V. (INES), einem Zusammen-
schluss von Betreibern deutscher Gasspei-
cher, die über 90 Prozent der deutschen
Gasspeicherkapazitäten repräsentieren, ist
einsehbar, wer die Firmen sind. Die meis-
ten sind sehr eng mit Russ-
land verbunden. Wie bei-
spielsweise der Erdgasspei-
cher Peißen in Sachsen-An-
halt, der 2019 von einem
Konsortium, bestehend aus
Gazprom Germania und
der VNG Leipzig, gegründet
wurde und den beiden Ge-
sellschaften je zur Hälfte
gehört. Und auch die Gas-
händler, die die Speicher
mit der Befüllung beauftra-
gen, stehen in großer Nähe
zu Russland. So betreibt
Gazprom die größte Erdgashandelsgesell-
schaft Deutschlands, die frühere BASF-
Tochter Wingas, seit 2015 vollständig.
„Die deutsche Energiewirtschaft blickt mit
Bestürzung und großer Sorge auf die Situa-
tion in der Ukraine“, schreibt der Bundes-
verband der Energie- und Wasserwirtschaft
(BDEW), der über 1.900 Unternehmen
vertritt, in einem Memo vom 28. Februar
2022. Zwar halten Gazprom und die Töch-
ter ihre Lieferverträge ein, doch wie lange
noch? Nicht erst nach dem Einmarsch rus-
sischer Truppen in die Ukraine und der
Verhängung von Sanktionen durch die EU
sind die Gasspeicher in Deutschland be-
denklich leer. Der aktuelle Füllstand lag
Anfang März bei knapp 30 Prozent. Bun-
deswirtschaftsminister Robert Habeck

(Grüne) will deshalb eine nationale Gasre-
serve in Deutschland aufbauen und hat da-
zu nun einen Gesetzentwurf vorgelegt. Bis-
her gibt es eine solche Reserve nur für Erd-
öl, bei Lieferunterbrechungen würden die
Reserven rund 90 Tage ausreichen.
Die privatwirtschaftlich betriebenen Gas-
speicher und die Händler unterliegen bis-
lang keinen gesetzlichen Verpflichtungen,
was Mindestfüllstände angeht. „Für zustän-
dige Behörden gibt es derzeit keine ausrei-
chenden Instrumente, um die Füllstände
der Gasspeicher zu beeinflussen. Hierüber

entscheiden allein die pri-
vaten Betreiber“, heißt es in
dem Gesetzentwurf aus
dem Bundesministerium
für Wirtschaft und Klima-
schutz (BMWK).
In einer Novelle des Ener-
giewirtschaftsgesetzes soll
nun unter anderem gere-
gelt werden, zu welchem
Stichtag die Speicher wel-
che Menge eingelagert ha-
ben müssen. So sollen zum
1. August die Speicher zu
65 Prozent gefüllt sein, am

1. Dezember zu 90 Prozent und Anfang
Februar zu 40 Prozent. Zudem soll auch
die Durchsetzung der Befüllung festgelegt
werden. Das Gesetz soll zeitnah in den
Bundestag eingebracht und spätestens im
April beschlossen werden, damit es zum
1. Mai 2022 in Kraft treten kann. Das sei
nötig, damit das komplette Sommerhalb-
jahr zur Befüllung der Speicher zur Verfü-
gung stehe.
Die INES hält das Gesetz „für ungeeignet,
um den verfolgten Zweck (Mindestbefül-
lung) zu erreichen“, schreibt die Vereini-
gung. Es bestünden keine Verpflichtungen
für Händler, Speicherkapazitäten zu bu-
chen. „Bleiben die Speicherkapazitäten un-
gebucht oder werden sie aufgekündigt,
läuft das Gesetz ins Leere“.
Von der Astora heißt es: „Wir als Speicher-
betreiber können keine Aussage darüber
treffen, wie unsere Speicherkunden ihre ge-

buchten Speicherkapazitä-
ten künftig bewirtschaften“.
Grundsätzlich setze der
Markt in Form des Gasprei-
ses den Anreiz dafür. Im
bald endenden Speicher-
jahr handele es sich primär
um „ein Marktversagen,
weil Händler in der klassi-
schen Einspeicherperiode
(Sommer 2021) auf sinken-
de Gaspreise gehofft hatten
und keine Anreize zur Ein-
speicherung vorlagen“.
Doch Minister Habeck will

die Energieversorgung nun breiter aufstel-
len. Er veranlasste Mitte vergangener Woche
den Kauf von Erdgas im Wert von
1,5 Milliarden Euro. Sollten die Lieferungen
wegen des Ukrainekriegs ausfallen, könnten
gerade einmal 40 Prozent der europäischen
Erdgasnachfrage selbst bei kompletter Aus-
lastung aller verfügbaren Flüssigerdgas-Ter-
minals gedeckt werden. „Wenn man alle
Gasspeichermengen und Flüssiggas-Importe
kombiniert, kann Deutschland bis zum
Sommer durchhalten. Im folgenden Winter
wird allerdings notgedrungen ein Engpass
entstehen“, sagte Energieexperte Andreas
Schröder dem „Handelsblatt“. Und so wird
die eigene Energieversorgung Deutschlands
auch in den nächsten Jahren die offene
Flanke bleiben.. Nina Jeglinsk T

»Über die Füll-
stände der
Gasspeicher
entscheiden

die Betreiber.«
Bundesministerium für
Wirtschaft und Klima-

schutz (BMWK)

»Im folgenden
Winter wird
notgedrungen
ein Engpass
entstehen.«
Andreas Schröder,
Energieanalyst
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Die Bänder stehen still
WIRTSCHAFT Die Folgen des Krieges belasten auch deutsche Unternehmen. Minister Habeck kündigt Hilfen an

S
anktionen, Lieferstopps, vorü-
bergehende Standortschließun-
gen: Auch wenn Russland als
das flächenmäßig größte Land
der Welt mit seinen rund
144 Millionen Einwohnerinnen

und Einwohnern nicht Deutschlands wich-
tigster Handelspartner ist, so haben der
Angriff auf die Ukraine durch die russische
Armee und die Reaktionen darauf dennoch
einen massiven Einfluss auf die deutsche
Wirtschaft.
Während viele Branchen weiterhin mit den
Folgen der Corona-Pandemie kämpfen,
verstärkt der Krieg in Europa bereits beste-
hende Probleme. Die ohnehin hohen
Energiepreise werden weiter steigen und
die vorhandenen Lieferengpässe werden
sich weiter verschärfen, da sind sich Wirt-
schaftsfachleute allerorten einig.
Doch nach Einschätzung von Wirtschafts-
minister Robert Habeck
(Bündnis 90/Grüne) kann
Deutschland die Belastun-
gen schultern. Die Hoff-
nung sei zwar gewesen, ab
dem zweiten Quartal 2022
einen stärkeren Auf-
schwung zu sehen, sagte
Habeck Ende vergangener
Woche. Doch alle Unter-
nehmen würden die Sank-
tionen gegen Russland voll
mittragen.
Eine Rezession in Deutsch-
land wird es laut Habeck
nur geben, sollte die Produktion zum Er-
liegen kommen. Der Wirtschaftsminister
kündigte zudem ein Kreditprogramm der
Förderbank KfW an. Das Programm solle
ähnlich gestaltet werden wie KfW-Hilfen in
der Corona-Pandemie.

Export und Import Zwar ist Deutschland
weniger vom Handel mit Russland abhän-
gig als umgekehrt. Doch ein genauerer
Blick zeigt, dass es auf die Art der Güter an-
kommt, die im- beziehungsweise expor-
tiert werden. Während deutsche Unterneh-
men vor allem hochtechnische Endpro-
dukte nach Russland liefern, ist die Wirt-
schaft hierzulande in hohem Maß von
Rohstoff-Importen aus Russland abhängig.
Nach Angaben der German Trade and In-
vest, der deutschen Gesellschaft für Außen-
wirtschaft und Standortmarketing, waren
Erdöl und Erdgas mit 32,6 respektive 28,6
Prozent die am häufigsten aus Russland
importierten Güter im Jahr 2020 (Anteil
am Gesamtimport von 21,5 Milliarden
Euro). Doch auch Metalle sind ein wichti-
ger Rohstoff, auf den Deutschland ange-
wiesen ist. Wie „Der Spiegel“ berichtet,
sind sogenannte Nichteisen-Metalle zu-
sammen mit Eisen und Stahl neben den

Energieträgern die einzigen relevanten Gü-
ter im Export nach Deutschland und
machten 2020 rund zwölf Prozent aus.
Der Deutsche Industrie- und Handelskam-
mertag (DIHK) kappte Ende vergangener
Woche bereits seine Exportprognose für
das laufende Jahr. Das bisher angenomme-
ne deutsche Exportwachstum von sechs
Prozent für 2022 sei nicht mehr zu schaf-
fen, sagte DIHK-Außenwirtschaftschef Vol-
ker Treier.

Handelsbeziehungen Doch nicht nur
hierzulande bekommt die Wirtschaft die
Folgen des Krieges zu spüren. Auch die
deutschen Unternehmen in Russland sind
vom Einmarsch von Putins Armee in das
Nachbarland beeinträchtigt. Der Chef der
deutsch-russischen Auslandshandelskam-
mer (AHK), Matthias Schepp, äußerte ge-
genüber der Deutschen Presse-Agentur die

Befürchtung, dass sich nun
immer mehr deutsche Un-
ternehmen aus Russland
zurückziehen könnten.
Laut Schepp war bereits im
Jahr 2021 ein Rückgang um
acht Prozent im Vergleich
zum Vorjahr zu beobach-
ten, was unter anderem an
den seit 2014 bestehenden
Sanktionen und den ohne-
hin schwierigen Geschäfts-
bedingungen in Russland
liege. Nach Angaben russi-
scher Steuerbehörden wa-

ren zuletzt noch 3651 Firmen mit deut-
schem Kapital im Land tätig. In den ver-
gangenen zehn Jahren hätten sich aber be-
reits 42 Prozent der deutschen Unterneh-
men aus ihren Geschäften zurückgezogen.
AHK-Chef Schepp fügte hinzu, dass die
jüngsten Drohungen russischer Politiker,
das Eigentum westlicher Unternehmen zu
verstaatlichen, diesen Effekt noch verstär-
ken könnten.

Automobilbranche Große Wucht entfalte-
te die Meldung, dass der VW-Konzern die
Produktion seiner Autos in Russland und
den Export aller Marken seines Konzerns
– dazu gehören unter anderem Audi, Seat,
Skoda und Porsche – in das Land „bis auf
weiteres“ einstellt. Weil wichtige Teile feh-
len, die die Autobauer von Zulieferern aus
der Ukraine bekommen, drohen auch die
Bänder anderer Automobilkonzerne still-
zustehen. Wie das „Manager Magazin“ be-
richtete, fehlen in der Autoproduktion vor
allem Kabelsätze und Bordnetze des Zulie-
ferers Leoni. Dieser hatte bislang in der
Westukraine produziert. Nach Angaben des
Branchenverbandes VDA unterhalten deut-
sche Unternehmen der Automobilindus-
trie 49 Fertigungsstandorte von Zulieferern

und Herstellern in der Ukraine und Russ-
land. Die Einschränkungen machten sich
auch an den Börsen bemerkbar: Der Index
für den europäischen Autosektor fiel in der
Spitze um 3,2 Prozent auf den tiefsten
Stand seit mehr als einem Jahr. Im Dax ver-
lieren Porsche, Continental, Volkswagen,
BMW und Mercedes-Benz zwischen
5,5 und drei Prozent.

Landwirtschaft Nach Angaben des Deut-
schen Raiffeisenverbandes (DRV) war für
das laufende Jahr davon ausgegangen wor-
den, dass Russland und die Ukraine zu-
sammen rund 100 Millionen Tonnen Wei-
zen und Mais exportieren. Das entspricht

einem Anteil von rund 25 Prozent der
weltweiten Exporte. Während Staaten in
Nordafrika, Asien und im Nahen Osten
durch den Lieferausfall bei Weizen und
Mais massive Probleme in der Nahrungs-
mittelversorgung bekommen könnten,
sieht die Situation für Deutschland in die-
sem Punkt besser aus.
„Deutschland und die Europäische Union
sind nicht zwingend auf Importe aus die-
ser Region angewiesen“, sagte DRV-Ge-
schäftsführer Henning Ehlers. Deutschland
habe bei Weizen einen Selbstversorgungs-
grad von mehr als 100 Prozent; „das ist in
der aktuellen Situation sehr beruhigend“,
fügte Ehlers hinzu. Doch obwohl sich die

weltweite Teuerung für Weizen kaum auf
den deutschen Brotpreis durchschlagen
werde, sieht es laut DRV im Futtermittelbe-
reich anders aus, da noch große Mengen
Mais in der Ukraine und Russland lager-
ten, die jetzt auf dem internationalen
Markt fehlten.
Außerdem gehören beide Länder zu den
Hauptproduzenten von Sonnenblumen-
kernen und -öl, Fachleute rechnen bei die-
sen Produkten mit Engpässen und Preis-
steigerungen. Der Deutsche Bauernverband
befürchtet wegen Lieferproblemen unter
anderem von Dünger und Saatgut damit,
dass die Frühjahrsbestellung der Äcker
nicht mehr möglich sein wird.

Luftverkehr Die Airlines hatten mit Aus-
blick auf eine abflauende Pandemie auf ei-
ne Erholung ihrer Branche gehofft. Doch
da aufgrund der Luftraumsperrungen Russ-
land nicht mehr an- und überflogen wer-
den kann, müssen die Fluggesellschaften
ihre Routen umplanen und Ausfälle im
Verkehr von und nach Russland verkraften.
Auf den Alternativrouten von Europa nach
Japan, Korea und China erhöhen sich Flug-
zeiten und Kerosinverbrauch. Die Lufthan-
sa hatte eigentlich ein starkes Reisejahr er-
wartet, sieht aber im Krieg eine große Unsi-
cherheit für die erhoffte Erholung, wie
Lufthansa-Vorstandschef Carsten Spohr
mitteilte. Elena Müller T

Der Volkswagen-Konzern hat den Export seiner Autos nach Russland vorübergehend eingestellt. © picture-alliance/dpa/ZB/Sebastian Kahnert

AnWeizen für
Brot fehlt es
nicht, aber an
Elektrokabeln

für die
Autobauer

Schockwellen rasen durch das russische Finanzsystem
SANKTIONEN Die Blockade der Notenbank trifft Moskau besonders hart. Erster Bankenzusammenbruch. Ausfälle an den Finanzmärkten treffen auch den Westen

Die von den USA und der Europäischen
Union verhängten neuen Finanzsanktio-
nen gegen Russland rasen wie Schockwel-
len nach und durch Russland. Die Wäh-
rung Rubel verlor kurzzeitig bis zu 40 Pro-
zent ihres Wertes, die Kurse russischer
Schuldverschreibungen und Staatsanleihen
stürzten ebenso wie die Aktienkurse ins
Bodenlose. Allerdings kommt ein Teil der
Schockwellen auch wieder zurück an den
Ausgangspunkt.

»Totaler Wirtschaftskrieg« Der französi-
sche Finanz- und Wirtschaftsminister Bru-
no Le Maire spricht klipp und klar aus, was
die Sanktionen bezwecken: „Wir werden
einen totalen Wirtschafts- und Finanzkrieg
gegen Russland führen. Wir zielen auf das
Herz des Machtsystems Putin.“ Nicht ganz
so krass formuliert der deutsche Finanzmi-
nister Christian Lindner (FDP): „Die Aus-
wirkungen auf die russische Wirtschaft
sind exorbitant. In der Öffentlichkeit wur-
de viel über das Zahlungssystem SWIFT ge-
sprochen. Aber noch größere Tragweite ha-
ben die Einschränkungen in der russischen
Notenbank, wie man nun sieht.“ Die Mos-
kauer Zentralbank könne nun nicht mehr
voll über die Devisenreserven von 600 Mil-
liarden Dollar verfügen. Das werde die
Durchhaltefähigkeit Russlands stark ein-
schränken. „Die Währung ist in Turbulen-
zen, die Börsenkurse brechen ein, russische
Banken sind teilweise in Abwicklung“,
stellt Lindner zu den Wirkungen der Sank-
tionen gegen Russland bereits nach weni-
gen Tagen fest.
Das internationale Zahlungssystem SWIFT
mit Sitz in Belgien, organisiert als eine Art
Genossenschaft, ist im Prinzip nichts ande-
res als ein weltweites Nachrichtensystem,
mit dem Absender und Empfänger von Fi-
nanztransaktionen informiert werden. Oh-
ne Anschluss an SWIFT sei eine Bank blind
in dem System, erläutert der Chefvolkswirt

der Sparkassen-Fondsgesellschaft Deka, Ul-
rich Kater. Jede am SWIFT-System teilneh-
mende Bank hat eine BIC-Nummer, die
Kunden auf ihrer Girocard finden können.
SWIFT lasse sich aber umgehen, erläutert
Kater. So könnten Banken den Zahlungs-
verkehr auch über Telefaxe oder Anrufe or-
ganisieren, wie man es vor SWIFT getan
habe.
Wirkungsvoller ist es, Banken auf die Sank-
tionslisten der USA und der Europäischen
Union zu setzen: „Das ist dann der ultima-
tive Ausschluss“, so Kater. Genau das ist in-
zwischen mit sieben russischen Banken ge-
schehen. „An den Finanzmärkten hat der
Kreml die erste Schlacht verloren“, bilan-
ziert Olivier de Berranger von der Fondsge-

sellschaft LFDE die Lage nach den ersten
Kriegstagen.
Dies liegt vor allem an der Isolierung der
russischen Zentralbank, deren Auslands-
konten im Rahmen der Sanktionsmaßnah-
men eingefroren wurden. Die Folge ist,
dass Russland an den westlichen Finanz-
märkten gegen sinkende Rubelkurse nicht
mehr mit dem Abstoßen von anderen
Währungen aus seinen Reserven reagieren
und damit Rubel zur Stützung des Kurses
aufkaufen kann. Die russische Zentralbank
griff inzwischen zu einem Bündel von an-
deren Maßnahmen. So dürfen russische
Bürger bei der Ausreise aus Russland Devi-
sen nur noch im Gegenwert von höchstens
10.000 US-Dollar mitnehmen.

Russische Unternehmen werden gezwun-
gen, vier Fünftel ihrer in anderen Währun-
gen erzielten Exporterlöse in Rubel umzu-
tauschen und damit die Zentralbank mit
neuen Devisen zu versehen. Dies trifft al-
lerdings auch auf ausländische Unterneh-
men (etwa im Rohstoffbereich) zu, die aus
Russland exportieren und nun ihre Gewin-
ne nicht mehr an ihre Muttergesellschaften
im Ausland transferieren können.

Risiko überschaubar „Die Blockade der
russischen Notenbank zieht den Teppich
unter dem Finanzsystem hinweg“, kom-
mentiert der Schweizer Bankier Stefan Ger-
lach. Der deutsche Bankenpräsident und
Chef der Deutschen Bank, Christian Se-
wing, erwartet so gut wie keine Probleme
für die deutschen Institute. Die deutschen
Banken hätten schon seit der Annexion der
Krim 2014 ihr Engagement in Russland
stark reduziert: „Für unser Bankensystem
insgesamt ist das Risiko überschaubar.“
Die russische Zentralbank verdoppelte in-
zwischen ihren Leitzinssatz auf 20 Prozent.
Damit soll versucht werden, dass die russi-
schen Bankkunden ihr Geld bei den Ban-
ken lassen, weil es jetzt erheblich höhere
Zinsen gibt. Doch die langen Schlangen
vor den Bankautomaten in Moskau und
anderen Städten sprechen eine andere
Sprache.
Auch wenn das russische Finanzsystem
wankt, so ist es noch nicht am Ende. Ein
Teil der Devisenreserven befindet sich
ebenso wie Gold im Gegenwert von 132
Milliarden Dollar in der Moskauer Zentral-
bank. Es gibt Spekulationen, dass Russland
seine in den letzten Jahren enger geworde-
nen Verbindungen zu China nutzen und
eventuell über Peking an den Sperren des
Westens vorbeikommen könnte.
Angeblich hält die russische Zentralbank
Anlagen mit einem Gegenwert von 77 bis
90 Milliarden Dollar in chinesischer Wäh-

rung bei der Zentralbank in Peking, die
von den Sanktionen nicht betroffen sind.
Bei Transaktionen nach China war SWIFT
schon bisher weniger wichtig, weil Russ-
land und China ein Konkurrenzsystem er-
stellt hatten, das diese Länder in Zukunft
auch für Geschäfte mit neutralen Drittstaa-
ten nutzen könnten, um die von Ihnen kri-
tisierte Vorherrschaft des amerikanischen
Dollar abzubauen. Auch neue Blockchain-
Technologien sind möglicherweise zur
Zahlungsabwicklung nutzbar.

Preisexplosion bei Rohstoffen Aller-
dings laufen inzwischen auch Schockwel-
len in die Gegenrichtung. Russland ist
nicht nur wichtiger Lieferant von Öl, Gas
und Kohle, sondern auch von selteneren
Rohstoffen wie Nickel, Aluminium und
Palladium. Die Preise für diese Rohstoffe
haben eins gemeinsam: Sie befinden sich
auf historischen Höchstständen und stei-
gen weiter. Russland-Experten der Com-
merzbank befürchten, dass es Angebots-
ausfälle aus Russland bei für die Industrie
wichtigen Rohstoffen geben wird. In einer
Analyse wird davon ausgegangen, dass
nicht nur die SWIFT-Probleme zu Ausfäl-
len führen, sondern dass auch westliche
Banken die Finanzierung von Geschäften
verweigern, Versicherungen die Schiffsla-
dungen nicht mehr versichern und durch
die Einstellung des Luftverkehrs ein zentra-
ler Transportweg für Rohstoffe wie Palladi-
um geschlossen wurde. Da aus der Ukraine
bereits per Schiff kein Weizen mehr nach
Europa kommt und auch die russischen
Lieferungen erschwert werden, befinden
sich inzwischen die Preise für Weizen auf
Rekordniveau.
Zudem rollen Dollar und Euro weiterhin
aus dem Westen Richtung Moskau. Um die
Gas- und Öllieferungen aus Russland nicht
zu gefährden, bleibt das SWIFT-System in
diesen Fällen geöffnet. So ist die Gazprom-

Bank weiterhin im SWIFT-System vertreten.
Die EU, die USA und Großbritannien
überweisen pro Tag etwa 350 Millionen
Dollar für Öl und 250 Millionen Dollar für
Gas an die russischen Unternehmen.
Schockwellen kommen zudem bei jedem
Bundesbürger direkt an. Dass die Inflati-
onsrate auch im Februar über fünf Prozent
lag, hat in erster Linie mit den gestiegenen
Energie- und Nahrungsmittelpreisen zu
tun. Der jüngste Preisschub bei Erdöl und
Erdgas ist in diesem Zahlen noch nicht
einmal enthalten, so dass eine Inflationsra-
te von über fünf Prozent über das Jahr ge-
sehen immer wahrscheinlicher wird. Der
Rohstoffmangel bringt zudem den Wachs-
tumsmotor zum Stottern und bremst die
Erholungstendenzen der deutschen Wirt-
schaft nach dem Abflauen der Corona-
Pandemie wieder aus.
Das Nachsehen haben auch Sparer, die ih-
re Festgelder gerne bei den Töchtern russi-
scher Banken in Österreich und Deutsch-
land anlegten. Die „Sperbank“ in Öster-
reich, bei der rund 842 Millionen Euro
Spargelder von Bundesbürgern gelegen ha-
ben sollen, hat Konkurs angemeldet, die in
Deutschland ansässige VTB-Bank (180.000
Kunden mit vier Milliarden Euro Anlagen)
nimmt keine Einzahlungen mehr entge-
gen. Die Sparguthaben sind durch die all-
gemeine Einlagensicherung bis 100.000
Euro geschützt. Hinzu kommt die Einla-
gensicherung der deutschen Banken.
Ungeschützt hingegen sind russische
Staatsanleihen und Aktien zum Beispiel
von Gazprom und Lukoil, die wegen ihre
hohen Zinsen beziehungsweise Dividen-
den bei deutschen Kleinanlegern geschätzt
sind und sich in fast allen Fonds und ETFs
mit Schwerpunkt „Emerging Markets“
(Schwellenländer) befinden. Da der Han-
del mit russischen Papieren in der EU ein-
gestellt worden ist, droht Anlegern hier der
Totalausfall. Hans-Jürgen Leersch T



B
edingt abwehrbereit“, lautete
1962 die Überschrift eines Ar-
tikels im „Spiegel“ über die
Verteidigungsfähigkeit der
Bundeswehr im Kriegsfall, der
den ersten großen Polit-Skan-

dal der noch jungen Bundesrepublik aus-
löste. Ein halbes Jahrhundert später nahm
die deutsche Öffentlichkeit solche Schlag-
zeilen lange Zeit beinahe achselzuckend
zur Kenntnis. Längst wurden solche Aussa-
gen nicht nur von kritischen Journalisten
getroffen, sondern über viele Jahre hinweg
von den Wehrbeaufragten des Bundestages,
von Verteidigungspolitikern und Offizieren
der Bundeswehr. Dies galt bis zum 24. Feb-
ruar dieses Jahres.
Mit dem Einmarsch russischer Truppen in
die Ukraine hat sich die Wahrnehmung
des sicherheitspolitischen Umfeldes dra-
matisch gewandelt – und zwar wortwört-
lich über Nacht. „Du wachst morgens auf
und stellst fest: Es herrscht Krieg in
Europa“, brachte es der Inspekteur des
Heeres, Generalleutnant Alfons Mais, in
den sozialen Medien mit einem eindringli-
chen Statement auf den Punkt. „Gestern
haben wir im Heer einen ,Tag der Werte‘
durchgeführt. Im Kern stand die Frage ,wo-
für dienen wir? Nie war es einfacher der
Generation, die den Kalten Krieg nicht
mehr erlebt hat, das zu verdeutlichen.“
Nun scheint der Kalte Krieg zurückgekehrt
zu sein zwischen der westlichen Welt und
Wladimir Putins Russland, ausgelöst durch
seinen heißen Krieg in der Ukraine. Und
Mais konstatierte, dass die Bundeswehr
nicht gut aufgestellt ist. Das Heer stehe
„mehr oder weniger blank dar. Die Optio-
nen, die wir in der Politik zur Unterstüt-
zung des Bündnisses anbieten können sind
extrem limitiert.“
Mit seiner bemerkenswerten Regierungser-
klärung drei Tage nach dem Überfall auf
die Ukraine riss Bundeskanzler Olaf Scholz
(SPD) das verteidigungspolitische Ruder
herum und verkündete Erhöhungen der
deutschen Verteidigungsausgaben, die bis-
lang undenkbar waren: Zum einen soll
einmalig ein Sondervermögen in Höhe von
100 Milliarden Euro aufgelegt und im
Grundgesetz verankert werden, um die gra-
vierenden Ausrüstungsmängel in der Bun-
deswehr zu beseitigen. Zudem soll der
Wehretat dauerhaft auf zwei Prozent des
Bruttoinlandproduktes (BIP) angehoben
werden. Das wären gemessen am BIP von
2021 rund 70 Milliarden Euro. Doch im
vergangenen Jahr lag der deutsche Wehr-
etat bei 47 Milliarden Euro.

Zwei-Prozent-Ziel Das sogenannte Zwei-
Prozent-Ziel der Nato war 2002 anlässlich
der bevorstehenden Aufnahme der drei
baltischen Staaten Litauen, Lettland und
Estland sowie Bulgariens, Rumäniens und
die Slowakei in das nordatlantische Bünd-
nis ausgegeben worden. Bekräftigt wurde
es dann auf dem Nato-Gipfel 2014 in Wa-
les – nach der Annexion der Krim durch
Russland und dem Krieg in der ukraini-
schen Donbas-Region.
Eingehalten wurde das Ziel indes jedoch
von den wenigsten Nato-Ländern, auch
von Deutschland nicht. Neben den USA
erreichten in Europa lediglich Großbritan-
nien, Griechenland und die baltischen
Staaten das gesteckte Ziel. Als US-Präsident
Donald Trump die europäischen Nato-
Staaten massiv ermahnte, ihre Verteidi-
gungsausgaben zu erhöhen, war dafür in
Deutschland keine politische Mehrheit zu
finden. „Wir haben in Deutschland andere
Sorgen als sinnlose Aufrüstung“, beschied
etwa der stellvertretende SPD-Parteichef
Ralf Stegner 2017 während der Sondie-
rungsgespräche mit der Union für die Re-
gierungsbildung auf Forderungen aus der
CSU nach einer deutlichen Erhöhung der
Verteidigungsausgaben. Unter den Verteidi-
gungsministerinnen Ursula von der Leyen

(CDU) und Annegret Kramp-Karrenbauer
(CDU) stieg der Wehretat zwar an, aber
vom Zwei-Prozent-Ziel hatte man sich fak-
tisch verabschiedet und auf 1.5 Prozent re-
duziert.
Bundeskanzler Scholz und Finanzminister
Christian Lindner (FDP) wissen, dass die
Umsetzung des Zwei-Prozent-Zieles – ganz
zu schweigen von der Aufnahme weiterer
Schulden zur Realisierung des 100-Milliar-
den-Euro-Sondervermögens in diesem Jahr
in der Koalition kein Selbstläufer ist. Sicht-
bar wurde dies bereits während der Regie-

rungserklärung des Kanzlers. Während Tei-
le der Unionsfraktion die angekündigten
Erhöhungen des Wehretats mit spontanen
Standing-Ovations bedachten, fiel der Ap-
plaus in der Reihen der SPD und der Grü-
nen deutlich spärlicher aus.
In den Tagen nach der Regierungserklärung
wurde denn auch schnell Kritik laut. Be-
reits am vergangenen Mittwoch meldete
sich die linke SPD-Gruppe „Forum Demo-
kratische Linke“ (DL21) und weiterer Or-
ganisationen innerhalb und außerhalb der
Partei mit folgender Erklärung zu Wort:

„Wir lehnen das von Bundeskanzler Scholz
am Sonntag vorgeschlagene Sondervermö-
gen für Aufrüstung in Höhe von 100 Milli-
arden Euro und dauerhafte Rüstungsausga-
ben von über zwei Prozent des Bruttoin-
landsprodukts ab. Das ist ein beispielloser
Paradigmenwechsel, dem wir uns vehe-
ment entgegenstellen.“ Die Bundeswehr sei
„nicht von einer Unterfinanzierung ge-
plagt, sondern von strukturellen Proble-
men beim Management und der Beschaf-
fung von Materialien. Die Bundeswehr
muss reformiert, nicht aufgerüstet werden.“

Ganz ähnlich äußerte sich der Co-Vorsit-
zende der Grünen Jugend: „Der vermeintli-
che Investitionsbedarf bei der Bundeswehr
resultiert insbesondere aus Missmanage-
ment und Fehlplanung, nicht aus fehlen-
dem Budget“, ließ Timon Dzienus wissen.
Die Partei- und Fraktionsführungen von
SPD und Grünen werden in den kommen-
den Wochen Überzeugungsarbeit leisten
müssen. Sprachlich lässt sich dies schon
daran ablesen, dass Kanzler Scholz und Fi-
nanzminister Lindner die Erhöhung der
Verteidigungsausgaben erst gar nicht als

„Aufrüstung“ verstanden wissen wollen.
Die Bundeswehr werde vielmehr „ausge-
rüstet“ – auf den Stand, den die Anforde-
rungen der Landes- und Bündnisverteidi-
gung gebiete. Die FDP-Wehrexpertin und
Vorsitzende des Verteidigungsausschusses
Marie-Agnes Strack-Zimmermann zeigt
sich im Interview (siehe Seite 2) denn auch
sicher, dass die Mehrheit in der Ampelko-
alition steht. Und: Die Bedenkenträger
sollten jetzt schweigen. Auch in der SPD-
Fraktion wissen die Verteidigungspolitiker,
dass eine Erhöhung des Wehretats nötig ist.

Wehrbeauftragte Fakt ist, dass es Truppe
seit Jahren an vielen Ecken an Ausrüstung
mangelt. Am 15. März will die Wehrbeauf-
tragte des Bundestages, Eva Högl, ihren
neuen Jahresbericht vorlegen. Wie bereits
in den vergangenen Jahren wird auch die-
ser Bericht wieder einmal die Probleme in
den Streitkräften deutlich benennen. Högl
verfolgte Scholz‘ Regierungserklärung je-
denfalls aufmerksam im Plenarsaal und
machte sich eifrig Notizen.
Fakt ist aber auch, dass viele Probleme der
Bundeswehr hausgemacht sind. Das Be-
schaffungswesen der Bundeswehr gilt als
dringend reformbedürftig. Probiert haben
sich daran schon mehrere Verteidigungs-
minister. Auch Christine Lambrecht (SPD)
will dem Problem zu Leibe rücken.
In der Vergangenheit verzögerte sich die
Auslieferung von Waffensystem immer
wieder, fiel teurer aus als geplant und das
gelieferte Gerät war mit allerlei Mängeln
und Kinderkrankheiten behaftet . Dies war
beim Eurofighter so, beim Schützenpanzer
Puma, beim Kampfhubschrauber Tiger,
beim Transporthubschrauber NH 90 oder
beim Transportflugzeug A400 M.
So gewaltig die anvisierten Erhöhung der
Verteidigungsausgaben erscheinen, die
Wunschliste in der Bundeswehr ist ebenso
gewaltig. Langfristig stehen die Entwick-
lungen eines neues Kampfflugzeuges, eines
neuen Kampfpanzers als Nachfolger für
den Leopard 2 und der bewaffneten Euro-
drohne an. Diese Projekte sollen mit
Frankreich und anderen europäischen Part-
nern realisiert werden. Kurzfristig braucht
die Bundeswehr dringend einen neuen
schweren Transporthubschrauber, der wohl
in den USA eingekauft werden soll. Doch
es fehlt auch an grundlegenden Dingen:
Seit Jahren werden Fehlbestände bei der
Munition in allen Bereichen angemahnt.
Allein dieser Posten könnte sich auf bis zu
20 Milliarden Euro belaufen.

Nukleare Teilhabe Kanzler Scholz hat ei-
nige der anstehenden Beschaffungen ange-
sprochen. Da ist zum Beispiel das Torna-
do-Kampfflugzeug, mit dem die Bundes-
wehr ab Anfang der 1980er Jahre ausgerüs-
tet wurde. Ursprünglich auf eine Nutzungs-
zeit von 20 Jahren ausgelegt, soll das
Mehrzweckkampfflugzeug nun bis 2030
ausgemustert werden. Dem Jet kommt eine
besondere und auch politische Bedeutung
zu. Er ist das einzige Trägersystem der Bun-
deswehr für die im rheinland-pfälzischen
Büchel stationierten amerikanischen
Atomwaffen. Deutschland sichert sich da-
mit die sogenannte nukleare Teilhabe. Die-
se räumt den Nato-Mitgliedern, die über
keine eigenen Atomwaffen verfügen, ein
gewisses Mitspracherecht in atomaren Fra-
gen des Bündnisses ein. Der Zugriff auf
diese Waffen ist in Friedenszeiten aller-
dings den USA vorbehalten. Als mögliches
neues Trägersystem wird das amerikanische
Kampfflugzeug F-35 gehandelt.
So umstritten die nukleare Teilhabe in den
vergangenen Jahren war, so bedeutsam
wird sie in der aktuellen Situation. Die
Nato hat sich stets als atomares Bündnis
verstanden und diesem Aspekt wird ange-
sichts der unverhohlenen atomaren Dro-
hung Putins wieder verstärkt in den Vor-
dergrund rücken. Alexander Weinlein T

Blick auf die Uhr: Heeresinspekteur Alfons Mais und Verteidigungsministerin Christine Lambrecht (SPD) © picture-alliance/dpa/Philipp Schulze

Die Zeit drängt
BUNDESWEHR Die Verteidigungsausgaben sollen drastisch steigen

Kriegsschauplatz Internet
CYBERSICHERHEIT Der Krieg um die Wahrheit findet immer mehr im Digitalen statt. Unternehmen und Sicherheitsbehörden fahren Maßnahmen zur Abwehr hoch

Der Krieg in der Ukraine hat im Digitalen
lange vor dem 24. Februar 2022 begonnen:
Schon seit der Invasion der Krim im Jahr
2014 werden Cyberangriffe auf ukrainische
Computer immer wieder auf russische Ge-
heimdienste zurückgeführt. Auch die
Stromversorgung war immer wieder betrof-
fen. Wochen bevor die ersten russischen
Raketen flogen und Soldaten zur Waffe
griffen, gehörten vermehrte Attacken über
Schadsoftware auf Behördenwebseiten wie
die des Innen-, Außen- und des Verteidi-
gungsministeriums zur Destabilisierungs-
strategie des Kremls. Auch Ransomware-
Angriffe (Lösegeld) von Gruppen mit Be-
zug zur russischen Regierung nahmen zu.
Die Maßnahmen des Cyberkriegs sind viel-
fältig: Sie reichen von gezielter Falschinfor-
mation in Medien und Sozialen Netzwer-
ken über Spionage in Daten und Systemen
bis hin zu Cyberangriffen mit dem Ziel der
Sabotage oder Zerstörung. Angriffe auf
staatliche, militärische oder zivile Infra-
strukturen seien aber nicht automatisch als
Krieg im Sinne des Völkerrechts zu klassifi-
zieren, analysiert der IT-Sicherheitsrechtler
Dennis-Kenji Kipker von der Universität
Bremen. Umstritten sei, wie dabei der Ein-
satz ziviler Akteure zu bewerten ist und
wann ein Cyberangriff die Schwelle zum

bewaffneten Konflikt überschreite.
Es ist der erste Krieg in Europa, der in Echt-
zeit von einer globalen Öffentlichkeit in
den Medien beobachtet wird. Zum Einsatz
kommen in dem Informationskrieg (siehe
Text Seite 8) unzählige Handyvideos, deren
Echtheit nur schwer verifiziert werden
kann. Auch weil der ukrainische Premier
Selenskij das Internet und die Sozialen Me-
dien geschickt zur Mobilisierung der eige-
nen Bürger, aber auch von Menschen und
Entscheidungsträgern in anderen Ländern
nutzt, ist die digitale Infrastruktur der
Ukraine in den Fokus Russlands gerückt.

Kampf an der Tastatur Unterstützung bei
der Abwehr von Attacken über Schadsoft-
ware bekam die ukrainische Regierung zu-
letzt von Microsoft. Nach Berichten der
New York Times machte der Softwarekon-
zern die Attacke über das Malware-Paket
„FoxBlade“ öffentlich und half, dieses aus-
zuschalten. Angegriffen wurden aber nicht
nur staatliche Webseiten, sondern auch die
Facebook-Konten öffentlicher Personen,
darunter hochrangiger Militärvertreter und
Politiker in der Ukraine, teilte der Face-
book-Mutterkonzern Meta mit. In Russ-
land ist der Zugriff auf Facebook seit Ende
Februar eingeschränkt. So werden etwa Bil-

der nicht mehr geladen, nachdem sich der
Konzern geweigert hatte, seine unabhängi-
ge Faktenprüfung von Nachrichten russi-
scher Medien auszusetzen. Vergangenen
Freitag mehrten sich Meldungen, dass die
Plattform gar nicht mehr aufzurufen sei.
Auch auf ukrainischer Seite spielt der
Kampf an der Tastatur eine Rolle: Zwei Ta-
ge nach der Invasion rief der ukrainische
Vize-Premiers Fedorov dazu auf, sich als

Freiwillige in einer „IT-Armee“ an der Cy-
berverteidigung des Landes zu beteiligen.
Das rief einen weiteren Akteur aufs Tapet:
Auf Twitter erklärte das internationale Ha-
cker-Kollektiv Anonymous, bekannt durch
sein Erkennungszeichen der weißen Guy-
Fawkes-Maske, dem Kreml am Tag nach
der Invasion den „Cyberkrieg“ und bekam
dafür von vielen Seiten Beifall. Die Gruppe
versteht sich als Zusammenschluss von Pri-

vatpersonen, die für Meinungsfreiheit im
Netz eintreten. Anonymous zielte mit sei-
nen Angriffen auf die Kommunikation rus-
sischer Regierungsseiten ab, die sich zeit-
weise nicht mehr aufrufen ließen, darunter
der Internetauftritt des Kremls, der Regie-
rung und des Verteidigungsministeriums.
Die Gruppe meldete eine Reihe weiterer
Attacken auf Medien wie Russia Today
oder die staatliche Nachrichtenagentur
Tass, Banken und den Energiekonzern Gaz-
prom. Sicherheitsforscher und Digitalpoli-
tiker raten deutschen „Hacktivisten“ drin-
gend davon ab, sich an Hacking-Aktionen
zu beteiligen, da diese rechtlich problema-
tisch seien und zu unkontrollierbaren Es-
kalationen führen können.

Sorge vor Angriffen Schätzungen zufolge
sollen auf russischer und ukrainischer Seite
etwa 30 Hackergruppen aktiv sein. Derzeit
entscheidend seien jedoch die konventio-
nell militärischen Fähigkeiten der Konflikt-
parteien, nicht die im Cyberraum, sagte
der stellvertretende Forschungsgruppenlei-
ter Sicherheitspolitik bei der Stiftung Wis-
senschaft und Politik, Matthias Schulze
vergangene Woche in einer Video-Presse-
konferenz. Dennoch zeigen sich angesichts
der nun wirkenden Sanktionen (siehe Text

Seite 5) auch deutsche Sicherheitsbehör-
den vor Angriffen auf Behörden und Un-
ternehmen besorgt. Das Bundesamt für Si-
cherheit in der Informationstechnik (BSI)
gab Ende Februar eine Meldung der zweit-
höchsten Warnstufe „orange“, also „ge-
schäftskritisch“, heraus, stärkte kurzfristig
Eigenschutz und Krisenreaktion und akti-
vierte das Nationale IT-Krisenreaktionszen-
trum. Von einer „erhöhten Gefährdung“
sprach auch Innenministerin Nancy Faeser
(SPD). Der Branchenverband der deut-
schen Informations- und Telekommunika-
tionsbranche Bitkom mahnte eine „größt-
mögliche Wachsamkeit aller Unterneh-
men, Organisationen und staatlichen Stel-
len“ an. Einen Eindruck davon, wie schnell
ein Vorfall internationale Auswirkungen
haben kann, vermittelte bereits der erste
Kriegstag: Der US-Anbieter für satellitenba-
siertes Internet, Viasat, meldete Ausfälle in
der Fernsteuerung für Windkraftanlagen in
Zentraleuropa und sprach von einem Cy-
berangriff. Betroffen davon waren tausende
Anlagen, auch solche des deutschen Wind-
radhersteller Enercon. Die Windräder funk-
tionieren auch ohne Internet und erzeugen
weiter Strom, waren aber für eine Überwa-
chung und Steuerung aus der Ferne nicht
mehr erreichbar. Lisa Brüßler T

Hacks wie etwa der auf das ukrainische Verteidigungsministerium führten dazu, dass sich die
Kommunikation in Social Media-Kanäle verlagert. ©picture alliance / NurPhoto | Beata Zawrzel
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Grenzen der Gesprächsbereitschaft
ZUSAMMENARBEIT Konstituierung der deutsch-russischen Parlamentariergruppe

Für Aufregung sorgen sie selten, die Parla-
mentariergruppen des Bundestages. In der
19. Wahlperiode gab es insgesamt 47 die-
ser interfraktionellen Zusammenschlüsse,
angefangen von der deutsch-ägyptischen,
über die deutsch-südasiatische bis hin zur
Parlamentariergruppe Zentralafrika. Meist
jenseits des Rampenlichts kümmern sich
diese interfraktioniellen Zusammenschlüs-
se um gute Kontakte zu Kolleginnen und
Kollegen der jeweiligen Partnerländer und
Regionen und sind damit ein wichtiger
Baustein der internationalen Beziehungen
des Bundestages. Eine dieser Gruppen
schaffte es in den vergangenen Jahren aller-
dings dennoch mehrfach ins Rampenlicht:
die deutsch-russische Parlamentariergrup-
pe. Sie sorgte auch ein paar Tage nach Be-
ginn des Ukraine-Krieges schon wieder für
Gesprächsstoff.
Denn der Erste Parlamentarische Ge-
schäftsführer der Unions-Fraktion, Thors-
ten Frei, forderte die Aussetzung der dieser
Parlamentariergruppe. Angesichts des völ-
kerrechtswidrigen Angriffskrieges auf die
Ukraine könne man gegenüber den Reprä-
sentanten der russischen Führung nicht so
tun, als ob nichts wäre. „Unter diesen Um-
ständen macht ein Austausch der Parla-
mentarier schlicht keinen Sinn“, sagte er
dem „Spiegel“. AfD-Außenpolitiker Stefan
Keuter hält diese Forderungen für „falsch“.
Frieden und Sicherheit erreiche man nur

im Dialog miteinander und das auf allen
Ebenen. „Eine strikte Ausgrenzung der rus-
sischen Parlamentarier dürfte nicht zum
Friedensprozess beitragen“, betont Keuter.
Derzeit haben sich die Parlamentarier-
gruppen noch nicht konstituiert. Die Ver-
waltung des Bundestages geht davon aus,
dass dies in einer der kommenden Sit-
zungswochen im März passieren wird. Da-
für müssen jedoch die Parlamentarischen
Geschäftsführer der Fraktionen demnächst
ihre Entscheidungen treffen, also Vorsit-
zende und Stellvertreter benennen. Dass
dies in Bezug auf die deutsch-russische
Gruppe derzeit ein heikles Projekt sein
könnte, ist naheliegend. Darauf deutet
auch hin, dass es schwierig ist, genauere
Informationen aus den Fraktionen dazu
zu bekommen.

Kritik an Chefposten Bereits in den Tagen
vor dem Einmarsch Russlands in die Ukrai-
ne gab es Kritik daran, dass die AfD-Frakti-
on erneut den Chefposten der Parlamenta-
riergruppe übernehmen soll. Dies sei
schon in der vergangenen Wahlperiode
problematisch gewesen, sagt etwa FDP-Ge-
neralsekretär Bijan Djir-Sarai. Ralf Stegner
(SPD) verweist darauf, dass es keine Ver-
pflichtung zur Wahl eines bestimmten Vor-
sitzes gebe. „Wir werden uns die Kandida-
ten sehr genau anschauen“, sagt er und be-
tont, dass es bei den Parlamentariergrup-

pen darum gehe, Beziehungen zu pflegen.
Dies dürfe nicht durch einzelne Persona-
lien kompromittiert werden.
Hintergrund ist die Aufregung um die
deutsch-russische Parlamentariergruppe in
den vergangenen Jahren. Ihr Vorsitzender
Robby Schlund (AfD), mittlerweile aus
dem Bundestag ausgeschieden, sorgte mit
seinen pro-russischen und Ukraine-kriti-
schen Positionen mehrfach für Irritatio-
nen. Eine Delegationsreise der Gruppe
nach Moskau im Juni 2019 und deren Ab-
schluss-Pressekonferenz in den Räumen
des Kreml-nahen Medienunternehmens
Rossija Segodnija sorgte ebenfalls für kriti-
sche Berichte. Sylvia Pantel, damals für die
CDU dabei, sagte daraufhin: „Ich glaube,
es kommt mehr darauf an, was wir sagen,
welche Fragen gestellt werden und worauf
wir frei antworten können.“
Zwar haben sich die Abgeordneten auch
mit Vertretern von Opposition und Zivilge-
sellschaft getroffen, doch das geriet über
die Raum-Frage in den Hintergrund. Die
Zusammenarbeit in der Gruppe war zeit-
weilig gestört, auch wenn sie sich wieder
zusammenraufte. Dies zeigt: Die deutsch-
russische Parlamentariergruppe arbeitete
zuletzt unter schwierigen Bedingungen,
unter denen sie dennoch den Dialog nie
abbrechen lassen wollte. Wie es nun wei-
tergeht, ist noch offen, heißt es aus der
Bundestagsverwaltung. Claudia Heine T
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Keine Tore für Russland und Belarus
SPORT Breite Unterstützung im Bundestag für sportpolitische Sanktionen

Russlands Krieg gegen die Ukraine hat
auch sportpolitische Konsequenzen. Die
allermeisten internationalen Sportverbän-
de haben Mannschaften aus Russland und
Belarus bis auf weiteres von ihren Wett-
kämpfen suspendiert. Eishockey - der Lieb-
lingssport des russischen Präsidenten Wla-
dimir Putin und seines Amtskollegen Ale-
xander Lukaschenko aus Belarus – findet
auf Beschluss des Weltverbandes IIHF in-
ternational ohne deren Nationalteams
statt. Rekord-Weltmeister Russland wird al-
so im Mai bei der WM in Finnland keinen
weiteren Triumpf feiern.
Auch die Fußball-WM in Katar wird ohne
Russland stattfinden. Der Fußball-Weltver-
band FIFA hat die russische National-
mannschaft von allen Wettbewerben aus-
geschlossen. Ursprünglich sollte Russland
im Playoff-Halbfinale im März gegen Po-
len in Moskau spielen. Kein Spiel wird es
auch zwischen Spartak Moskau und RB
Leipzig in der Europa League geben. Der
Europäische Fußballverband UEFA hat
ebenfalls eine Suspendierung für russische
Vereine ausgesprochen. Leipzig rutscht so
kampflos in die nächste Runde.
Selbst das durchaus als russlandfreundlich
einzuschätzende Internationale Olympi-
sche Komitee (IOC) empfiehlt inzwischen
allen Weltsportverbänden, Sportler und
Funktionäre aus Russland und aus Belarus
von Wettkämpfen auszuschließen.

Das Internationale Paralympische Komitee
(IPC) indes tat sich wenige Tage vor Be-
ginn der Paralympics in Peking noch
schwer mit dem Ausschluss. Ein erster Be-
schluss des IPC, Sportler aus Russland und
aus Belarus als neutrale Athleten und unter
der paralympischen Flagge teilnehmen zu
lassen, war schlussendlich unter dem
Druck der internationalen Verbände – auch
des Deutschen Behindertensportverbandes
(DBS) – nicht zu halten.
Tina Winklmann, sportpolitische Spreche-
rin der Grünen im Bundestag, unterstützt
die Ausschlussentscheidung des IPC, „auch
wenn es sicherlich viele Athletinnen und
Athleten aus Russland und Belarus gibt,
die diesen Krieg verurteilen“. Der russische
Präsident Putin habe einen Angriffskrieg
auf die Ukraine begonnen und erneut den
olympischen Frieden gebrochen, sagt sie.

Harte Konsequenzen Winklmann steht
damit nicht allein. Die Nachfrage zeigt Ei-
nigkeit unter Sportpolitikern aller Fraktio-
nen: Zwar könne der Sport nicht verant-
wortlich gemacht werden für die aktuelle
Situation. Der Ausschluss von Russland
und Belarus sei dennoch richtig.
Russland habe eine Attacke „auf unsere
freiheitlichen und demokratischen Grund-
werte verübt“, betont Frank Ullrich (SPD),
Vorsitzender des Sportausschusses. Auch
die internationale Sportwelt sei aufgefor-

dert, harte Konsequenzen zu ziehen. „Die
Verbände sind nun in der Pflicht, weißrus-
sische und russische Athletinnen und Ath-
leten bis auf weiteres von internationalen
Wettbewerben auszuschließen“, sagt er.
Eine „sehr harte aber gerechtfertigte Maß-
nahme“ ist der Ausschluss aus Sicht von
Jörn König (AfD). Putin werde so die Büh-
ne genommen, mit dem Sport die ver-
meintliche Überlegenheit und nationale
Stärke Russlands zu zeigen. „Das trifft Pu-
tin“, sagt König.
Für Stephan Mayer (CSU) steht fest, „dass
dieser völkerrechtswidrige Krieg auch
sportpolitische Konsequenzen haben
muss“. Die Suspendierung durch Fifa und
UEFA sowie die Empfehlung des IOC fän-
den daher seine volle Unterstützung.
Philipp Hartewig (FDP) erhofft sich von
den Sportsanktionen eine erhöhte Auf-
merksamkeit innerhalb Russlands „für den
russischen Angriffskrieg“. Das Fernbleiben
von russischen Sportlern und die Verle-
gung von internationalen Turnieren weg
aus Russland seien wahrnehmbar für die
russische Bevölkerung
Andre Hahn (Die Linke) hält zwar grund-
sätzlich nichts von sportlichen Boykotten.
Allerdings mache der „durch nichts zu
rechtfertigende militärische Angriff der
Ukraine durch Russland“ scharfe Sanktio-
nen unvermeidlich. „Das betrifft in letzter
Konsequenz dann auch den Sport.“ hau

D
ie ersten Flüchtlinge ka-
men kurz nach Kriegsbe-
ginn in Berlin an. Es wa-
ren Ukrainer, aber auch
so genannte Drittstaatler,
also Menschen, die bis

zuletzt in der Ukraine lebten, ohne deren
Staatsbürger zu sein. Sie fanden im An-
kunftszentrum von Reinickendorf (siehe
auch Seite 12) ebenfalls eine erste Zu-
flucht. „Wir richten uns auf mindestens
20.000 Menschen ein, die wir hier in Ber-
lin unterbringen müssen“, sagte die Regie-
rende Bürgermeisterin Franziska Giffey
(SPD) ein paar Tage später.
Manches erinnert an das Jahr 2015, als zu-
nächst wenige und dann immer mehr
Menschen vor allem aus Syrien, dem Irak
und Afghanistan nach Deutschland kamen
und damit auslösten, was bald als „Flücht-
lingskrise“ bezeichnet wurde. Stand seiner-
zeit eine Weile der Münchner Hauptbahn-
hof im Zentrum, so ist es heute der in Ber-
lin. Allerdings sind die Unterschiede zwi-
schen der damaligen Situation und der
heutigen deutlich – auch wenn es jedes
Mal um Schutzsuchende geht.

Sehr viel näher Ein Unterschied besteht
darin, dass die Ukraine geographisch sehr
viel näher an Deutschland liegt als der
Mittlere Osten; zwischen Görlitz in Osts-
achsen und Lwiw in der Westukraine lie-
gen gerade mal 750 Kilometer. Ein weiterer
Unterschied besteht darin, dass die sprich-
wörtlichen jungen Männer im Treck der
Flüchtlinge diesmal fehlen, weil Männer

im wehrfähigen Alter bis zuletzt von ukrai-
nischen Sicherheitskräften an der Ausreise
gehindert wurden. Sie sollen sich an der
Verteidigung des Landes gegen den russi-
schen Angriff beteiligen.

Weitaus willkommener Ein dritter Unter-
schied sticht ebenfalls ins Auge. Die ukrai-
nischen Flüchtlinge sind in Deutschland
weitaus willkommener, als es Syrer, Iraker
und Afghanen waren und sind; 91 Prozent
der Bürger sind einer aktu-
ellen Umfrage zufolge für
ihre Aufnahme. Das hat
neben der Nähe der
schrecklichen Ereignisse
vermutlich auch damit zu
tun, dass Ukrainer über-
wiegend Christen sind und
keine Muslime. Dies führt
zum vierten Unterschied:
Die Flüchtlinge sind näm-
lich nicht nur in Deutsch-
land willkommen, sondern
in ganz Europa. Das gleicht
gemessen an den Ausei-
nandersetzungen der Jahre zuvor einer po-
litischen Sensation und hat wiederum sehr
praktische Konsequenzen.
So haben sich die Innenminister der Euro-
päischen Union wenige Tage nach Kriegs-
beginn einmütig darauf verständigt, die an-
kommenden Ukrainer und die besagten
Drittstaatler samt und sonders als Kriegs-
flüchtlinge einzustufen – und zwar zu-
nächst für maximal drei Jahre. Das – und
dies ist der Sinn der Sache – macht den bü-

rokratischen Umgang mit ihnen deutlich
leichter.
Die Fliehenden müssen keine Asylanträge
stellen, deren Bearbeitung durch das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge
(Bamf) lange dauern könnte; der Status der
Menschen ist vielmehr praktisch in dem
Moment geklärt, in dem sie nachweisen
können, dass sie tatsächlich aus der Ukrai-
ne kommen. Da die Betroffenen vielfach
über biometrische Pässe verfügen, ist der

Nachweis einfach – einfa-
cher, als er es bei Syrern,
Irakern und Afghanen war,
die nicht selten gar keine
Papiere hatten. Mit Sicher-
heitsproblemen wird bisher
nicht gerechnet. Entspre-
chend dürften die Sicher-
heitsbehörden keine Be-
denken äußern.
Klar ist ferner, dass die
Flüchtlinge ihren Wohnort
in Deutschland zwar nicht
frei wählen können, son-
dern auf die 16 Bundeslän-

der nach dem so genannten Königsteiner
Schlüssel und damit gemessen an deren
Größe verteilt werden. Dabei müssen sie
aber nicht zwangsläufig in Erst- und Sam-
melunterkünfte gehen, wenn sie nicht wol-
len, sondern können stattdessen zum Bei-
spiel zu Freunden oder Verwandten ziehen,
wenn sie in Deutschland welche haben. So
unwahrscheinlich ist das nicht. Bisher leb-
ten rund 155.000 ukrainische Staatsange-
hörige in Deutschland, die Zahl der Men-

schen mit ukrainischem Migrationshinter-
grund ist ungleich größer. Erst- und Sam-
melunterkünfte werden für ukrainische
Flüchtlinge erst dann ein Thema, wenn an
anderen Orten kein Wohnraum zur Verfü-
gung steht – und wenn die Länder dort
Plätze anbieten können. Das ist nicht im-
mer so.

Impfquote Dabei tut sich noch ein Pro-
blem am Rande auf, nämlich die im Ver-
gleich mit Deutschland deutlich niedrigere
Impfquote der Menschen in der Ukraine.
An diesem Montag soll das Thema auf der
Gesundheitsministerkonferenz diskutiert
werden. Berlins Gesundheitssenatorin Ulri-
ke Gote (Grüne) nannte es mit Blick auf
die niedrige Impfquote in der Ukraine sehr
sinnvoll, Impfkapazitäten und Impfstellen
bereitzuhalten. „Wir werden dieser Gruppe
dann sehr zügig die Impfung ermögli-
chen“, sagte sie.
Fest steht schließlich, dass ukrainische
Kriegsflüchtlinge Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz beziehen. Die-
se liegen unter dem Niveau der Grundsi-
cherung für Arbeitslose oder der Sozialhil-
fe. Auch der Krankenversicherungsschutz
ist gewährleistet. Dabei dürfen sie anders
als andere Flüchtlinge mit ungeklärtem
Schutzstatus jedoch sofort arbeiten. Darauf
hatte unter anderem Berlin Sozialsenatorin
Katja Kipping (Linke) gedrungen. Sie zi-
tierte erste Flüchtlinge in Reinickendorf
mit den Worten: „Wir wissen nicht, wann
wir zurück in unsere Heimat können, wir
wollen uns hier mit Arbeit einbringen. Ta-

tenlos rumzusitzen wäre für uns nicht aus-
zuhalten.“ Dem müsse man Rechnung tra-
gen, betonte Kipping. Ein paar Tage darauf
sagte sie mit Blick auf die Gesamtsituation:
„Das, was auf uns zukommt, wird enorm.“

»Historische Einigung« Bundesinnenmi-
nisterin Nancy Faeser (SPD) sagte unter-
dessen nach der Übereinkunft der EU-In-
nenminister, der „verbrecherische Angriffs-
krieg Putins gegen die Ukraine verursacht
schreckliches Leid. Ange-
sichts dieses Schreckens rü-
cken wir in Europa enger zu-
sammen. Wir Europäerinnen
und Europäer helfen ge-
meinsam den Kindern, Frau-
en und Männern, die vor
dem entsetzlichen Krieg
Schutz und Zuflucht su-
chen.“ Die erzielte Einigung
nannte sie historisch. „Erst-
mals nehmen alle Staaten
der EU gemeinsam, schnell
und unbürokratisch aus dem
Krieg geflüchtete Menschen
auf“, so Faeser. Die einschlägige Richtlinie
zur Bewältigung eines Massenzustroms, die
nach den Balkan-Kriegen für einen solchen
Fall geschaffen worden sei, werde erstmals
angewendet. Über die Umsetzung sei sie
mit den Ländern im Kontakt.
Die große offene und derzeit von nieman-
dem zu beantwortende Frage lautet, wie
viele Flüchtlinge aus der Ukraine sich auf
den Weg nach Deutschland machen wer-
den. Im Januar, also lange vor Kriegsbe-

ginn, stellten 107 Frauen und Männer aus
der Ukraine einen Asylantrag in Deutsch-
land. Bald nach Kriegsbeginn hatten sich
dann zunächst 1.800 Kriegsflüchtlinge in
Deutschland eingefunden, tags darauf wa-
ren es schon 3.000 – bei bis dahin 414.000
ukrainischen Flüchtlingen in Europa insge-
samt, von denen zunächst 212.000 in Po-
len landeten. Am vorigen Donnerstag wa-
ren in Deutschland offiziell 5.000 Flücht-
linge registriert, die tatsächlichen Zahlen

dürften weit höher liegen.
Schätzungen, wie viele
Menschen die Ukraine
am Ende des Krieges tat-
sächlich verlassen haben
könnten, sind unter-
schiedlich und reichten
zuletzt bis zu fünf Millio-
nen. Immerhin leben in
der Ukraine rund 40 Mil-
lionen Menschen – ei-
gentlich.

»Keine Prognose« Die
Zahl dürfte am Ende we-

sentlich davon abhängen, wie lange dieser
Krieg andauert und wie viele Zerstörungen
er anrichten wird. Über all das und die
Konsequenzen wollte man in Berliner Re-
gierungskreisen in der vorigen Woche noch
„keine Prognose“ abgeben. Es gilt wie seit
Beginn des Krieges: Alles ist möglich, und
nichts ist ausgeschlossen. Markus Decker

Der Autor ist Hauptstadt-Korrespondent

des Redaktionsnetzwerks Deutschland. T

Aus der Ukraine geflüchtete Frauen am vergangenen Freitag in einer zur Notunterkunft umfunktionierten Turnhalle im ungarischen Zahony © picture-alliance/dpa/Marton Monus

Offene
Arme
FLÜCHTLINGE Hunderttausende sind
bereits aus der Ukraine geflohen; am
Ende könnten es mehrere Millionen
sein. Die EU will sie – in ungewohnter
Einigkeit – unbürokratisch aufnehmen

»Das, was
auf
uns

zukommt,
wird

enorm.«
Katja Kipping (Linke),
Berliner Sozialsenatorin

»Angesichts
dieses

Schreckens
rücken wir in
Europa enger
zusammen.«
Nancy Faeser (SPD),

Bundesinnenministerin
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Im Informationskrieg
MEDIEN EU verbietet Verbreitung der russischen Staatssender RT und Sputnik - eine nicht unumstrittene Entscheidung

A
m vergangenen Montag
wurde der europäische
Luftraum für russische
Flugzeuge gesperrt, seit
Mittwoch ist auch der eu-
ropäische Kommunikati-

onsraum für russische Staatsmedien ge-
sperrt. RT (früher Russia Today) und Sput-
nik dürfen in der EU nicht mehr verbreitet
werden. Jetzt müssen die Medienregulierer
in den EU-Staaten das Verbot umsetzen,
das alle Verbreitungswege per Kabel, Satel-
lit oder Internet betrifft. Allein Russia
Today operiert mit einem geschätzten Etat
von einer Milliarde Euro, ist in rund hun-
dert Ländern verfügbar, hat 22 Korrespon-
dentenbüros, beschäftigt rund tausend
Journalistinnen und Journalisten.

„Kriegspropaganda“ „Außergewöhnliche
Zeiten verlangen nach außergewöhnlichen
Maßnahmen“, begründete EU-Kommissi-
onsvize Vera Jourova den Schritt nach ei-
nem Gespräch mit Vertretern der Gruppe
europäischer Regulierungsstellen für audio-
visuelle Mediendienste (ERGA). „Wir alle
stehen für die Redefreiheit, aber sie darf
nicht zur Verbreitung von Kriegspropagan-
da missbraucht werden. Der Kreml hat In-
formationen zur Waffe gemacht.“
Die EU-Medienregulierer betonten, dass
man geschlossen stehe und sich dazu ver-
pflichte, zu einer schnellen Umsetzung der

Maßnahmen durch alle Beteiligten beizu-
tragen.
Die Journalistinnen und Journalisten von
RT und Sputnik selbst sollen nicht daran
gehindert werden, ihrer Arbeit nachzuge-
hen, wie EU-Beamte betonten. Zudem sol-
len die Sanktionen gegen die Sender nur
so lange andauern, „bis die Aggression ge-
gen die Ukraine beendet ist und die Russi-
sche Föderation und ihre Medien ihre Pro-
pagandaaktionen gegen die Union und ih-
re Mitgliedstaaten eingestellt haben“, sagte
ein EU-Beamter.
Der „Informationskrieg“ umfasst nicht nur
Fernsehen, sondern auch das Netz und
hier insbesondere die Sozialen Medien.
Der Verantwortliche für die Integrität von
Twitter, Yoel Roth, sagte, pro Tag gebe es
auf der Plattform mehr als 45.000 Tweets,
die Links zu diesen Medien teilen. Jetzt un-
ternehme man die notwendigen Schritte,
„um die Verbreitung dieser Inhalte deutlich
zu reduzieren“. Die Video-App Tiktok teilte
mit, sie habe den Zugang russischer Staats-
medien zu ihrer Plattform in der EU einge-
schränkt. Microsoft wird RT aus seinem
App-Store entfernen. Ein Google-Sprecher
erklärte, die Video-Plattform Youtube blo-
ckiere alle mit RT und Sputnik verbunde-
nen Kanäle in Europa mit sofortiger Wir-
kung.
Nun ist das Internet längst nicht so einfach
zu kontrollieren wie Satelliten oder Kabel-

netze. Stopft man an einer Stelle eine Lü-
cke, kann sich an anderer schon eine neue
aufgetan haben. Natürlich gibt es Netzsper-
ren, was bedeutet, dass bestimmte Do-
main-Adressen nicht mehr zur entspre-
chenden Webseite führen, obwohl diese
unter ihrer IP-Adresse noch erreichbar ist.
„Solche Sperrmaßnahmen sind das äußers-
te Mittel der Netzpolitik und dürfen daher
nur in absoluten Ausnahmesituationen zur
Anwendung kommen“, hieß es vom Bran-
chenverband Bitcom. Ziemlich sicher sei,
so ein Sprecher des Chaos Computer
Clubs, dass Russia Today mittels VPN-
Diensten oder so genannter Tor-Netzwerke
(mit anonymisierten Verbindungsdaten)
die Sperren umgehen könnte.

Verbot ignoriert Deutsche Medienregu-
lierer haben gegen das deutschsprachige
Live-Fernsehprogramm von RT unabhän-
gig von der EU-Entscheidung ein Zwangs-
geld von 25 000 Euro angedroht, wie die
Medienanstalt Berlin-Brandenburg mitteil-
te. Die Regulierer wollen damit erreichen,
dass die RT DE Productions GmbH mit
Sitz in Berlin das Live-TV-Programm von
RT DE einstellt. Die Medienanstalten hat-
ten Anfang Februar ein Sendeverbot er-
teilt,, weil für das Programm keine Rund-
funklizenz in Deutschland vorliege. Bis-
lang ignoriert RT DE das Verbot und geht
gerichtlich dagegen vor.

Wer die russische Propagandamaschine aus
der Nähe kennenlernen will, muss nicht
nach erst nach Moskau fliegen. Es reicht
ein BVG-Ticket nach Berlin-Adlershof. Dort
arbeitet RT DE Productions GmbH, 24/7
werden das Fernsehprogramm und die
Homepage RT.DE hergestellt. Wer Modera-
tor Stefan Pollak verfolgt,
der muss sich an den
„Schwarzen Kanal“ von
Karl-Eduard von Schnitzler
im DDR-Fernsehen erin-
nert fühlen. Im „Roten Ka-
nal“ fallen Begriffe wie
„Sonderoperationen“ oder
„Militärische Operatio-
nen“, die Prädikate wie
„Krieg“, „Invasion“ oder
„Einmarsch“ dürfen nach
den Vorgaben der russi-
schen Medienaufsichtsbe-
hörde Roskomnadzor von
den russischen Medien nicht mehr benutzt
werden.
In Berlin hat auch die staatliche russische
Nachrichtenagentur Ruptly ihren Sitz. Seit
dem Einmarsch der russischen Armee in
der Ukraine laufen die Mitarbeiter weg. Ei-
nige beschwerten sich in einer Telefonkon-
ferenz, dass sie die Invasion nicht als sol-
che bezeichnen dürften, geht aus einer der
Agentur Reuters vorliegenden Aufzeich-
nung hervor. „Einige unserer Kollegen ver-

lassen uns“, sagte Geschäftsführerin Dinara
Toktosunowa. Bis auf Weiteres werde der
Betrieb von Ruptly so weit wie möglich
aufrechterhalten. Toktosunowa sagte, das
Unternehmen habe Geld, um die Mitarbei-
ter bis zum Jahresende zu bezahlen. Sie
bot ihnen an, nach Russland zu ziehen,

falls es für das Unterneh-
men unmöglich werden
sollte, in Deutschland zu
arbeiten. Nach Informatio-
nen der Deutschen Journa-
listenunion Verdi Berlin
Brandenburg ist auch
RT DE von Mitarbeiter-
schwund durch Selbstkün-
digungen betroffen, wenn
auch in geringerem Maße
als Ruptly. Insgesamt sind
beide Unternehmen von ei-
nem Mitarbeiterschwund
im mittleren zweistelligen

Bericht betroffen.
Nicht überall wird das Verbot von RT und
Sputnik begrüßt. Die Organisation „Re-
porter ohne Grenzen“ (RSF) befürchtet
beispielsweise, dass „die negativen Aus-
wirkungen eines solchen Verbots auf die
Berichterstattung aus Russland schwerer
wiegen als die kurzfristig beabsichtigten
Effekte“. Ein Verbot sei nicht zielführend.
Dass es Gegenmaßnahmen der russischen
Seite geben werde, habe nicht zuletzt der

Umgang mit der Deutschen Welle bewie-
sen, sagte RSF-Geschäftsführer Christoph
Mihr.
Kritik kam auch von Deniz Yücel, Präsi-
dent des deutschen PEN-Zentrums. Yücel
schrieb am Tag nach der EU-Entscheidung
in der „Welt“: „Wer ‚Russia Today‘ und
‚Sputnik‘ verbietet, wird künftig ein Glaub-
würdigkeitsproblem bekommen, die Un-
terdrückung der Presse- und Meinungsfrei-
heit in, zum Beispiel, Russland zu kritisie-
ren.“ Selbst wenn manche Menchen auf
Russlands Propaganda hereinfielen, fragt
Yücel, „besteht die Stärke liberaler Gesell-
schaften nicht genau darin, auch – pardon
my French – allerlei Scheißdreck aushalten
zu können?“

Guerillakampf RT-Chefredakteurin Mar-
garita Simonjan sagte, der Sender werde
„sicherlich andere Wege finden, um mit
unserem Publikum auf andere Art und
Weise und ohne direkte Ausstrahlung zu
kommunizieren.“ Peter Limbourg, Inten-
dant der Deutschen Welle, die als Reaktion
auf das Sendeverbot für RT DE in Russland
nicht senden darf, sagte: „Wir finden im-
mer einen Weg, Zensur zu umgehen.“ Die
Medienfreiheit in Europa wird zum Gueril-
lakampf. Joachim Huber

Der Autor ist Medien-Redakteur

beim „Tagesspiegel“.

„Banned“: Lettland hat es 2020 vorgemacht - jetzt hat die gesamte EU angesichts des Ukrainekrieges die Verbreitung des russischen Staatssender RT verboten. © picture-alliance/Russian Look/Victor Lisitsyn

»Der
Kreml hat

Informationen
zur
Waffe

gemacht.«
Vera Jourova,

EU-Vizepräsidentin

So kam es zum DW-Rauswurf in Russland
SCHWIERIGE BEZIEHUNG Deutsche Welle- Intendant Peter Limbourg kritisiert »völlige Überreaktion« Moskaus

Dem Krieg ging die mediale Offensive vo-
raus. Im Vorfeld des Einmarsches in die
Ukraine provozierte der russische Staatssen-
der RT mit seinem deutschen Ableger die
Medienaufsicht hierzulande mit dem Start
eines Programmes, das aus rundfunkrechtli-
chen Gründen nie eine Chance auf dauer-
hafte Ausstrahlung hatte.
Am 16. Dezember ging
RT DE von Berlin aus als
Livesender online und „on
air“ – nämlich über den
französischen Eutelsat-Sa-
telliten 9b. Für die Ausstrah-
lung eines Liveprogrammes
fehlte RT DE allerdings die
bundesdeutsche Lizenz. Sie
war auch zunächst nicht be-
antragt worden. Und dies
aus gutem Grund, denn re-
guläre Fernsehprogramme
unterliegen in Deutschland
der Rundfunkzulassung
– und die fordert Staatsferne. TV Novosti,
die Mutterorganisation von RT DE, wird al-
lerdings aus dem russischen Staatshaushalt
finanziert. Eine Lizenzierung in Deutsch-
land war also von vornherein zum Scheitern
verurteilt.
Der Kniff, mittels einer serbischen Sendeli-
zenz ein Schlupfloch europäischer Medien-

regulierung zu nutzen und die deutsche zu
umgehen, schlug fehl. Die Medienanstalt
Berlin-Brandenburg, die als Aufsichtsbehör-
de zuständig war, leitete ein Kontrollverfah-
ren ein, weil sie den Umweg über ein Land,
das noch nicht einmal der EU angehört, für
illegal hielt.
Schon zu diesem Zeitpunkt schaltete sich

die russische Politik von
höchster Stelle aus ein. Beim
Besuch von Außenministerin
Annalena Baerbock in Mos-
kau Mitte Januar bezichtigte
ihr Amtskollege Sergej Law-
row Deutschland einer Blo-
ckade des russischen Sen-
ders. „Die deutsche Regie-
rung war nicht bereit, eine
Lizenz für RT Deutsch aus-
zufertigen. Als sich RT DE an
andere Länder wandte, hat
Berlin alles unternommen,
damit diese Entscheidung

auch in anderen Hauptstädten gefällt wird“,
sagte er in Bezug auf die Weigerung unter
anderem Luxemburgs, eine Lizenzierung
vorzunehmen, weil eben Deutschland zu-
ständig sei.
Seine unterschwellige Behauptung, die Bun-
desregierung könne eine Lizenz ausstellen,
war falsch, passte jedoch zum Tenor, dass in

Deutschland die Pressefreiheit mit Füßen ge-
treten werde. Bei der Pressekonferenz der
beiden Außenminister trat eine russische
Journalistin, Margo Zvereva, auf, die be-
hauptete, russische Journalisten in Deutsch-
land seien „massivem Druck und massiver
Diskriminierung ausgesetzt“.
Wenige Tage nach der Pressekonferenz von
Baerbock und Lawrow kam es, wie es nach
deutschem Medienrecht auch kommen
musste. Anfang Februar untersagte die ge-
meinsame Zulassungskommission aller
14 deutschen Medienanstalten den Betrieb
und die Ausstrahlung des Fernsehprogramms
von RT DE, weil dem Sender die „erforderli-
che medienrechtliche Zulassung“ fehle.

Höchste Ebene Die russische Reaktion kam
prompt. Und von höchster Ebene. Das Au-
ßenministerium in Moskau schaltete sich
ein und erklärte, die Entscheidung der deut-
schen Medienaufsicht lasse „keine andere
Wahl als Vergeltungsmaßnahmen gegen in
Russland akkreditierte deutsche Medien zu
ergreifen“. Dass sich für eine solche „Vergel-
tung“ besonders gut die Deutsche Welle
(DW) eignen würde, lag auf der Hand. Wür-
de ein Vorgehen gegen die DW doch der rus-
sischen Führung und dem russischen Staats-
fernsehen Gelegenheit geben, zwei mit
Staatsgeldern finanzierte Sender gegenei-

nander aufzuwiegen und eine Gleichartig-
keit zu behaupten, die nicht gegeben ist.
Die Deutsche Welle wird zwar hauptsächlich
aus dem Bundeshaushalt finanziert, jedoch
ist der Intendant allein dem Rundfunkrat
des Senders rechenschaftspflichtig. Die Be-
richterstattung der DW unterliegt journalisti-
schen Kriterien. RT, 2005 unter dem Namen
Russia Today gegründet, und sein deutscher
Ableger behaupten hingegen nicht einmal
selbst, unabhängig zu arbeiten.
Am 3. Februar verfügte das russische Außen-
ministerium ein Sendeverbot für die Deut-
sche Welle, die Schließung des DW-Korres-
pondentenbüros in Moskau und den Entzug
der Akkreditierungen für ihre Journalisten.
Intendant Peter Limbourg nannte die Ent-
scheidung „in keiner Weise nachvollziehbar
und eine völlige Überreaktion“ und kündig-
te im Gegenzug eine verstärkte Online-Be-
richterstattung auf Russisch an. RT DE selbst
sendete online weiter. Die Produktionsfirma
klagte vor dem Verwaltungsgericht Berlin, al-
lerdings ohne zunächst einen Eilantrag zu
stellen. Die Medienanstalt Berlin-Branden-
burg verwies auf den Rechtsweg und unter-
band die Weiterausstrahlung deshalb erst
einmal nicht. Brigitte Baetz

Die Autorin arbeitet als freie Journalistin

für den „Deutschlandfunk“.

RT und sein
deutscher
Ableger

behaupten
nicht einmal,
unabhängig
zu arbeiten.
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»Wir geben nicht auf«

Herr Botschafter, gestatten Sie mir zu
Beginn eine persönliche Frage? Wie geht
es Ihnen und Ihren Angehörigen und
Freunden in der Ukraine in diesen dra-
matischen Tagen?
Wir arbeiten hier in Berlin nahezu
24 Stunden am Tag, sieben Tage die Wo-
che, fast ohne Schlaf und ohne Essen. Bis
zuletzt wollten wir alle nicht daran glau-
ben, dass das schrecklichste der anzuneh-
menden Szenarien tatsächlich eintritt. In
meinen schlimmsten Albträumen hätte ich
mir dieses Inferno nicht vorstellen können,
auch in Bezug auf das Schicksal meiner Fa-
milie. Militärische Objekte spielen eine
zweitrangige Rolle in diesem Angriffskrieg.
Putin will die Menschen verjagen und tö-
ten. Auf Todeslisten steht unser Präsident
Wolodymyr Selenskyj ganz oben.

Wo ist Ihre Familie jetzt?
Nach wie vor in Kiew und Lwiw. Auch fast
alle meine Freunde sind in Kiew geblieben.
Sie sind bereit, unsere Hauptstadt zu ver-
teidigen, für das Überleben unserer Hei-
mat, unseres Staates zu kämpfen. Dazu
gibt es auch keine Alternative. Wer glaubt,
dass es jetzt besser wäre zu kapitulieren
oder die Bedingungen von Wladimir Putin
anzunehmen, verkennt, was dann auf die
Menschen zukommt.

Der große Mut und der Kampfgeist
der Zivilbevölkerung sorgen weltweit für
Bewunderung. Kann der erbitterte Wi-
derstand der Menschen einen Unter-
schied machen im Kampf gegen die mili-
tärische Übermacht Russlands?
Das ist eine unserer größten Hoffnungen.
Wir haben gesehen, wie Menschen sich vor
die russischen Panzer gestellt und dabei ihr
Leben riskiert haben. Das ist eine starke
Botschaft. Der Blitzkrieg, den Putin wollte,
ist heute schon größtenteils gescheitert. Es
haben sich außerdem mehr als 100.000
Freiwillige gemeldet, die jetzt die Armee
unterstützen. Die ersten Waffenlieferungen
aus dem Ausland kommen an. Die Lage
bleibt sehr schwierig, aber sie ist nicht aus-
sichtslos. Je länger der Krieg dauert, desto
mehr Chancen haben wir.

Hätte diese Eskalation Ihrer Ansicht
nach verhindert werden können?
Uns war seit Jahren klar, dass Putin die
Ukraine von der Karte löschen will. Daher
war der Krieg vielleicht nicht zu verhin-
dern. Aber der Westen hätte den Preis erhö-
hen können. Die Sanktionen, die er nach
der Krim-Annexion 2014 und dem Beginn
des Krieges in der Ostukraine gegen Russ-
land verhängt hat, waren viel zu milde, um
Putin von weiteren, schweren Völkerrechts-
verletzungen abzuhalten. Auch unsere
Freunde in Deutschland haben übersehen,
dass man diese Völkerrechtsbrüche nicht
einerseits verurteilen und andererseits die
Normalität in den Beziehungen zu Russ-
land weitgehend aufrechterhalten kann.

Die Bundesregierung hat es zudem
lange abgelehnt, Waffen an die Ukraine
zu liefern. Sie haben ihr deshalb „Versa-

gen“ und „Heuchelei“ vorgeworfen. Das
sind für einen Botschafter ungewöhnlich
scharfe Töne gegenüber der Regierung
des Gastlandes.

Ganz bestimmt, aber ich war überzeugt,
dass die Deutschen irgendwann einlenken
würden. Unser Wunsch war und ist recht-
lich legitim und moralisch geboten. Wir
haben schon seit der Krim-Annexion da-
rauf gedrängt, uns Defensivwaffen zur Ver-
fügung zu stellen, um eine abschreckende
Wirkung zu erzeugen. Es macht mich fas-
sungslos, dass das so lange nicht geschehen
ist. Uns wurde unterstellt, den Donbass
oder die Krim zurückerobern zu wollen.
Mir warf man Alarmismus vor und die Ab-
sicht, den Ruf Deutschlands als Friedens-
macht beschädigen zu wollen. Die Folge
dieser jahrelangen Verweigerungspolitik ist,
dass unsere Städte jetzt nahezu unge-
schützt den Angriffen der Russen ausge-
setzt sind und viele Zivilisten sterben müs-
sen.

Bundeskanzler Olaf Scholz hat am
27. Februar im Bundestag einen radika-
len Kurswechsel verkündet. Die Bundes-
regierung unterstützt jetzt die harten
Sanktionen gegen Russland und hat
auch schon erste Waffen in die Ukraine
geliefert. Trotzdem wirken Sie noch sehr
wütend. Warum?
Deutschland hat seit der Maidan-Revoluti-
on in der Ukraine 2013/14 viel getan für
die Stärkung der Zivilgesellschaft und un-
sere Wirtschaft. Das kann man nicht hoch
genug bewerten. Aber was bedeutet die an-
gekündigte „Zeitenwende“ konkret für uns?
Was unternimmt die Bundesregierung, um
die Verteidigungsfähigkeit der Ukraine zu
stärken? Darüber herrscht nach wie vor kei-
ne Klarheit und es bleibt schwer, über diese
Fragen im politischen Berlin zu sprechen.
Wir haben der Bundesregierung vor fast ei-
nem Monat eine Auflistung geschickt, wel-
che Waffen wir brauchen. Diese Liste ak-
tualisieren wir gerade. Die Reaktionen da-
rauf sind verhalten. Die Bundeswehr kann
aber mehr leisten als das, was uns bereits
geliefert und zugesagt wurde.

Wie erklären Sie sich diese anhalten-
de Zurückhaltung?
Leider zeigen mir alle Gespräche, die ich
hier in Berlin führe, dass eine ungeheure

Resignation herrscht. Überall wird uns So-
lidarität zugesichert, die Anteilnahme ist
groß. Aber es scheint, man hat uns aufge-
geben. Wenn wir gegen Putins Armee oh-
nehin nicht bestehen können, warum soll
man uns dann noch mehr Waffen liefern?
Das ist eine traurige und sehr zynische
Sichtweise.

Sie sind auch unzufrieden mit den
Sanktionen gegen Russland. Welche
Strafmaßnahmen fordern Sie noch?
Beim Ausschluss Russlands aus dem Zah-
lungssystem Swift werden die größten In-
stitute wie die Sberbank oder Gazprom-
Bank bisher verschont. Die Gründe kön-
nen wir nicht nachvollziehen. Wenn der
Westen endlich mit harten Bandagen rea-
giert, darf er keine Schlupflöcher zulassen!
Alle Möglichkeiten müssen ausgeschöpft
werden, alle Finanzströme, vor allem im
Energiebereich, gestoppt werden. Wenn
wir die Finanzierung der russischen Kriegs-
maschinerie bremsen, gewinnen wir Zeit.
Deshalb fordern wir auch einen Import-
stopp für russische Rohstoffe und wollen,
dass deutsche Unternehmen ihre Ge-
schäftsbeziehungen mit Russland zumin-
dest einfrieren. Einige haben das schon ge-
tan, aber die einflussreichen Wirtschafts-
verbände, mit denen ich Gespräche geführt
habe, reagieren bisher sehr verhalten.

Ein Argument gegen noch härtere
Sanktionen ist, dass die russische Zivilbe-
völkerung nicht über die Maße getroffen
werden soll. Außerdem sollen im Falle ei-

ner weiteren Eskalation noch Druckmit-
tel übrig bleiben. Warum sollte der Wes-
ten jetzt alle Trümpfe aus der Hand ge-
ben?
Es heißt immer, wir wollen die russische
Bevölkerung nicht treffen. Wie aber soll sie
ohne Meinungsfreiheit, ohne unabhängi-
gen Medien, erfahren, dass etwas schief
läuft? Dass in ihrer Nachbarschaft Städte
platt gemacht werden? Das spüren die
Menschen nur, wenn sie ihren Arbeitsplatz
verlieren oder kein Gehalt mehr abheben
können. Wir müssen jetzt alle Mittel ein-
setzen, denn was soll noch Schlimmeres
passieren? Hier wird mit zum Teil schein-
heiligen Argumenten genau die Politik
fortgesetzt, die zu diesem Inferno geführt
hat. Da hilft die bloße Ankündigung einer
Zeitenwende wenig.

Präsident Selenskyi hat in seiner Vi-
deoansprache vor dem Europäischen Par-
lament die Bitte wiederholt, sein Land
schnell in die EU aufzunehmen. Was soll
das in der aktuellen Situation bringen?
Laut den Europäischen Verträgen dauern
die Beitrittsverhandlungen Jahre.
Es geht um ein Signal der Hoffnung und
Zuversicht für die Menschen in unserem
Land und für die Hunderttausenden, die
fliehen mussten. Die EU kann so ein Zei-
chen setzen, dass sie die Ukraine nicht auf-
gibt, selbst wenn es Putin gelingen sollte,
Teile des Landes zu erobern. Gerade jetzt
ist es wichtig, den Kampf der Ukrainer für
ihre Freiheit und die europäischen Werte
zu unterstützen.

Sehen Sie nicht die Gefahr, dass eine
Beitrittsdebatte zu diesem Zeitpunkt die
Aufnahme von Friedensgesprächen zwi-
schen beiden Seiten gefährden kann?
Putin braucht keine Provokationen, um zu
eskalieren. Er will diesen Krieg, die Ver-
nichtung der Ukrainer, so oder so. Die EU
ist für uns schon seit Jahren der wichtigste
Handelspartner, wir sind eng verbunden.
Der Beitritt steht in unserer Verfassung, ich
selbst habe 2014 einen Masterplan mit auf
den Weg gebracht, in dem es um die An-
gleichung der Rechtsvorschriften, um Jus-
tizreformen und vieles mehr geht. Wir wis-
sen, dass wir nach den Kopenhagener Kri-
terien streng beurteilt werden. Aber wir ha-
ben unsere Hausaufgaben gemacht.

Viele Menschen in Europa haben
Angst, dass Putin seine Drohung einer
nuklearen Eskalation wahr machen
könnte und der Konflikt auf andere euro-
päische Staaten oder gar die ganze Welt
übergreift. Russland ist die größte Atom-
macht der Welt. Womit müssen wir noch
rechnen?
Wir müssen alle Drohungen ernst nehmen.
Putin ist in der Lage, sie umzusetzen. Mich
wundert es daher, dass es praktisch keine
Vermittlungsversuche seitens des Westens
mehr gibt. Eine Ausnahme ist Frankreichs
Präsident Macron, der bisher aber keinen
Erfolg hatte. Doch das darf nicht dazu füh-
ren, in den Bemühungen nachzulassen.
Wir Ukrainer haben keinen Draht zu Pu-
tin, aber Deutsche wie Schröder und ande-
re schon. Wo sind die jetzt?

Sie meinen unseren Ex-Kanzler Ger-
hard Schröder, der jetzt Aufsichtsratschef
mehrerer russischer Staatskonzerne und
bekennender Putin-Freund ist.
Ja, Schröder und all die anderen, die im-
mer gesagt haben, wie wichtig ein enges,
vertrauensvollen Verhältnis zu Russland
ist. Was hat denn diese Russlandpolitik,
was hat „Wandel durch Handel“ gebracht,
wenn nun eine solche Sprachlosigkeit
herrscht? Wo sind all die Leute, die sich
wegen ihrer guten Beziehungen zu Russ-
land und zu Putin selbst gerühmt haben?
Die sind plötzlich sehr still geworden.

Wie könnte denn aus Ihrer Sicht eine
Verhandlungslösung zur Beilegung des
Konflikts aussehen? Sehen Sie einen
Weg, der aus diesem Krieg herausführen
kann?
Zuallererst muss es eine Waffenpause ge-
ben. Die Toten müssen geborgen und die
Verletzten versorgt werden, wir brauchen
einen Gefangenenaustausch. Während wir
reden, werden weiter Städte bombardiert
und Zivilisten getötet. Da fällt es mir wirk-
lich schwer, darüber nachzudenken, was
Putin abhalten könnte.

Putin verlangt unter anderem eine
„Entnazifizierung“. Immer wieder be-
hauptet er, dass in der ukrainischen Re-
gierung Nazis sitzen, die das Volk unter-
drücken und den russischen Teil der Be-
völkerung ermorden.
Tja, wie sollen wir damit umgehen? Ich
weiß nicht, was er damit meint. Wir haben
eine große jüdische Gemeinde, unser Präsi-
dent ist jüdisch und spricht zu Hause Rus-
sisch. Putin stellt unerfüllbare Forderun-
gen, die lediglich einen Vorwand für diesen
Krieg liefern sollen und nichts mit der Rea-
lität zu tun haben. Mir scheint, deshalb
weiß auch niemand so recht, was jetzt zu
tun ist. Deshalb gibt es auch keine neuen
Vermittlungsinitiativen. Wir haben die
Bundesregierung gefragt, ob sie vorhat, ei-
nen neuen Versuch als Vermittler im Nor-
mandie-Format zu starten. Die Antwort
war: Nein. Die Ratlosigkeit ist groß.

Auf welche Szenarien stellt sich die
Regierung in Kiew nun in den kommen-
den Wochen und Monaten ein?
Putin wird nicht nachlassen in seinem Be-
streben, die gesamte Ukraine kurzfristig
zu besetzen oder zumindest zu zerstören.
Das ist ein sehr wahrscheinliches Szena-
rio, wenn wir nicht endlich mehr Hilfe
bekommen. Wir brauchen eine Jahrhun-
dert-Kraftanstrengung zusammen mit EU
und Nato. Dabei schätzen wir die große
Hilfsbereitschaft in Deutschland und Po-
len gegenüber den Geflüchteten sehr. Aber
genauso wichtig ist es, der überwiegenden
Mehrheit der Menschen, die in der Ukrai-
ne bleiben, eine Lebenschance zu geben.
Nur wenige halten es für möglich, dass
wir gegen das übermächtige Militär von
Putin bestehen. Aber wir geben nicht auf,
wir kämpfen weiter.

Das Gespräch führte Johanna Metz.

INTERVIEW Der Botschafter der
Ukraine in Deutschland, Andrij Melnyk,

über den Überlebenskampf seines
Landes, Versäumnisse der Bundes-

regierung und die Notwendigkeit von
neuen Vermittlungsgesprächen

Andrij Melnyk © picture-alliance/dpa

Militärische Ziele spielen eine
untergeordnete Rolle bei diesem

Angriffskrieg. Putin will die Menschen
verjagen und töten.

Andrij Melnyk

ZUR PERSON
Andrij Melnyk, geboren 1975 in Lwiw
(Lemberg), ist seit Dezember 2014
Botschafter der Ukraine in Deutsch-
land. Zuvor war der Jurist einige
Monate als stellvertretender Minister
des Ministerkabinetts der Ukraine
für die europäische Integration
zuständig. Neben weiteren
Waffenlieferungen an die Ukraine
appelliert Melnyk an die Bundes-
regierung, einen Versorgungskorridor
aus Deutschland zu schaffen, um die
Menschen in der Ukraine stetig mit
Kraftstoff, Lebensmitteln und
Medikamenten beliefern zu können.
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Reform mit Risiko
CORONA-PANDEMIE Länder bereiten Impfpflicht in Gesundheitseinrichtungen vor

K
urz vor Einführung der ein-
richtungsbezogenen Impf-
pflicht arbeiten die Länder
an konkreten Lösungswe-
gen für die praktische Um-
setzung. Berlin und Bayern

etwa zeigten sich vergangene Woche zuver-
sichtlich, was den Vollzug ab Mitte März
angeht. Insbesondere aus Bayern hatte es
heftige Kritik am Bund gegeben, der die
Umsetzung nicht eindeutig geregelt und
viele Fragen offen gelassen habe.
Nach einer kontroversen Debatte hatte der
Bundestag im Dezember 2021 den Gesetz-
entwurf (20/250) von SPD, Grünen und
FDP zur Stärkung der Impfprävention be-
schlossen. In bestimmten Einrichtungen
muss das Personal künftig geimpft oder ge-
nesen sein oder ein ärztliches Zeugnis über
das Bestehen einer Kontraindikation gegen
eine Covid-19-Impfung vorweisen. Die
Neuregelung gilt unter anderem für Kran-
kenhäuser, Pflegeheime oder Arztpraxen.

Nachweise Für bestehende Tätigkeiten ist
die Vorlagepflicht bis zum 15. März 2022
zu erfüllen. Neue Arbeitsverhältnisse kön-
nen ab dem 16. März 2022 in diesen Ein-
richtungen nur bei Vorlage eines entspre-
chenden Nachweises eingegangen werden.
Bei Zweifeln an der Echtheit des Nachwei-

ses kann das Gesundheitsamt Ermittlungen
einleiten und einer Person, die keinen
Nachweis vorlegt, die Tätigkeit in einer sol-
chen Einrichtung oder einem Unterneh-
men untersagen.
Die AfD-Fraktion lehnt die sektorale Impf-
pflicht ab und begründet das in einem An-
trag (20/699) auch mit dem drohenden
Fachkräftemangel. Mit der Neuregelung
könne es zu einer verstärk-
ten Abwanderung qualifi-
zierter Pflegekräfte kom-
men. Fachverbände wie der
Deutsche Pflegerat warnen
auch unabhängig von der
Impfpflicht vor einem
wachsenden Fachkräfte-
mangel in der Pflege (siehe
Interview unten).

Stufenregelung Nach
Aussage des bayerischen
Gesundheitsministers
Klaus Holetschek (CSU)
soll die sektorale Impfpflicht schrittweise
umgesetzt werden. Bayern wolle eine prag-
matische Umsetzung „mit Augenmaß“. So
sind Betretungsverbote für Beschäftigte, die
sich nicht impfen lassen wollen, erst ab
dem Sommer vorgesehen. Zwar habe das
Bundesgesundheitsministerium (BMG) sei-

ne „Handreichung“ mehrfach überarbeitet.
Mehrere Fragen seien aber weiter offen.
Bayern wolle diese Lücken nun selbst fül-
len.

Beratung So wird die Impfpflicht in ei-
nem gestuften Verfahren umgesetzt. Die
Gesundheitsämter sollen den Betroffenen
eine Impfberatung anbieten und die Chan-

ce geben, ihre Entschei-
dung zu überdenken. Mög-
lichst viele Ungeimpfte sol-
len überzeugt werden. Nur
in letzter Konsequenz soll
dann ein Betretungsverbot
ausgesprochen werden un-
ter Berücksichtigung der
Versorgungssicherheit.
Auch die Berliner Gesund-
heitssenatorin Ulrike Gote
(Grüne) kündigte laut RBB
eine stufenweise Umset-
zung der sektoralen Impf-
pflicht an. Mit Bußgeldver-

fahren oder Betretungsverboten für Un-
geimpfte ist demnach vorerst nicht zu
rechnen. Die Versorgungssicherheit soll auf
keinen Fall gefährdet werden.

Neuer Impfstoff Zur neuerlichen Bele-
bung der Corona-Impfkampagne soll der

neue, konventionelle Impfstoff von Nova-
vax beitragen, der unter Impfskeptikern of-
fenbar eher akzeptiert wird als die mRNA-
Impfstoffe. Nach Angaben des BMG erhält
Deutschland in diesem Jahr bis zu 34 Mil-
lionen Impfstoffdosen der US-Pharmafir-
ma Novavax.
Deren Covid-19-Impfstoff Nuvaxovid wur-
de nach Angaben des Paul-Ehrlich-Instituts
(PEI) im Dezember 2021 in Europa zuge-
lassen und steht nun zur Verfügung. Es
handele sich um den ersten proteinbasier-
ten Covid-19-Impfstoff, der in Europa zum
Einsatz komme. Der Totimpfstoff enthält
ein modifiziertes Spike-Protein des Coro-
navirus und einen Wirkverstärker. Für eine
Grundimmunisierung sind zwei Impfun-
gen erforderlich. Die Ständige Impfkom-
mission (Stiko) empfiehlt den Impfstoff
für Personen ab 18 Jahren.

Lockerungen Unterdessen gehen Virolo-
gen davon aus, dass die Omikron-Welle
kontrollierbar ist. Die Gesundheitsminis-
terkonferenz (MPK) hatte sich Mitte Febru-
ar auf schrittweise Lockerungen verstän-
digt. Demnach gilt seit Freitag in der Gas-
tronomie und bei Übernachtungen die
3G-Regel (geimpft, genesen oder getestet).
Seit Donnerstag werden laut BMG außer-
dem Länder, in denen die Omikron-Vari-

ante vorherrscht, als Hochrisikogebiete ge-
strichen. Mit Inkrafttreten der „Dritten Än-
derungsverordnung der Coronavirus-Ein-
reiseverordnung“ gelten demnach keine
Staaten oder Regionen mehr als Hochrisi-
kogebiete, zuvor waren es nach einer Liste
des Robert-Koch-Instituts (RKI) 62. Die
Neuregelung erleichtert Einreisen.
In einer Sondersitzung des Gesundheits-
ausschusses in der vergangenen Woche äu-
ßerte sich Bundesgesundheitsminister Karl
Lauterbach (SPD) verhalten über den wei-
teren Verlauf der Pandemie. Die Neuinfek-
tionen gingen langsamer zurück, als sie
sich in der Omikron-Welle aufgebaut hät-
ten. Die Impflücke müsse geschlossen wer-
den. Es sei inakzeptabel, 200 Corona-Tote
pro Tag hinzunehmen. Nach Angaben des
Ministers deutet sich an, dass auch der No-
vavax-Impfstoff die Impflücke nicht schlie-
ßen kann. Er warb daher erneut für die all-
gemeine Impfpflicht.
Lauterbach ging auch auf die in Großbri-
tannien registrierte sogenannte Deltakron-
Variante ein, eine Kombination aus den
Mutanten Delta und Omikron. Dies bele-
ge, dass es rekombinierte Coronaviren ge-
be. Mit weiteren Rekombinationsvarianten
sei zu rechnen. Welche Auswirkungen das
auf den kommenden Herbst habe, sei noch
unklar. Claus Peter Kosfeld T

Mit der Impfpflicht in Pflegeheimen und Krankenhäusern sollen die besonders gefährdeten Menschen vor dem Coronavirus systematisch geschützt werden. © picture-alliance/dpa/Bernd Weißbrod

Möglichst
viele noch
ungeimpfte
Mitarbeiter

sollen
überzeugt
werden.

»Da kommt eine Katastrophe auf uns zu«
PFLEGE Die Präsidentin des Deutschen Pflegerats warnt vor einer Verschärfung des Fachkräftemangels in ihrer Branche

Frau Vogler, Pflegefachkräfte werden
dringend gesucht. Warum ist der Markt
so in Schieflage?
Zum einen schlägt die demografische Ent-
wicklung jetzt massiv durch. Das geht auch
an der Pflege nicht vorbei. Zum anderen
sind die Arbeitsbedingungen in der Pflege
schlecht. Pflege ist in der Vergangenheit als
reiner Kostenfaktor definiert worden. Ent-
sprechend haben die Kostenträger nach
Sparmöglichkeiten geguckt. Statt Qualität
und Personal zu definieren, sind viele Pfle-
gestellen abgebaut worden. Durch fehlen-
de Bedarfsbemessungsinstrumente sind
Minimalbesetzungen üblich.
Zudem bleibt die Pflege weit unter ihren
Möglichkeiten durch den ärztlichen Vorbe-
halt. Pflegekräfte können über Details der
Versorgung nicht ohne Arzt entscheiden,
obwohl das eigentlich in ihrer fachlichen
Kompetenz liegt. Deswegen fordern wir die
Heilkundeübertragung, also die Möglich-
keit, dass wir in der Pflege auch diagnos-
tisch und therapeutisch arbeiten können.
Hier geht es auch um die Wertschätzung
der Berufsgruppe.

Wie viele Pflegekräfte fehlen denn?
Genaue Zahlen gibt es nicht, die Datenlage
ist schlecht. Wir sehen aber, wie lange es
dauert, bis eine freie Stelle wieder besetzt
werden kann. Wenn eine Pflegefachkraft
ausscheidet, dauert die Neubesetzung im
Schnitt 240 Tage. Daran wird die Dimensi-
on des Mangels schon deutlich. Die Schät-
zungen gehen dahin, dass rund 100.000
bis 200.000 Pflegefachpersonen fehlen.
Wenn in zehn Jahren die Babyboomer aus
dem Beruf gehen, scheiden rund 30 Pro-
zent der Pflegefachkräfte aus. Dann werden
zwischen 200.000 und 400.000 Pflegekräf-
te in der Versorgung fehlen.

Beobachter sprechen von einer Pflege-
notlage. Wie schätzen Sie das ein?
Da kommt eine Katastrophe auf uns zu. Es
läuft darauf hinaus, dass wir Menschen
nicht mehr angemessen versorgen können,
darunter leiden dann etwa demente Pa-
tienten oder Menschen, die eine Wundver-
sorgung brauchen. Auch in der Kinder-
krankenpflege wird das Fachpersonal in
der ambulanten Pflege nicht ausreichen.
Kliniken können Pflegefälle dann nicht
mehr in Heime abgeben, weil es dort keine
Plätze gibt.
Wir müssen womöglich Heimplätze schlie-
ßen, weil wir sie nicht betreiben können.
Die Versorgung wird in die Häuslichkeit
zurückgehen, wobei wieder Frauen die
Hauptarbeit übernehmen müssen. Auch
die hochgelobte Hochleistungsmedizin

kann nur mit Pflegefachpersonen angebo-
ten werden. Diese möglichen Folgen des
Fachkräftemangels werden noch gar nicht
richtig bedacht.

Es hat diverse Reformen gegeben. Hat
das alles nichts gebracht?
Es hat wenig gebracht. Das klingt hart, zu-
mal Fachpolitiker die Dringlichkeit er-
kannt haben. Das Grundproblem ist die
Aufteilung in drei verschiedene Sozialge-
setzbücher: Krankenversicherung, Pflege-
versicherung sowie Rehabilitation und Teil-
habe. Damit wird die Finanzierung der
Versorgung zersplittert, auch die der Pflege-
versorgung. Wir haben es mit Ärzten und
Krankenhäusern in ihren Selbstverwal-
tungsstrukturen zu tun. Die Pflegekompe-
tenz wird in dem hochkomplizierten Sys-
tem oft gar nicht eingebunden. Wenn dann
Gesetze gemacht werden für die Selbstver-
waltungsorgane, wo die Pflege nur als Kos-
tenfaktor gesehen wird, greift das immer
zu kurz. So ist die Pflegeberufereform mit
der angestrebten Generalistik inkonse-
quent umgesetzt worden.

Inwiefern hat die Konzertierte Akti-
on Pflege eine Verbesserung bewirkt?
Es ist ja immer gut, miteinander ins Ge-
spräch zu kommen und Probleme zu fo-
kussieren. Wir waren vom Deutschen Pfle-
gerat in allen fünf Arbeitsgruppen mit da-
bei. Wenn wir aber ehrlich sind, ist die ge-
meinsame Umsetzung der Ergebnisse nicht
garantiert, insofern sind das Absichtserklä-
rungen. Es sind viele Dinge angestoßen
worden, einige Punkte sind von den Minis-
terien auch aufgegriffen worden, etwa För-
derprogramme betreffend. Aber viele Din-
ge wie die Löhne sind auf der Strecke ge-
blieben.

Die Arbeitsbedingungen in der Pflege
sind schwierig. Was ist das Kernproblem?
Zu wenig Menschen, die zu viele Patienten
und zu viel Arbeit haben, zu wenig ange-
messener Lohn und eine zu geringe Kom-
petenzzuweisung. Laut Umfragen tragen
sich 40 bis 70 Prozent der Pflegenden mit
Ausstiegsgedanken. Die Entlohnung ist
besser geworden, aber nach dem Lohnin-
dex für den Verantwortungs- und Belas-
tungsgrad (Comparable-Worth-Index) von
Beschäftigten müssten Pflegende im
Schnitt rund 4.000 Euro verdienen. Dieses
Lohnniveau wird in der Pflege nicht er-
reicht. Viele Pflegekräfte geben deswegen
ihren Beruf auf.

Wie stehen Sie zur Anwerbung von
Pflegefachkräften aus dem Ausland?
Das ist ein Baustein. Wir müssen das ma-
chen, sonst kann die Fachkräftelücke nicht
geschlossen werden. Wichtig ist dabei eine
anständige Willkommenskultur und kein
Massenandrang, das würde die Einrichtun-
gen überfordern.
Außerdem müssen wir sehen, welches an-
gemessene Abgabeländer sind, Deutsch-
land ist ja nicht das einzige Land mit Pfle-
genotstand, in Europa ist das überall ähn-
lich. Das Beispiel Großbritannien zeigt,
wie mit guten Einstiegs- und Entwicklungs-
möglichkeiten Fachkräfte von allein gerne
ins Land kommen.

Wie haben die Pflegenden die zwei
Jahre Corona-Pandemie erlebt?
Das ist jetzt ein Pulverfass, gerade mit Blick
auf den geplanten Pflegebonus. Mit einem
solchen Bonus kann man nur verlieren, da
wird es immer Unzufriedenheit geben.
Und am Lohnniveau ändert sich nichts.
Wir lehnen den Bonus ab, das ist nett ge-

meint, hilft uns aber nicht weiter. Es wäre
besser, konsequent die Arbeitsbedingungen
zu verbessern und das Geld woanders ein-
zusetzen.

Mit welchen Folgen rechnen Sie,
wenn Mitte März die Corona-Impfpflicht
in Krankenhäusern und Pflegeeinrich-
tungen wirksam wird?
Wir stehen zur allgemeinen Impfpflicht
und unterstützen die einrichtungsbezoge-
ne Impfpflicht als ersten Schritt. Aber was
machen wir, wenn die Versorgung nicht si-
chergestellt werden kann, weil die un-
geimpften Mitarbeiter freigestellt werden?
Die Personaldecke ist so dünn, wir können
es uns nicht leisten, auch nur einen Men-
schen nach Hause zu schicken. Das heißt,
wir müssen über gestufte Systeme nach-
denken.
In den Einrichtungen liegen die Impfquo-
ten im Schnitt zwischen 85 und 95 Pro-
zent bei den Pflegenden. Es gibt aber auch
Einrichtungen, in denen nur 40 oder 50
Prozent der Pflegekräfte geimpft sind. Dort
können wir nicht 50 Prozent nach Hause
schicken. Das Gesetz kann in solchen Fäl-
len nicht greifen. Wir müssen die Beschäf-
tigten noch besser überzeugen. Grundsätz-
lich gilt: Pflegende sind Vorbilder. Wenn
Pflegende bewusst eine Gefährdung von
Patienten in Kauf nehmen, sollen sie was
anderes machen.

Die Fragen stellte Claus Peter Kosfeld

Christine Vogler ist seit Juni 2021

Präsidentin des Deutschen Pflegerats

e.V. (DPR). Seit 2020 ist die gelernte

Krankenschwester Geschäftsführerin

des Berliner Bildungscampus für

Gesundheitsberufe.Pflegerats-Präsidentin Christine Vogler
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Mit Wasserstoff Gasnetze 
klimaneutral machen,  

mit digitalen Lösungen 
ganze Kommunen  
smart gestalten,  

mit Müllheizkraftwerken 
Wasserstoff gewinnen –  

das und vieles mehr  
machen innovative  

Energiewende-Projekte  
deutschlandweit möglich.

Das Projekt MH2Regio liefert 
ein umfassendes Konzept für 

eine regional organisierte 
Wasserstoffversorgungsinfra-
struktur, die beispielsweise 

von lokalen Verkehrsteil-
nehmer:innen genutzt werden 
kann. Für die Erzeugung des 
Wasserstoffs könnte grüner 

Strom aus einem lokalen Müll-
heizkraftwerk genutzt werden, 
der ganzjährig mit hoher Ver-
fügbarkeit bereitgestellt wird. 
Langfristig soll MH2Regio als 
Blaupause für andere Städte 

und Metropolregionen dienen 
und dort die Entwicklung einer 

regionalen Wasserstoff- 
Wertschöpfungskette fördern.

Wasserstoff-
versorgung  
der Zukunft

Erfahren Sie mehr unter: 
thuega.de/vorortwende
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Frau Zykunov, aus Ihrem Buch ist
deutlich herauszulesen: Sie sind wütend.
Auf wen und warum?
Ich bin wütend darauf, dass wir noch nicht
so weit sind mit der Gleichberechtigung,
wie wir dachten. Ich bin wütend darauf,
dass mir immer wieder gesagt wird, ich sol-
le doch Lösungsvorschläge anbieten, statt
zu meckern. Ich bin aber als Mutter und
Frau Opfer eines Systems, das durch und
durch patriarchal ist. Es kann nicht sein,
dass von Frauen erwartet wird, auf ihre Op-
ferrolle aufmerksam zu machen und
gleichzeitig zu sagen, was sich ändern
muss. Doch genau das wird immer wieder
gefordert. Anstatt zu überlegen, wo diese
Lösungen eigentlich herkommen müssten,
nämlich aus dem System: der Politik und
der Wirtschaft.

Woran liegt es denn, dass wir im
Jahr 2022 immer noch nicht so gleichbe-
rechtigt sind, wie wir sein müssten?
Es gibt so viele Zahlen, die das deutlich
machen. Der Klassiker ist der Gender Pay
Gap, also der Unterschied in der Bezah-
lung von Männern und Frauen. Der liegt
noch bei 19 Prozent, der bereinigte Wert
immerhin noch bei sechs Prozent. 98 Pro-
zent aller Frauen, die Mütter werden, ge-
hen in Elternzeit, aber nur 42 Prozent aller
Männer, die Väter werden. Von diesen
42 Prozent gehen mehr als drei Viertel nur
die obligatorischen zwei Monate, bei den
Frauen sind es über 90 Prozent, die zwölf
Monate und länger in Elternzeit gehen. Ei-
ne Frau wird, wenn sie Mutter geworden
ist, am Ende ihres Erwerbslebens fast eine
Million Euro weniger an Vermögen ange-
häuft haben als ein Mann. 91 Prozent aller
Bürgermeister und Bürgermeisterinnen sind
männlich, an Unis werden die Professuren
und Lehrstühle zu 75 Prozent von Männern
besetzt. Das ist der Stand im Jahr 2022.

Um das zu ändern, müssten auch
Männer Platz machen. Glauben Sie, Män-
ner werden Ihr Buch lesen?
Es gilt erst einmal, noch sehr viele Frauen
wachzurütteln und ihnen klarzumachen:
Du denkst vielleicht, du hättest dir das frei-
willig ausgesucht mit den zwölf Monaten
Elternzeit. Und dass du danach in Teilzeit
gehst. Dass du mit Geld nichts am Hut
hast und du dich nicht in den Vordergrund
drängen willst. Doch die Chance ist relativ
hoch, dass du extrem beeinflusst worden
bist seit deiner Geburt als Mädchen. Dass
du so sozialisiert wurdest, durch Bücher,
Filme und Mütter, Freundinnen und ande-
re, die dich erzogen und es dir vorgelebt
haben. Es wird noch eine Weile dauern, bis
genug Frauen verstanden haben, um was es
geht. Erst dann sind die Männer dran.

Aber sollten es die Frauen heute
nicht einfach alles schon wissen? Warum
lassen sich auch gut ausgebildete Frauen
immer wieder in die Rolle drängen?
Diese Übermutterrolle, die von uns erwar-
tet wird, ist sehr lange und stark gewach-
sen. Wir reden hier nicht von ein paar Jahr-
zehnten, am Ende sind es Jahrhunderte, in
denen Frauen eingebläut wurde: Ein Kind
gehört zur Mutter. Frauen haben mit Geld
nichts am Hut. Frauen durften lange nicht
studieren, ihre Debatten durften nicht im
öffentlichen Raum stattfinden. Natürlich,
wir leben jetzt im 21. Jahrhundert, aber
wenn dieses Frauenbild so weitergelebt
wird, woher sollst du dann im Jahr 2022 in
der Lage sein, das alleine abzustreifen?

Und wenn es doch gelingt?
Wenn du aus dieser Frauenrolle heraustre-
ten willst, wirst du auch wieder abgestraft.
Denn wenn du „verhandelst wie ein
Mann“, verhältst du dich auch wieder nicht
deinem Geschlecht entsprechend. Und das
hat Folgen. Die Theorien des „unconscious
gender bias“ und der „role congruity“ sa-

gen: Man findet Menschen intuitiv unsym-
pathisch, wenn sie anders auftreten, als es
ihrer Geschlechterrolle normalerweise zu-
geschrieben wird. . Heißt: Will ich verhan-
deln „wie ein Mann“, wirke ich unsympa-
thisch und werde das Gehalt, die Stelle
oder die Beförderung wahrscheinlich ge-
nau deswegen auch nicht bekommen. Man
kann als Frau im Jahr 2022 fast nur verlie-
ren, wenn man sich verhält wie eine Frau,
aber man kann auch fast nur verlieren,
wenn man sich verhält wie ein Mann.

Ein Satz, mit dem Sie Ihren Stand-
punkt deutlich machen, lautet: „Das Pri-
vate ist politisch. Folglich ist Strandta-
sche-Packen politisch. Ja, es ist so lächer-
lich und gleichzeitig so wahr, wie es hier
steht.“ Was ist daran lächerlich?
Naja, natürlich klingt die Aussage „Strand-
tasche-Packen ist politisch“ lächerlich,

eben weil sie so banal ist. Aber: Strandta-
sche-Packen ist politisch, wer das Kind bei
Krankheit aus der Kita abholt ist politisch,
wie man seine Elternzeit aufteilt ist poli-
tisch. Wer weiß, wann welche Schuhgröße
zu klein werden wird, ist politisch. Am En-
de ist einfach die ganze Arbeit, die hinter
Care-Arbeit steckt, unsichtbar und wird

von denjenigen, die sich nicht dafür ver-
antwortlich fühlen, nicht gesehen. Und das
ist ja nicht nur im Urlaub so, das passiert
jeden Tag. Das ist eine wahnsinnige An-
strengung, die irgendwann zur Überlastung
führt. Und nicht nur das: Frauen verlieren
dadurch buchstäblich Geld. Nicht nur die
vorhin genannten Million an Einkommen
und Rente. Care-Arbeit hat ja auch einen
monetären Wert. Würde man die unbe-
zahlten Care-Arbeitsstunden den Frauen in
Deutschland bezahlen, wären das knapp
980 Milliarden Euro jährlich!

Jetzt also die Frage nach Lösungen:
Wie können Menschen, die Care-Arbeit
leisten, entlastet werden?
Wir müssen darüber reden, wie Care-Arbeit
entlohnt werden kann. Zum Beispiel in
Form eines Care-Arbeitsgeldes. Oder einer
Care-Arbeitsversicherung, in die Arbeitge-

ber und Arbeitnehmer gleichermaßen ein-
zahlen. Oder indem man Rentenzuschüsse
gibt, und zwar mehr als die drei Renten-
punkte, die es aktuell pro Kind gibt. Oder
es den Menschen, eben vorwiegend den
Frauen, ermöglicht, bei voller Bezahlung in
Teilzeit zu arbeiten. Es muss monetär ho-
noriert werden, dass Care-Arbeit ein Job ist
und zwar ein richtig harter, mit sehr, sehr
hohen Ansprüchen. Es kann nicht sein,
dass es mit einer Pralinenschachtel zu Mut-
tertag getan sein soll.

Was erwarten Sie von der Politik?
Care-Arbeit muss refinanziert werden und
zwar mit mehr als Eltern- oder Kindergeld.
Es muss refinanziert werden, dass Frauen
im Job Stunden reduzieren und Karriere-
chancen verpassen. Das ginge mit Steuer-
entlastung oder eben mit einer Teilzeitan-
stellung zu Vollzeitentgelt. Damit sie nicht
finanziell dafür abgestraft werden, dass sie
kleine Kinder oder kranke Familienange-
hörige versorgen. Außerdem gehört das
Ehegattensplitting abgeschafft. Es kann
doch nicht sein, dass dieses Thema auch
von der aktuellen Regierung nicht ange-
fasst wird! Dieses Ein-Ernährer-Modell
setzt völlig falsche Anreize. Jede zweite Ehe
wird geschieden und meistens haben dann
die Frauen Pech gehabt. Da muss sich radi-
kal etwas ändern.

Sie befassen sich im Buch auch mit
der Pandemie und ihren Folgen. In Sa-
chen Care-Arbeit scheint sich wenig zum
Guten entwickelt zu haben. Sie zitieren
Studien, die zeigen, dass sich Männer
noch weniger an Hausarbeit und Kinder-
betreuung beteiligen wollen, weil sie im
Homeoffice mitbekommen haben, wie an-
strengend das ist.
Ja, und ich zitiere auch viele Studien der
Soziologin Jutta Allmendinger. Sie zer-
schmettert immer wieder die Annahme,
dass sich Männer plötzlich mehr beteilig-
ten, weil sie gesehen hätten, wie viel die
Frauen zu Hause leisten. Es stimmt, Coro-
na war ein Brennglas und hat öffentlich ge-
macht, wie viel Care-Arbeit Frauen leisten.
Die Pandemie hat diese Themen auf jeden
Fall nach oben gespült. Die Aufmerksam-
keit gab es allerdings nur für ein paar Mo-
nate in der ersten Welle. In der zweiten,
dritten und vierten Welle waren wir sehr
schnell wieder zurück beim „Mutti macht
das schon“.

Was macht Mutti denn?
Den gleichen Job wie vorher – und noch
mehr. Denn als es wieder möglich war,
sind die Männer meist im gleichen Rah-
men wie vorher wieder in ihre Büros zu-
rückgegangen. Im Zweifelsfall haben die
Mütter wegen der schlechten Betreuungssi-
tuation ihre ohnehin schon reduzierten
Stunden weiter reduziert. Es gab Studien,
auch schon vor Corona, die gezeigt haben,
dass Männer die Zeit, die sie im Homeof-
fice durch das Wegfallen des Arbeitsweges
sparen, in Überstunden investieren. Frauen
hingegen investieren diese Zeit in Care-Ar-
beit. Weil man das von ihnen erwartet. Sie
haben noch mehr gepflegt, gekocht, ge-
putzt und beschult – Mutti macht es eben.

Das Gespräch führte Elana Müller T
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„Du wirst als Mädchen sozialisiert durch andere, die es dir vorgelebt haben“, sagt Zykunov. © picture-alliance/dpa-tmn/Mascha Brichta

»Pralinen
reichen nicht«
GLEICHBERECHTIGUNG Autorin Alexandra Zykunov über
unbezahlte Care-Arbeit und neue alte Rollenbilder

Alexandra Zykunov:

„Wir sind doch
alle längst
gleichberechtigt!“

Ullstein,
Berlin 2022;
288 S., 10,99€ÿ Alexandra Zykunov
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Der Staat als Beute
RUSSLAND Catherine Belton beschreibt den unerwarteten Aufstieg Wladimir Putins

Viel wird dieser Tage gerätselt über die Moti-
ve des russischen Präsidenten. Was um alles
in der Welt hat Wladimir Putin zu der An-
nahme bewogen, die Ukrainer würden die
russischen Besatzungstruppen mit Blumen-
sträußen empfangen? Wer nach Antworten
sucht, die über Küchenpsychologie und
Kremlastrologie hinausgehen, wird in Cathe-
rine Beltons Buch „Putins Netz“ fündig. Der
Untertitel: „Wie sich der KGB Russland zu-
rückholte und dann den Westen ins Auge
fasste“. Die Hauptthese: Die Geheimdienst-
netzwerke des früheren KGB-Offiziers Putin
hätten das Land seit den späten 1990er Jah-
ren nicht nur aus den Händen der Oligar-
chen entrissen. Vielmehr hätten Teile des
KGB bereits vor Ende der Sowjetunion eine
Zukunft unter Bedingungen der Marktwirt-
schaft geplant, mit der Absicht, die eigenen
Leute eines Tages wieder an Schaltstellen des
russischen Staates zu bringen. „Sie betrachte-
ten sich als auserwählt, die Rückkehr Russ-
lands zu Weltmacht zu bewerkstelligen und
glaubten, dass das Wiedererstarken des Staa-
tes und ihre eigenes Schicksal – praktischer-
weise – untrennbar miteinander verbunden
seien.“ KGB-Vertreter hätten sich mit der or-
ganisierten Kriminalität und findigen Funk-
tionären, späteren Oligarchen, zusammenge-
tan, um Sowjet- und Parteivermögen auf aus-
ländischen Konten zu verteilen: Eine Kriegs-

kasse für den zu erschaffenden Staatskapita-
lismus. In einer „etatistischen Kehrtwende“
hätten Putin und die seinen dann beschlos-
sen, die Ressourcen des Landes zurückzuho-
len, und Oligarchen, die sie selbst groß ge-
macht hatten, in die Schranken zu weisen.
Die Autorin geht weit in die Biografie Putins
zurück, in seine Jahre als KGB-Mann in
Dresden, die Zeit als rechte Hand des Bür-
germeisters in St. Petersburg bis zum überra-
schenden Aufstieg an die Spitze Russlands
und die sich anschließende Dauerpräsident-
schaft. Putin wird nicht als der präsidiale Al-
leinakteur geschildert, als der er sich so gern
gibt. Zuweilen erscheint er wie ein Domp-
teur zwischen Raubtieren, von den Seinen
„gekettet an die Präsidentschaft, sodass er
niemals ohne Weiteres abtreten könne“.

Für ihre Thesen bietet die frühere „Financial-
Times“-Korrespondentin in Moskau die Aus-
sagen eines ganzen Reigens ehemaliger
Kremlbeamter, Geheimdienstler und Oligar-
chen auf. Allerdings, und das ist ein Schwach-
punkt, beschränkt sie sich bei aller akribi-
schen Recherche weitgehend auf diese Kreise.
Gern hätte man auch den Blick aus der Mitte
der russischen Gesellschaft wie überhaupt
von jungen Menschen, die gar keinen ande-
ren Mann im Kreml als Putin kennen – und
nicht nur von Ehemaligen aus dem „inner
circle“, die nun im Londoner Exil Groll tra-
gen oder offene Rechnung zu begleichen ha-
ben. Nichtsdestotrotz ist das Buch lesenswert,
zum Beispiel dort, wo es die Gedankenwelt
von Ex-Geheimdienstlern wie Putin und sei-
nes Sicherheitberaters Nikolai Patruschew
schildert, die Idée fixe etwa, die westliche
Welt könne gar nichts anderes im Sinn ha-
ben, als Russland zu spalten. Da „Putins
Netz“ offenbar glaube, sich im Kampf um das
Imperium und um die eigene Selbsterhaltung
zu befinden, habe es den westlichen Kurs der
Ukraine nicht zulassen können. Die Geheim-
dienstler mögen von Anfang an den Samen
der Revanche für den Untergang der Sowjet-
union gesät haben, schreibt Belton. Aller-
dings seien sie von Anfang an dazu ver-
dammt gewesen, die Fehler der Vergangen-
heit zu wiederholen. Alexander Heinrich T

Catherine Belton:

Putins Netz.
Wie sich der KGB
Russland zurückholte

HarperCollins,
Hamburg 2022,
605 S., 26 €ÿ

KURZ REZENSIERT

„Metro-2022“ lautete am 28. Februar
die Schlagzeile der letzten unabhängi-
gen russischen Zeitung „Novaja gaze-
ta“. Ein Foto zeigte Zivilisten in der Kie-
wer U-Bahn, die Schutz vor russischen
Bomben suchen. Diese Menschen erle-
ben gerade eine Apokalypse, die einer
der bekanntesten russischen Schriftstel-
ler, Dmitrij Glukhovsky, in seinem Welt-
bestseller „Metro-2033“ inszenierte, der
in 40 Sprachen übersetzt wurde.
Glukhovsky gehört zu den Autoren, die
sich offen gegen das politische Regime
in ihrer Heimat aussprechen: Das System
„entmenschlicht die Menschen, bevor es
sie frisst“. Tatsächlich lebt das russische
Volk stets in der Erwartung „neuer Kata-
strophen“, aktuell ist es der Angriffskrieg
gegen die Ukraine.
„O Gott! Was für eine Ehre! Was für ei-
ne unverdiente Gottesgnade: Ich kenne
das russische Alphabet“, jubelte einst
der aus der Sowjetunion vertriebene
Autor Sergej Dovlatov. Vor ihm hatte
schon der russische Schriftsteller Iwan
Turgenew „die große, mächtige gerech-
te und freie russische Sprache“ als sei-
ne Stütze und Hoffnung gewürdigt. Im
Gegensatz dazu bricht Glukhovsky mit
der Verherrlichung der „heiligen“ russi-
schen Sprache und macht aus ihr eine
Massenvernichtungswaffe. In seinem
dystopischen Roman „Der Posten“ wer-
den Menschen, die in einer festgelegten
Reihenfolge russische Buchstaben und
Wörter aussprechen, zu Besessenen, die
selbst ihre eigenen Kinder töten. Der
Moskauer Großfürst setzt die Waffe ge-
gen die eigene Bevölkerung ein, die er
als „Separatisten“ verunglimpft. Da-
raufhin isoliert die Menschheit Russ-
land, um die Übertragung der Seuche
zu verhindern. Dazu gehört auch das
Verbot, Russisch zu lernen.
Der frühere Journalist Glukhovsky ent-
wirft ein düsteres Szenario, dass sich ak-
tuell wie eine Parabel liest. Im Kreml
herrscht unterdessen ein realer Potentat,
der meint, das „wahre und orthodoxe“
Russland zu verkörpern. manu T

Dmitri Glukhowsky:

Outpost.
Der Posten.
Roman

Heyne Verlag,
München 2021;
416 S., 20 €

Jedes Buch von Jan-Werner Müller, Profes-
sor für Sozialwissenschaften an der
Princeton University, ist ein Standardwerk,
das in viele Sprachen übersetzt wird. In sei-
nem neuen exzellent recherchierten und
verständlich geschriebenen Buch analysiert
er die Dreiecksbeziehung zwischen Freiheit,
Gleichheit und Ungewissheit. Ausgangs-
punkt seiner Untersuchung sind die aktuel-
len innenpolitischen Entwicklungen, insbe-
sondere in Europa. Als Befürworter der par-
lamentarischen Demokratie gehört Müller
zu den scharfen Kritikern des Populismus.
Unmissverständlich stellt er sich auf die
Seite der unbequemen, politisch engagier-
ten Bürger; er unterstützt deren zivilen Un-
gehorsam mit Hilfe von „kontrolliertem
Rechtsbruch“; denn sie verteidigten die De-
mokratie.
Müller unterstreicht, Parteien und Medien
bildeten zusammen die „kritische Infra-
struktur der Demokratie“. Die sozialen Me-
dien seien für die sogenannten „Plattform-
parteien“ nützlich, bedeuteten aber eine
Gefahr zumindest für einige Formen des
professionellen Journalismus. Sie ermög-
lichten es den Individuen, kollektive Reprä-
sentationsansprüche zu stellen, ohne die
Demokratie direkt zu gefährden. Das sei
bei rechtspopulistischen Regimen anders:
Sie bezeichneten NGOs und Demonstratio-
nen als Werkzeuge ausländischer Mächte.
So stellten die Proteste der Zivilgesellschaft
für alle Populisten weltweit ein „besonde-
res Problem“ dar. Denn freie Bürgerinnen
und Bürger unterminierten den Anspruch
der Autokraten, die alleinigen Repräsentan-
ten des Volkes zu sein. Von daher sei Putin
ein wichtiges „Vorbild für die heutigen
Rechtspopulisten“.
Obwohl Müllers Buch vor der russischen
Aggression gegen die Ukraine geschrieben
wurde, hilft es dem Leser, die gefährlichen
Sprachmuster der Autokraten zu erkennen.
In seiner Kriegsrede zu Beginn der Invasion
in die Ukraine bezeichnete der Kreml-Herr-
scher die demokratisch gewählte Regie-
rung als eine „Meute Drogenabhängiger
und Neonazis“, die vom Ausland gesteuert
werde. manu T

Jan-Werner Müller:

Freiheit, Gleichheit,
Ungewissheit.
Wie schafft man
Demokratie.

Suhrkamp Verlag,
Berlin 2021;
271 S., 24 €



AUFGEKEHRT

Panzer nicht
zu versteuern

Die Ukrainerinnen und Ukrai-
ner leisten den russischen In-
vasoren nicht nur militärisch
Widerstand. Im Netz finden

sich zahlreiche Beispiele für trotzigen
Spott und Galgenhumor. So machte ver-
gangene Woche ein Videoclip aus dem
Land die Runde. Zu sehen ist, wie ein
ukrainischer Autofahrer neben einem
russischen Panzer anhält, dem offenbar
der Sprit ausgegangen war. Der Fahrer
fragt die Soldaten, ob er beim Abschlep-
pen des Kriegsgerätes behilflich sein
könne – zurück nach Russland versteht
sich. Selbst die Invasoren müssen bei so
viel Chuzpe etwas lachen.
Überhaupt scheinen sich verlassene rus-
sische Panzer und andere Fahrzeuge zu
einem tragisch-komischen Running Gag
zu entwickeln. In den sozialen Medien
werden etliche – natürlich aus der Ferne
nicht verifizierbare – Bilder von verlasse-
nen russischen Militärfahrzeugen geteilt
und als Flash Mob der russischen Armee
nach dem Motto: „Park Deinen Panzer
und dann renne weg“ verhöhnt.
Auch die nationale Behörde zur Korrup-
tionsbekämpfung in der Ukraine hat
sich in einer Mitteilung mit diesem The-
ma befasst, wie die ukrainische Nach-
richtenagentur „interfax“ meldet. Dem-
nach hat die Behörde eine wesentliche
Frage geklärt: Bürgerinnen und Bürger
der Ukraine müssen erbeutete Panzer
und Fahrzeuge demnach nicht in der
Steuererklärung angeben. Der Wert der
Beute übersteige nicht die notwendige
Schwelle. „Dank des Mutes und der Er-
folge der Verteidiger der Ukraine kommt
feindliche Militär-Ausrüstung in der Re-
gel zerstört und unbrauchbar in Ihre
Hände“. Der Wert lasse sich also gar
nicht mehr schätzen. Statt sich um steu-
erliche Fragen zu kümmern, ruft die Be-
hörde die Bürgerinnen und Bürger auf,
ruhig zu bleiben – „und das Mutterland
zu verteidigen“. Das könnte witzig sein.
Ist es aber nicht. scr T

VOR 20 JAHREN...

Trittins
Dosenpfand
20.3.2002: Dosenpfand beschlossen.
Die einen begrüßten die Neuerung – et-
wa der Bundesverband des Deutschen
Getränkefachgroßhandels oder die
Deutsche Umwelthilfe. Die anderen
– große Getränkehersteller, Lebensmit-
telketten oder Großbrauereien – droh-

ten mit einer Verfassungsbeschwerde
und Klagewellen. Die Rede ist vom soge-
nannten Dosenpfand, das am 20. März
2002 vom Bundeskabinett beschlossen
wurde. Ab 1. Januar 2003 sollten Ver-
braucher erstmals auf alle Einwegverpa-
ckungen wie Dosen oder Glas- und
Kunststoffflaschen mit Bier, Mineralwas-
ser oder Limonade ein Pfand bezahlen:
25 Cent für Behältnisse bis 1,5 Liter Fas-
sungsvermögen, 50 Cent bei größeren
Einwegverpackungen.
Kaum ein Name ist so mit dem „Dosen-
pfand“ verknüpft wie der Jürgen Trittins
(Bündnis 90/Die Grünen). Nach der
Entscheidung erklärte der Bundesum-
weltminister, der Mehrweganteil bei Ge-
tränkeverpackungen sei in den vergange-
nen Jahren dramatisch gesunken. „Er
wird weiter fallen, wenn jetzt keine Ge-
genmaßnahmen ergriffen werden“, be-
tonte er. Während die gesetzliche Mehr-
wegquote bei 72 Prozent lag, ging der
Minister nach ersten Daten davon aus,
dass der Mehrwerganteil 2001 bei nur
noch rund 60 Prozent gelegen hatte. Die
jährlichen Mehrkosten für das neue
Pfandsystem sollten sich laut Berech-
nungen des Umwelt- und Wirtschaftsmi-
nisteriums auf etwa 135 Millionen Euro
belaufen. „Macht pro Einweggetränk we-
niger als ein Cent“, rechnete Trittin vor.
Knapp 20 Jahre später wurde die Pfand-
pflicht erweitert: Seit 1. Januar 2022 sind
alle Einwegplastikflaschen und Geträn-
kedosen pfandpflichtig – unabhängig
von ihrem Inhalt. Eine Übergangsfrist
gilt bis 1. Juli. Benjamin Stahl T

Jürgen Trittin (B90/Die Grünen) gilt als
großer Befürworter des Dosenpfands.

©
pi
ct
ur
e-
al
lia
nc
e
/d
pa
/d
pa
w
eb

|B
er
nd
_S
et
tn
ik

12 KEHRSEITE Das Parlament - Nr. 10-11 - 07. März 2022
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Zur Ausgabe 5-7 vom 31. Januar 2022,
Beiträge zum Thema Impfpflicht auf
den Seiten 1-3:
Bisher benötigte ich keine „staatlichen
Schutzmaßnahmen“, um meine Kinder,
heute 34 und 48 Jahre alt, gesund zu er-
halten. Das, was ich dazu als notwendig
erachtete, bestimmte ich selbst. Nehmen
Sie tatsächlich an, dass meine Urteilsfä-
higkeit nicht mehr ausreicht, um für
mich entscheiden zu können, was für
meinen Körper und für mein verbleiben-
des Leben gut ist? Die Wirksamkeit und
Sicherheit der Corona-Impfungen ver-
mag ich mindestens genauso gut zu be-
urteilen wie Journalisten und die meis-
ten Politiker, die jetzt über die Impf-
pflicht entscheiden sollen und wollen.
Und Sie wissen so gut wie ich, dass es
diesbezüglich eine Menge offener Fragen

und Ungereimtheiten gibt. Sie sprechen
mir auf allen politischen und medialen
Kanälen die Fähigkeit zur meiner Urteils-
fähigkeit und eigenen Entscheidung ab,
geimpft oder ungeimpft SARS-CoV-2
überwinden zu wollen. Sie sorgen mit
Ihrem politischen und medialen Druck
dafür, dass sich unser Gemeinwesen in
doppelt Geimpfte, Geboosterte und
nicht Geimpfte spaltet. Von den wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Spal-
tungen will ich gar nicht schreiben. Sie
greifen damit in die Familien ein. Was ist
das für ein Irrsinn? Was wollen Sie damit
erreichen? Wem dienen Sie? Was ist das
für ein vorauseilender Gehorsam, der Sie
eine Seite weiter dazu bringt, zwei Jour-
nalisten im PRO und CONTRA darüber
radebrechten zu lassen, ob eine Impf-
licht in unserem Lande durchsetzbar ist

oder nicht? Ich frage mich, begraben wir
den Datenschutz jetzt völlig? Und nor-
mieren wir jetzt ganz selbstverständlich
den Eingriff in den menschlichen Kör-
per, wenn es der Staat so will? Werde ich
jetzt, wenn ich mich gegen eine Dauer-
impfung mit den technologisch neuen,
nicht Langzeit geprüften und sogar in ih-
rer Wirksamkeit infrage gestellten Impf-
stoffe entscheiden will mit Dieben und
Verkehrsrowdys, das heißt mit Kriminel-
len, auf eine Stufe gestellt?

Stefanie Landmann,

E-Mail

Zur Ausgabe 3-4 vom 17. Januar 2022,
„Im eigenen Kopf“ auf Seite 9:
Herr Burak Yilmaz hat das Bundesver-
dienstkreuz verdient und sein Engage-
ment ist bewunderungswürdig. Leider

aber spricht auch er von dem Mythos,
dass die türkischen Gastarbeiter Deutsch-
land wiederaufgebaut hätten. Ich war an
dem Tag, als das Anwerbeabkommen mit
der Türkei aufgehoben worden war, in
der türkischen Stadt Izmir. Viele der
Menschen, die nun vor den geschlosse-
nen Anwerbebüros standen, kamen aus
Ostanatolien und waren verzweifelt. Es
ist doch nicht so, dass „Gastarbeiter“ in
die Bundesrepublik Deutschland kamen,
um das Land „aufzubauen“. Nein, nach
der sogenannten Wirtschaftswunderzeit
benötigte das Land Arbeitskräfte. Das
Land war nach den desaströsen Zerstö-
rungen schon „aufgebaut“ und im Ge-
gensatz zur Türkei wohlhabend. Die
Menschen suchten einfach eine bessere
Zukunft und kamen nicht, um ein am
Boden liegendes Land aufzubauen. Da-
mit soll ihre Arbeitsleistung keineswegs
geschmälert werden.

Gerhard Schmidt,

Berlin
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Dem Krieg entkommen
Als Nataliya (38) in Berlin Reinickendorf aus der S-Bahn
steigt, muss sie sich zunächst einmal orientieren. Einen
Wegweiser gibt es dort nicht, doch ein Blick auf das
Handy hilft weiter. Sie sucht das Landesamt für Flücht-
lingsangelegenheiten (LAF). Auf dem Weg dorthin schlie-
ßen sich ihr zwei weitere Frauen an. Die ältere von beiden
zieht einen kleinen Koffer hinter sich her. Über das Erleb-
te der vergangenen Tage möchte sie nicht sprechen.
Nach fünf Minuten Fußweg erreichen die Frauen den
Haupteingang des LAF. Die Parkplätze davor sind alle be-
legt – mit Autos aus der Ukraine und Polen. Schilder auf
dem Areal weisen den Weg zur Erstanlaufstelle für Ge-
flüchtete. Nataliya möchte sich dort für Freunde aus der
Ukraine über die Abläufe informieren. Sie hofft, dass ihre
Bekannten, der älteste von ihnen ist 85 Jahre alt, am
nächsten Tag in Berlin ankommen werden: „Ich bin selbst
vor 20 Jahren als Kontingentflüchtling nach Deutschland
gekommen. Damals sind wir in einem eingezäunten Ver-
teilungslager bei Nürnberg gelandet. Die Bedingungen
dort waren nicht angenehm.“ Um ihren Freunden eine
solche Erfahrung zu ersparen, möchte sie ihnen die An-
kunft in Deutschland so einfach wie möglich machen.
Noch harren die Freunde in Bulgarien und Moldau aus
und warten auf ihre Weiterreise. Nataliya wünschte sich,

ihre Mutter wäre auch unter ihnen. Doch sie möchte vor-
erst in Odessa bleiben und dort helfen, berichtet Nataliya
mit Tränen in den Augen.
An der Erstanlaufstelle warten Mitarbeitende und Helfen-
de auf die ankommenden Menschen. Auch Dolmetscher
sowie medizinisches und psychologisches Personal stehen
bereit. Viele Geflüchtete kämen bei Freunden und Ver-
wandten unter, sagt Sascha Langenbach, Pressesprecher
des Landesamtes: „Wer diese Möglichkeit nicht hat, be-
kommt hier einen Schlafplatz.“ Er steht an diesem Diens-
tagnachmittag vor einer der Unterkünfte für Geflüchtete.
Im Vergleich zur Erstanlaufstelle im vorderen Bereich des
Areals herrscht dort hektisches Treiben. Immer wieder
kommen neue Menschen an, Dolmetscherinnen versu-
chen Fragen zu klären und Ehrenamtliche erkundigen
sich, wie sie helfen können. Bis vergangenen Dienstag
sind Langenbach zufolge ungefähr 700 Menschen aus der
Ukraine auf dem Gelände des LAF untergekommen.
Doch die Ressourcen seien begrenzt: „Wir haben aktuell
noch Kapazitäten für 1000 Menschen. Weitere
1000 Schlafplätze sollen hinzukommen“. Bereits am Don-
nerstag waren die Kapazitäten laut rbb erschöpft.
Derzeit raten die Mitarbeitenden der LAF Geflüchteten
davon ab, direkt Asyl zu beantragen. Lieber sollten sie auf

eine Entscheidung zum vereinfachten Asylantragsverfah-
ren warten. Auch Alonas Familie wurde empfohlen, sich
Ende der Woche noch einmal zu melden. Bereits einen
Tag nach Kriegsbeginn sind sie in Berlin angekommen.
Die 30-jährige Berlinerin mit ukrainischen Wurzeln ist
mit einem Ukrainer verheiratet. Eigentlich hatte sie vor,
nächstes Jahr mit der gemeinsamen Tochter zu ihm in die
Ukraine zu ziehen. Die ersten Angriffe musste die Familie
vom Flugzeug aus mitansehen. Sie seien gerade aus dem
Urlaub gekommen und im Anflug auf den internationa-
len Flughafen Boryspil nahe Kiew gewesen, berichtet Alo-
na: „Gegen fünf Uhr sind wir dann gelandet und haben
Explosionen gehört.“ Die dreiköpfige Familie ist direkt
vom Flughafen mit ihrem Auto zur polnischen Grenze ge-
fahren. Auch ihr Mann konnte das Land noch verlassen.
Wenige Stunden später rief der ukrainische Präsident Wo-
lodymyr Selenskyj das Kriegsrecht aus – Männer zwischen
18 und 60 Jahren müssen nun in der Ukraine bleiben. Da
Alona noch eine Wohnung in Berlin hat, ist ihre Familie
sicher untergebracht. Ihr Mann wolle demnächst mit
Hilfsgütern an die polnisch-ukrainische Grenze fahren,
um die Menschen in seiner Heimat zu unterstützen. „Pu-
tin wollte die Menschen auseinandertreiben. Doch wir
stehen alle zusammen“. Denise Schwarz T

Auf dem Gelände des Berliner Landesamts für Flüchtlingsangelegenheiten finden Menschen aus der Ukraine Zuflucht. © picture-alliance/dpa/Jörg Carstensen

PERSONALIA

>Klaus Immer †
Bundestagsabgeordneter 1972-1987,
SPD
Am 8. Februar starb Klaus Immer im Alter
von 97 Jahren. Der Diplom-Landwirt aus Al-
tenkirchen stieß 1957 über die Gesamtdeut-
sche Volkspartei zur SPD. Von 1969 bis 1999
war er Kreistagsabgeordneter. Er engagierte
sich im Städtebau- sowie Landwirtschafts-
ausschuss.

>Gerhard Wächter †
Bundestagsabgeordneter 2002-2009,
CDU
Am 19. Februar starb Gerhard Wächter im
Alter von 75 Jahren. Der Diplom-Volkswirt
aus BadWünnenberg wurde 1971 CDU-Mit-
glied, stand von 2000 bis 2006 an der Spit-
ze des Kreisverbands Paderborn und gehör-
te von 1984 bis 2002 dem Kreistag und von
1990 bis 2002 dem Landtag in Düsseldorf
an. Er wirkte im Verkehrsausschuss mit.

>Wolfgang Grotthaus
Bundestagsabgeordneter 1998-2009,
SPD
Am 7. März wird Wolfgang Grotthaus
75 Jahre alt. Der Technische Angestellte aus
Oberhausen, SPD-Mitglied seit 1969, war
von 1994 bis 1998 dort Erster Bürgermeis-
ter. Er wirkte im Ausschuss für Arbeit und
Soziales sowie im Sportausschuss mit.

>Bodo Teichmann
Bundestagsabgeordneter 1994-1998,
SPD
Bodo Teichmann vollendet am 9. März sein
90. Lebensjahr. Der Chemiker aus Potsdam
trat 1990 der SPD bei. Von 1990 bis 1994
gehörte er dem brandenburgischen Landtag
an. Er engagierte sich im Umweltausschuss.

>Walter Schöler
Bundestagsabgeordneter 1992-2005,
SPD
Am 10. März wird Walter Schöler 75 Jahre
alt. Der Stadtverwaltungsrat aus Tönisvorst
schloss sich 1966 der SPD an und war von
1986 bis 2002 Vorsitzender des Unterbe-
zirks Viersen. Von 1984 bis 1995 gehörte er
der Landschaftsversammlung Rheinland an.
Schöler wirkte im Städtebau- sowie im
Haushaltsausschuss mit.

>Antje-Marie Steen
Bundestagsabgeordnete 1990-2002,
SPD
Antje-Marie Steen begeht am 11. März ih-
ren 85. Geburtstag. Die Apothekenhelferin
aus Grömitz trat 1970 der SPD bei, war von
1997 bis 2000 Kreisvorsitzende in Osthol-
stein und gehörte von 1976 bis 1990 dem
gleichnamigen Kreistag an. Steen arbeitete
im Tourismus- und Haushaltsausschuss mit.

>Peter Harry Carstensen
Bundestagsabgeordneter 1983-2005,
CDU
Am 12. März vollendet Peter Harry Carsten-
sen sein 75. Lebensjahr. Der Diplom-Agrar-
ingenieur aus Schierensee wurde 1971
CDU-Mitglied und stand von 2002 bis 2010
an der Spitze des Landesverbands Schles-
wig-Holstein. Carstensen, der sich vorwie-
gend im Landwirtschaftsausschuss enga-
gierte, stand von 1994 bis 2002 an dessen
Spitze. Von 2005 bis 2012 amtierte er als
Ministerpräsident von Schleswig-Holstein.

>Dietmar Keller
Bundestagsabgeordneter 1990-1994,
PDS
Dietmar Keller wird am 17. März 80 Jahre
alt. Der Lehrer aus Berlin trat 1963 der SED
bei und war 1989/90 in der Regierung Mo-
drow Minister für Kultur. 1990 gehörte er
der ersten frei gewählten Volkskammer an.
Im Bundestag war Keller Mitglied des Bil-
dungs- sowie des Haushaltsausschusses.

>Doris Pack
Bundestagsabgeordnete 1974-1983,
1985-1989, CDU
Doris Pack vollendet am 18. März ihr 80. Le-
bensjahr. Die Rektorin aus Saarbrücken,
CDU-Mitglied seit 1962, gehörte von 1970
bis 1985 dem saarländischen Landesvor-
stand an. Sie arbeitete im Ausschuss für
Raumordnung, im Bildungs- und Verkehrs-
ausschuss mit. Von 1989 bis 2014 war Pack
Abgeordnete im Europäischen Parlament.

>Joseph-Theodor Blank
Bundestagsabgeordneter 1983-2002,
CDU
Am 19. März wird Joseph-Theodor Blank
75 Jahre alt. Der Rechtsanwalt aus Erkrath
trat 1967 der CDU bei. Er war von 1990 bis
1996 Kreisvorsitzender in Mettmann, von
1991 bis 2003 Vorsitzender des Bezirks Ber-
gisches Land und von 1986 bis 2003 Mit-
glied des CDU-Landesvorstands in NRW.
Blank wirkte im Innenausschuss mit.

>Anton Pfeifer
Bundestagsabgeordneter 1969-2002,
CDU
Anton Pfeifer vollendet am 21. März sein
85. Lebensjahr. Der Jurist aus Reutlingen,
CDU-Mitglied seit 1959, amtierte von 1982
bis 1987 als Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesbildungsminister und da-
nach bis 1991 bei der Bundesfamilienminis-
terin. Von 1991 bis 1998 war er Staatsmi-
nister beim Bundeskanzler. Pfeifer, Vor-
standsmitglied seiner Bundestagsfraktion
von 1972 bis 1982, engagierte sich zumeist
im Bildungsausschuss. bmh T



Bärbel Bas, Präsidentin des Deutschen Bundestages:

Dieser Überfall ist ein
klarer Bruch des Völkerrechts

Bärbel Bas (*1968)
Wahlkreis Duisburg I

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, auf der Ehrentribüne
begrüße ich zunächst Herrn

Bundespräsident Gauck. Ich freue
mich, dass Sie heute anwesend

sind. Wir alle stehen unter dem
Eindruck dramatischer Ereignisse.
Was der Westen mit vereinten Kräf-
ten zu verhindern versucht hat, ist
doch eingetreten. Wir haben Krieg
in Europa. Russlands Präsident Pu-
tin hat die Ukraine angegriffen,
die Souveränität des Landes brutal
verletzt, den Menschen in der
Ukraine das Recht auf Selbstbe-
stimmung abgesprochen. Dieser
Überfall ist ein klarer Bruch des
Völkerrechts und ein Angriff auf
die Prinzipien der freiheitlichen
Welt, Prinzipien, die für Deutsch-
land und für alle Demokraten
weltweit unverhandelbar sind.
Auf der Ehrentribüne begrüße

ich den Botschafter der Ukraine,
Dr. Andrij Melnyk. Exzellenz, in
Gedanken sind wir bei Ihren

Landsleuten, die in diesen Tagen
die Freiheit und die Demokratie
verteidigen. Am Freitagabend habe
ich in einem Tele-
fonat mit meinem
Amtskollegen Rus-
lan Stefantschuk al-
len Mitgliedern des
ukrainischen Parla-
ments und allen
Ukrainerinnen und
Ukrainern unsere
Hilfe und Unter-
stützung angebo-
ten. Der Deutsche
Bundestag und die Menschen in
unserem Land stehen fest an ihrer
Seite, an der Seite der freien und
demokratischen Ukraine.
Wir konnten diesen Krieg kom-

men sehen, verhindern konnten

wir ihn nicht. Es ist schmerzhaft,
sich das eingestehen zu müssen.
Dennoch war es richtig, es auf al-
len diplomatischen Kanälen ver-
sucht zu haben; denn jeder Krieg
kennt nur Verlierer.
Hunderte Menschen sind bereits

in den Kämpfen getötet worden,
mehr als Hunderttausend sind auf
der Flucht. Unser Mitgefühl gilt al-
len, die Angehörige verloren ha-
ben und von Leid und Zerstörung

betroffen sind. Es
kommt jetzt darauf
an, gleichermaßen
besonnen und ent-
schlossen zu han-
deln im Bündnis der
demokratischen
Staaten.
Ich danke Ihnen

allen, dass Sie ge-
kommen sind. Der
Deutsche Bundestag

kommt heute, an einem Sonntag,
zu einer Sondersitzung zusam-
men. In dieser historischen Aus-
nahmesituation ist das auch ein
wichtiges Signal der Solidarität un-
seres gesamten Hauses.

Der Bundeskanzler wird gleich
eine Regierungserklärung abgeben.
Auf sein Verlangen gemäß Artikel
39 Absatz 3 des Grundgesetzes in
Verbindung mit § 21 Absatz 2 un-
serer Geschäftsordnung habe ich
die heutige Sondersitzung einberu-
fen.
Damit komme ich jetzt auch zu

Tagesordnungspunkt 1:
Abgabe einer Regierungserklä-

rung durch den Bundeskanzler zur
aktuellen Lage
Hierzu liegen mehrere Ent-

schließungsanträge vor.
Nach einer interfraktionellen

Vereinbarung sind für die Ausspra-
che im Anschluss an die Regie-
rungserklärung 150 Minuten vor-
gesehen. – Ich höre keinen Wider-
spruch. Dann ist das so beschlos-
sen.
Das Wort zur Abgabe einer Re-

gierungserklärung hat der Bundes-
kanzler, Herr Olaf Scholz.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie

bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Olaf Scholz, Bundeskanzler:

Putin zertrümmert die
europäische Sicherheitsordnung

Olaf Scholz (*1958)
Wahlkreis 61

Der 24. Februar 2022 mar-
kiert eine Zeitenwende in
der Geschichte unseres

Kontinents. Mit dem Überfall auf
die Ukraine hat der russische Präsi-
dent Putin kaltblütig einen An-
griffskrieg vom Zaun gebrochen
– aus einem einzigen Grund: Die
Freiheit der Ukrainerinnen und
Ukrainer stellt sein eigenes Unter-
drückungsregime infrage. Das ist
menschenverachtend. Das ist völ-
kerrechtswidrig. Das ist durch

nichts und niemanden zu rechtfer-
tigen. Die schrecklichen Bilder aus
Kiew, Charkiw, Odessa und Mariu-
pol zeigen die ganze Skrupellosig-
keit Putins. Die himmelschreiende
Ungerechtigkeit, der Schmerz der
Ukrainerinnen und Ukrainer, sie
gehen uns allen sehr nahe.
Ich weiß genau, welche Fragen

sich die Bürgerinnen und Bürger in
diesen Tagen abends am Küchen-
tisch stellen, welche Sorgen sie um-
treiben angesichts
der furchtbaren
Nachrichten aus
dem Krieg. Viele
von uns haben
noch die Erzählun-
gen unserer Eltern
oder Großeltern im
Ohr vom Krieg,
und für die Jünge-
ren ist es kaum
fassbar: Krieg in
Europa. Viele von ihnen verleihen
ihrem Entsetzen Ausdruck – überall
im Land, auch hier in Berlin.
Wir erleben eine Zeitenwende.

Und das bedeutet: Die Welt danach

ist nicht mehr dieselbe wie die Welt
davor. Im Kern geht es um die Fra-
ge, ob Macht das Recht brechen
darf, ob wir es Putin gestatten, die
Uhren zurückzudrehen in die Zeit
der Großmächte des 19. Jahrhun-
derts, oder ob wir die Kraft aufbrin-
gen, Kriegstreibern wie Putin Gren-
zen zu setzen. Das setzt eigene Stär-
ke voraus.
Ja, wir wollen und wir werden

unsere Freiheit, unsere Demokratie
und unseren Wohl-
stand sichern. Ich bin
Ihnen, Frau Präsiden-
tin, sehr dankbar,
dass ich die Vorstel-
lungen der Bundesre-
gierung dazu heute
in dieser Sondersit-
zung mit Ihnen tei-
len kann. Auch den
Vorsitzenden aller
demokratischen

Fraktionen dieses Hauses danke ich
dafür, dass sie diese Sitzung unter-
stützt haben.
Meine Damen und Herren, mit

dem Überfall auf die Ukraine will

Putin nicht nur ein unabhängiges
Land von der Weltkarte tilgen. Er
zertrümmert die europäische Si-
cherheitsordnung, wie sie seit der
Schlussakte von Helsinki fast ein
halbes Jahrhundert Bestand hatte.
Er stellt sich auch ins Abseits der
gesamten internationalen Staaten-
gemeinschaft.
Weltweit haben unsere Botschaf-

ten in den vergangenen Tagen ge-
meinsam mit Frankreich dafür ge-
worben, die russische Aggression
im Sicherheitsrat der Vereinten Na-
tionen als das zu benennen, was sie
ist: ein infamer Völkerrechtsbruch.
Wenn man sich das Ergebnis der Si-
cherheitsratssitzung in New York
anschaut, durchaus mit Erfolg. Die
Beratungen haben gezeigt: Wir ste-
hen keineswegs allein in unserem
Einsatz für den Frieden. Wir wer-
den ihn fortsetzen mit aller Kraft.
Für das, was sie dort zustande ge-
bracht hat, bin ich Außenministe-
rin Baerbock sehr dankbar. Nur mit
der Notbremse seines Vetos konnte
Moskau – immerhin ein ständiges
Mitglied des Sicherheitsrates – die
eigene Verurteilung verhindern.
Was für eine Schande!
Präsident Putin redet dabei stets

von unteilbarer Sicherheit. Tatsäch-
lich aber will er gerade den Konti-
nent mit Waffengewalt in altbe-
kannte Einflusssphären teilen. Das
hat Folgen für die Sicherheit in
Europa. Ja, dauerhaft ist Sicherheit

in Europa nicht gegen Russland
möglich. Auf absehbare Zeit aber
gefährdet Putin diese Sicherheit.
Das muss klar ausgesprochen wer-
den. Wir nehmen die Herausforde-
rung an, vor die die Zeit uns ge-
stellt hat – nüchtern und entschlos-
sen.
Fünf Handlungsaufträge liegen

nun vor uns.
Erstens. Wir müssen die Ukraine

in dieser verzweifelten Lage unter-
stützen. Das haben wir auch in den
vergangenen Wochen, Monaten
und Jahren in großem Umfang ge-
tan. Aber mit dem Überfall auf die
Ukraine sind wir in einer neuen
Zeit. In Kiew, Charkiw, Odessa und
Mariupol verteidigen die Menschen
nicht nur ihre Heimat. Sie kämpfen
für Freiheit und ihre Demokratie,
für Werte, die wir mit ihnen teilen.
Als Demokratinnen und Demokra-
ten, als Europäerinnen und Euro-
päer stehen wir an ihrer Seite, auf
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Was der Westen
mit vereinten
Kräften zu ver-
hindern versucht
hat, ist doch
eingetreten.

Der 24. Februar
2022 markiert
eine Zeiten-

wende in der Ge-
schichte unseres

Kontinents.

Dies ist eine gekürzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html
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der richtigen Seite der Geschichte.
Am Donnerstag hat Präsident

Putin mit seinem Überfall auf die
Ukraine eine neue Realität ge-
schaffen. Diese neue Realität er-
fordert eine klare Antwort. Wir
haben sie gegeben: Wie Sie wis-
sen, haben wir gestern entschie-
den, dass Deutschland der Ukrai-
ne Waffen zur Verteidigung des
Landes liefern wird. Auf Putins
Aggression konnte es keine ande-
re Antwort geben.
Meine Damen und Herren, un-

ser zweiter Hand-
lungsauftrag ist,
Putin von seinem
Kriegskurs abzu-
bringen. Der Krieg
ist eine Katastro-
phe für die Ukrai-
ne. Aber der Krieg
wird sich auch als
Katastrophe für
Russland erweisen.
Gemeinsam mit
den EU-Staats- und -Regierungs-
chefs haben wir ein Sanktionspa-
ket von bisher unbekanntem Aus-
maß verabschiedet. Wir schnei-
den russische Banken und Staats-
unternehmen von der Finanzie-
rung ab. Wir verhindern den Ex-
port von Zukunftstechnologien
nach Russland. Wir nehmen die
Oligarchen und ihre Geldanlagen
in der EU ins Visier. Hinzu kom-
men die Strafmaßnahmen gegen
Putin und Personen in seinem di-
rekten Umfeld sowie Einschrän-
kungen bei der Visavergabe für
russische Offizielle. Und wir
schließen wichtige russische Ban-
ken vom Bankenkommunikati-
onsnetz SWIFT aus. Darauf haben
wir uns gestern mit den Staats-
und Regierungschefs der wirt-
schaftlich stärksten Demokratien
und der EU verständigt.
Machen wir uns nichts vor: Pu-

tin wird seinen Kurs nicht über
Nacht ändern. Doch schon sehr
bald wird die russische Führung
spüren, welch hohen Preis sie be-
zahlt. Allein in der letzten Woche
haben russische Börsenwerte um
über 30 Prozent nachgegeben.
Das zeigt: Unsere Sanktionen wir-
ken. Und wir behalten uns weite-
re Sanktionen vor, ohne irgend-
welche Denkverbote. Unsere
Richtschnur bleibt die Frage: Was
trifft die Verantwortlichen am
härtesten? Die, um die es geht,
und nicht das russische Volk!
Denn Putin, nicht das russische
Volk, hat sich für den Krieg ent-
schieden. Deshalb gehört es deut-
lich ausgesprochen: Dieser Krieg
ist Putins Krieg.
Die Differenzierung ist mir

wichtig; denn die Aussöhnung
zwischen Deutschen und Russen
nach dem Zweiten Weltkrieg ist
und bleibt ein wichtiges Kapitel
unserer gemeinsamen Geschichte.
Und ich weiß, wie schwierig die
derzeitige Situation gerade für die
vielen Bürgerinnen und Bürger

unseres Landes zu ertragen ist, die
in der Ukraine oder in Russland
geboren sind. Darum werden wir
nicht zulassen, dass dieser Kon-
flikt zwischen Putin und der frei-
en Welt zum Aufreißen alter
Wunden und zu neuen Verwer-
fungen führt.
Noch etwas sollten wir nicht

vergessen: In vielen russischen
Städten haben Bürgerinnen und
Bürger in den vergangenen Tagen
gegen Putins Krieg protestiert, ha-
ben Verhaftung und Bestrafung in

Kauf genommen.
Das erfordert gro-
ßen Mut und große
Tapferkeit.
Deutschland

steht heute an der
Seite der Ukraine-
rinnen und der
Ukrainer. Unsere
Gedanken und un-
ser Mitgefühl gelten
heute den Opfern

des russischen Angriffskriegs. Ge-
nauso stehen wir an der Seite all
jener in Russland, die Putins
Machtapparat mutig die Stirn bie-
ten und seinen Krieg gegen die
Ukraine ablehnen. Wir wissen:
Sie sind viele. Ihnen allen sage
ich: Geben Sie nicht auf! Ich bin
ganz sicher: Freiheit, Toleranz
und Menschenrechte werden sich
auch in Russland durchsetzen.
Meine Damen und Herren, die

dritte große Herausforderung
liegt darin, zu verhindern, dass
Putins Krieg auf andere Länder in
Europa übergreift. Das bedeutet:
Ohne Wenn und Aber stehen wir
zu unser Beistandspflicht in der
NATO. Das habe ich auch unse-
ren Alliierten in Mittel- und Ost-
europa gesagt, die sich um ihre
Sicherheit sorgen. Präsident Putin
sollte unsere Entschlossenheit
nicht unterschätzen, gemeinsam
mit unseren Alliierten jeden Qua-
dratmeter des Bündnisgebietes zu
verteidigen. Wir meinen das sehr
ernst. Mit der Aufnahme eines
Landes in die NATO ist unser
Wille als Bündnispartner verbun-
den, dieses Land zu verteidigen,
und zwar so wie uns selbst.
Die Bundeswehr hat ihre Un-

terstützung für die östlichen
Bündnispartner bereits ausgewei-
tet und wird das weiter tun. Für
dieses wichtige Signal danke ich
der Bundesverteidigungsministe-
rin. In Litauen, wo wir den Ein-
satzverband der NATO führen,
haben wir unsere Truppe aufge-
stockt. Unseren Einsatz beim Air
Policing in Rumänien haben wir
verlängert und ausgeweitet. Wir
wollen uns am Aufbau einer neu-
en NATO-Einheit in der Slowakei
beteiligen. Unsere Marine hilft
mit zusätzlichen Schiffen bei der
Sicherung von Nord- und Ostsee
und im Mittelmeer. Und wir sind
bereit, uns mit Luftabwehrraketen
auch an der Verteidigung des
Luftraumes unserer Alliierten in

Osteuropa zu beteiligen.Unsere
Soldatinnen und Soldaten haben
in den vergangenen Tagen oft nur
wenig Zeit gehabt, sich auf diese
Einsätze vorzubereiten. Ich sage
ihnen, sicher auch in Ihrem Na-
men: Danke! Danke für ihren
wichtigen Dienst gerade in diesen
Tagen.
Meine Damen und Herren, an-

gesichts der Zeitenwende, die Pu-
tins Aggression bedeutet, lautet
unser Maßstab: Was für die Siche-
rung des Friedens in Europa ge-
braucht wird, das wird getan.
Deutschland wird dazu seinen
solidarischen Beitrag leisten. Das
heute klar und unmissverständ-
lich festzuhalten, reicht aber
nicht aus; denn dafür braucht die
Bundeswehr neue, starke Fähig-
keiten.
Und das ist mein viertes Anlie-

gen, meine Damen und Herren.
Wer Putins historisierende Ab-
handlungen liest, wer seine öf-
fentliche Kriegserklärung an die
Ukraine im Fernsehen gesehen
hat oder wer wie ich kürzlich per-
sönlich mit ihm stundenlang ge-
sprochen hat, der kann keinen
Zweifel mehr haben: Putin will
ein russisches Imperium errich-
ten. Er will die Verhältnisse in
Europa nach seinen Vorstellun-
gen grundlegend neu ordnen,
und dabei schreckt er nicht zu-
rück vor militärischer Gewalt.
Das sehen wir heute in der Ukrai-
ne.
Wir müssen uns daher fragen:

Welche Fähigkeiten besitzt Putins
Russland, und welche Fähigkeiten
brauchen wir, um
dieser Bedrohung
zu begegnen, heute
und in der Zu-
kunft?
Klar ist: Wir müs-

sen deutlich mehr
in die Sicherheit
unseres Landes in-
vestieren, um auf
diese Weise unsere
Freiheit und unsere
Demokratie zu schützen. Das ist
eine große nationale Kraftan-
strengung. Das Ziel ist eine leis-
tungsfähige, hochmoderne, fort-
schrittliche Bundeswehr, die uns
zuverlässig schützt. Ich habe bei
der Münchner Sicherheitskonfe-
renz vor einer Woche gesagt: Wir
brauchen Flugzeuge, die fliegen,
Schiffe, die in See stechen, und
Soldatinnen und Soldaten, die
für ihre Einsätze optimal ausge-
rüstet sind. Darum geht es, und
das ist ja wohl erreichbar für ein
Land unserer Größe und unserer
Bedeutung in Europa.
Aber machen wir uns nichts

vor: Bessere Ausrüstung, moder-
nes Einsatzgerät, mehr Personal
– das kostet viel Geld. Wir wer-
den dafür ein Sondervermögen
Bundeswehr einrichten, und ich
bin Bundesfinanzminister Lind-
ner sehr dankbar für seine Unter-

stützung dabei. Der Bundeshaus-
halt 2022 wird dieses Sonderver-
mögen einmalig mit 100 Milliar-
den Euro ausstatten. Die Mittel
werden wir für notwendige Inves-
titionen und Rüstungsvorhaben
nutzen. Wir werden von nun an
Jahr für Jahr mehr als 2 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts in un-
sere Verteidigung investieren.
Meine Damen und Herren, ich

richte mich hier an alle Fraktio-
nen des Deutschen Bundestages:
Lassen Sie uns das Sondervermö-
gen im Grundgesetz absichern.
Eines will ich hinzufügen: Wir

streben dieses Ziel nicht nur an,
weil wir bei unseren Freunden
und Alliierten im Wort stehen,
unsere Verteidigungsausgaben bis
2024 auf 2 Prozent unserer Wirt-
schaftsleistung zu steigern. Wir
tun dies auch für uns, für unsere
eigene Sicherheit, wohl wissend,
dass sich nicht alle Bedrohungen
der Zukunft mit den Mitteln der
Bundeswehr einhegen lassen.
Deshalb brauchen wir eine starke
Entwicklungszusammenarbeit.
Deshalb werden wir unsere Resi-
lienz stärken, technisch und ge-
sellschaftlich, zum Beispiel gegen
Cyberangriffe und Desinformati-
onskampagnen, gegen Angriffe
auf unsere kritische Infrastruktur
und Kommunikationswege. Und
wir werden technologisch auf der
Höhe der Zeit bleiben. Darum ist
es mir zum Beispiel so wichtig,
dass wir die nächste Generation
von Kampfflugzeugen und Pan-
zern gemeinsam mit europäi-
schen Partnern und insbesondere

Frankreich hier in
Europa bauen.
Diese Projekte ha-
ben oberste Priori-
tät für uns. Bis die
neuen Flugzeuge
einsatzbereit sind,
werden wir den
Eurofighter ge-
meinsam weiter-
entwickeln.
Gut ist auch,

dass die Verträge zur Eurodrohne
in dieser Woche endlich unter-
zeichnet werden konnten. Auch
die Anschaffung der bewaffneten
Heron-Drohne aus Israel treiben
wir voran.
Für die nukleare Teilhabe wer-

den wir rechtzeitig einen moder-
nen Ersatz für die veralteten Tor-
nado-Jets beschaffen. Der Euro-
fighter soll zu Electronic Warfare
befähigt werden. Das Kampfflug-
zeug F 35 kommt als Trägerflug-
zeug in Betracht.
Und schließlich, meine Damen

und Herren, werden wir mehr
tun, um eine sichere Energiever-
sorgung unseres Landes zu ge-
währleisten. Eine wichtige Maß-
nahme dazu hat die Bundesregie-
rung bereits auf den Weg ge-
bracht. Und wir werden umsteu-
ern – umsteuern, um unsere Im-
portabhängigkeit von einzelnen

Energielieferanten zu überwin-
den. Die Ereignisse der letzten Ta-
ge und Wochen haben uns doch
gezeigt: Eine verantwortungsvolle,
vorausschauende Energiepolitik
ist nicht nur entscheidend für un-
sere Wirtschaft und unser Klima,
sondern entscheidend auch für
unsere Sicherheit. Deshalb gilt: Je
schneller wir den Ausbau erneu-
erbarer Energien vorantreiben,
desto besser. Und wir sind auf
dem richtigen Weg. Wir wollen
als Industrieland bis 2045
CO2-neutral werden.
Mit diesem Ziel vor Augen wer-

den wir wichtige Entscheidungen
treffen müssen, etwa eine Kohle-
und Gasreserve aufzubauen. Wir
haben beschlossen, die Speicher-
menge an Erdgas über sogenann-
te Long Term Options um 2 Milli-
arden Kubikmeter zu erhöhen.
Zudem werden wir rückgekoppelt
mit der EU zusätzliches Erdgas
auf den Weltmärkten erwerben.
Schließlich haben wir die Ent-

scheidung getroffen, zwei Flüssig-
gasterminals, LNG-Terminals, in
Brunsbüttel und Wilhelmshaven
schnell zu bauen. Bundeswirt-
schaftsminister Habeck möchte
ich für seinen Einsatz dabei ganz
ausdrücklich danken.
Das, was nun kurzfristig not-

wendig ist, lässt sich mit dem ver-
binden, was langfristig ohnehin
gebraucht wird für den Erfolg der
Transformation. Ein LNG-Termi-
nal, in dem wir heute Gas an-
kommen lassen, kann morgen
auch Grünen Wasserstoff aufneh-
men.
Und natürlich behalten wir bei

all dem die hohen Energiepreise
im Blick. Putins Krieg hat sie zu-
letzt noch weiter steigen lassen.
Deshalb haben wir in dieser Wo-
che ein Entlastungspaket verein-
bart: mit der Abschaffung der
EEG-Umlage noch in diesem
Jahr, einer Erhöhung der Pendler-
pauschale, einem Heizkostenzu-
schuss für Geringverdiener, Zu-
schüssen für Familien und steuer-
lichen Entlastungen. Die Bundes-
regierung wird das schnell auf
den Weg bringen. Unsere Bot-
schaft ist klar: Wir lassen die Bür-
gerinnen und Bürger und die Un-
ternehmen in dieser Lage nicht
allein.
Meine Damen und Herren, die

Zeitenwende trifft nicht nur unser
Land; sie trifft ganz Europa. Und
auch darin stecken Herausforde-
rung und Chance zugleich. Die
Herausforderung besteht darin,
die Souveränität der Europäi-
schen Union nachhaltig und dau-
erhaft zu stärken. Die Chance
liegt darin, dass wir die Geschlos-
senheit wahren, die wir in den
letzten Tagen unter Beweis ge-
stellt haben, Stichwort „Sankti-
onspaket“. Für Deutschland und
für alle anderen Mitgliedsländer
der EU heißt das, nicht bloß zu
fragen, was man für das eigene

Allein in der
letzten Woche
haben russische
Börsenwerte um
über 30 Prozent
nachgegeben.

Wir lassen die
Bürgerinnen und
Bürger und die
Unternehmen
in dieser Lage
nicht allein.
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kann, sondern zu fragen: Was ist
die beste Entscheidung für die Uni-
on? Europa ist unser Handlungs-
rahmen. Nur wenn wir das begrei-
fen, werden wir vor den Herausfor-
derungen unserer Zeit bestehen.
Damit bin ich beim fünften und

letzten Punkt. Putins Krieg bedeu-
tet eine Zäsur, auch für unsere Au-
ßenpolitik. So viel Diplomatie wie
möglich, ohne naiv zu sein, dieser
Anspruch bleibt. Nicht naiv zu
sein, das bedeutet aber auch, kein
Reden um des Redens willen. Für
echten Dialog braucht es die Be-
reitschaft dazu auf beiden Seiten.
Daran mangelt es aufseiten Putins
ganz offensichtlich, und das nicht
erst in den letzten Tagen und Wo-

chen. Was heißt das für die Zu-
kunft? Wir werden uns Gesprächen
mit Russland nicht verweigern.
Auch in dieser extremen Lage ist es
die Aufgabe der Diplomatie, Ge-
sprächskanäle offenzuhalten. Alles
andere halte ich für unverantwort-
lich.
Meine Damen und Herren, wir

wissen, wofür wir einstehen, auch
angesichts unserer eigenen Ge-
schichte. Wir stehen ein für den
Frieden in Europa. Wir werden uns
nie abfinden mit Gewalt als Mittel
der Politik. Wir werden uns immer
starkmachen für die friedliche Lö-
sung von Konflikten. Und wir wer-
den nicht ruhen, bis der Frieden in
Europa gesichert ist.

Dabei stehen wir nicht allein,
sondern zusammen mit unseren
Freunden und Partnern in Europa
und weltweit. Unsere größte Stärke
sind unsere Bündnisse und Allian-
zen. Ihnen verdanken wir das gro-
ße Glück, das unser Land seit über
30 Jahren genießt: in einem verein-
ten Land zu leben, in Wohlstand
und Frieden mit unseren Nach-
barn. Wenn wir wollen, dass diese
letzten 30 Jahre keine historische
Ausnahme bleiben, dann müssen
wir alles tun für den Zusammen-
halt der Europäischen Union, für
die Stärke der NATO, für noch en-
gere Beziehungen zu unseren
Freunden, Partnern und Gleichge-
sinnten weltweit. Ich bin voller Zu-

versicht, dass uns das gelingt. Denn
selten waren wir und unsere Part-
ner so entschlossen und so ge-
schlossen.
Uns eint in diesen Tagen: Wir

wissen um die Stärke freier Demo-
kratien. Wir wissen: Was von ei-
nem breiten gesellschaftlichen und
politischen Konsens getragen wird,
das hat Bestand, auch in dieser Zei-
tenwende und darüber hinaus.
Deshalb danke ich Ihnen und al-
len Fraktionen dieses Hauses, die
den russischen Überfall auf die
Ukraine entschieden als das verur-
teilt haben, was er ist: ein durch
nichts zu rechtfertigender Angriff
auf ein unabhängiges Land, auf die
Friedensordnung in Europa und in

der Welt. Der heutige Entschlie-
ßungsantrag bringt das klar zum
Ausdruck. Ich danke allen, die in
diesen Tagen Zeichen setzen gegen
Putins Krieg und die sich hier in
Berlin und anderswo zu friedlichen
Kundgebungen versammeln. Und
ich danke allen, die in diesen Zei-
ten mit uns einstehen für ein freies
und offenes, gerechtes und friedli-
ches Europa. Wir werden es vertei-
digen.

(Anhaltender Beifall bei der SPD,

dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der

FDP und der CDU/CSU – Die Abge-

ordneten der SPD, des BÜNDNISSES

90/DIE GRÜNEN, der FDP und der

CDU/CSU erheben sich)

Friedrich Merz, CDU:

Mit Moral allein wird die Welt
um uns herum nicht friedlich

Friedrich Merz (*1955)
Wahlkreis Hochsauerlandkreis

Dieser 24. Februar 2022
wird uns allen als ein Tag
im Gedächtnis bleiben,

von dem wir später einmal sagen
werden: Ich weiß noch genau, wo
ich war, als ich die erste Nachricht
vom Krieg in der Ukraine gehört
und die ersten Bilder davon gese-
hen habe. – Unsere ersten Gedan-
ken in diesen Minuten galten und
sie gelten unverändert bis heute
dem ganzen Volk der Ukrainer.
Wir trauern mit den Familien

um die Opfer, die es bis heute und
auch in diesen Stunden und Mi-
nuten in so großer Zahl – auch
unter der Zivilbevölkerung – gibt.
Und wir bewundern den Mut und
den Willen dieses Volkes, um sei-
ne Freiheit zu kämpfen. Wir sind
zugleich beschämt und bedrückt,
dass wir diesem Land und diesem
Volk nicht schon haben früher
helfen können.
Unsere größte Bewunderung

und unser größter Respekt gilt
dem frei gewählten Staatspräsi-
denten der Ukraine, Präsident Wo-
lodymyr Selenskyj. Diesen muti-
gen Mann, der aus einer jüdischen
Familie stammt, als drogenabhän-
gig und als Nazi zu diffamieren,
wie es der russische Präsident in

dieser Woche getan hat, zeigt ein
Ausmaß an Niedertracht und
Menschenverachtung, wie wir es
in den letzten Jahrzehnten auf
diesem Kontinent nicht erlebt ha-
ben.
Herr Bundeskanzler, Sie haben

es so ausgedrückt: Mit diesem
Krieg geht eine Zeitepoche in
Europa zu Ende, eine Zeit, von der
wir uns erhofft und geglaubt ha-
ben, dass sie im Frieden und in
Freiheit und natürlich auch im
Wohlstand im ganzen 21. Jahr-
hundert voranschreitet. Seit weni-
gen Tagen sind wir nun eines Bes-
seren belehrt. Brutal und rück-
sichtslos hat ein autoritäres Sys-
tem einen Angriffskrieg mitten in
Europa begonnen – ja, mitten in
Europa; denn dieser Krieg findet
statt zwischen den beiden territo-
rial größten Ländern Europas.
Russland ist ein europäisches
Land, und die Ukraine ist ein eu-
ropäisches Land. Der Krieg findet
statt weniger als zwei Flugstunden
von diesem Ort
entfernt, an dem
wir uns heute Mor-
gen, an einem
Sonntag, treffen.
Herr Bundes-

kanzler, ich möchte
Ihnen im Namen
der Unionsfraktion
und der sie tragen-
den Parteien CDU
und CSU für Ihre
Regierungserklärung danken. Sie
wissen, dass wir sehr darum be-
müht sind, mit Ihnen und den Sie
tragenden Koalitionsfraktionen ei-
nen gemeinsamen Weg in dieser
Zeit einer großen Herausforde-
rung zu gehen. Wir haben in den
letzten Tagen mit Ihren Fraktio-
nen um gemeinsame Antworten
gerungen, und wir geben sie wie-

der in einem Entschließungsan-
trag, den wir heute gemeinsam
mit der SPD, den Grünen und der
FDP einbringen. Aber lassen Sie
mich das ganz deutlich sagen:
Dieser Antrag ist nur das gemein-
same Minimum, das wir heute
hier feststellen können. Wir haben
und wir behalten hoffentlich auch
in der Zukunft eine klare Auffas-
sung zu diesem Krieg und seinem
einzigen Verantwortlichen. Der
verantwortliche Mann heißt Wla-
dimir Putin. Aus diesem „lupen-
reinen Demokraten“, der er nie
war, ist nun endgültig und für alle
Welt sichtbar ein Kriegsverbrecher
geworden.
Aber so einen Krieg befiehlt

nicht einer allein, und er entsteht
auch nicht ohne ein politisches
Umfeld. Das verantwortliche Sys-
tem um ihn herum ist ein Ge-
flecht aus Geheimdienstoffizieren
und erprobten Meistern der politi-
schen Propaganda wie etwa sei-
nem Außenminister Lawrow, ein

Geflecht aus einer
großen Gruppe
hemmungsloser
Oligarchen, die sich
die Ressourcen die-
ses Landes unter
den Nagel gerissen
haben, und vor al-
lem aus einem re-
pressiven Staatsap-
parat, der ohne je-
den Anflug von

Rechtsstaatlichkeit beliebig verhaf-
tet, vergiftet, in Lager steckt, Fami-
lien zerstört und auch nicht davor
zurückschreckt, mitten in den
Ländern Westeuropas Auftrags-
morde zu vollstrecken.
Damit an dieser Stelle, meine

Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, überhaupt
kein Missverständnis entsteht: Die

Verantwortlichkeit liegt allein dort
und allein bei diesen handelnden
Akteuren. Aber zu diesem Netz-
werk zählen seit vielen Jahren
auch mehr oder weniger gutgläu-
bige Interessenvertreter in aller
Welt, auch und gerade hier in
Deutschland, die sich einmal als
Putin-Versteher ge-
rieren, das andere
Mal als Freunde
Russlands, die bis
hin zu windigen
Stiftungskonstruk-
tionen nichts un-
versucht lassen, mit
diesem System Ge-
schäfte zu machen,
und dann auch
noch versuchen,
das Ganze der Öffentlichkeit als
gemeinnützig zu vermitteln. Sie
als „nützliche Idioten“ ganz im
Sinne der Lenin’schen Denkmus-
ter zu bezeichnen, ist dann wohl
noch die freundlichste Umschrei-
bung dieses Treibens auch und ge-
rade hier in Deutschland, meine
Damen und Herren.
Die Bedrohung der Ukraine

durch einen Angriffskrieg ist aber
nicht die einzige Bedrohung, die
wir in diesen Tagen sehen. Parallel
zu den Panzern rollen seit Jahren
Wellen von Propaganda durch
Europa, die in Zeiten der Digitali-
sierung und der sozialen Netzwer-
ke eine hohe Effizienz und damit
einen großen Schaden erzeugen,
einen Schaden, der auch unsere
gesellschaftliche Ordnung von in-
nen bedroht, meine Damen und
Herren.
Zu dieser Propaganda zählt seit

Langem die Behauptung, die
NATO sei der eigentliche Aggres-
sor gegen das friedliebende Russ-
land. Dieses in der Tat großartige
Land müsse sich nun, so der all-
mächtige Staatsapparat und sein
Präsident, gegen eine militärische
Bedrohung zur Wehr setzen. Da-
bei wissen sie alle es besser. Herr
Putin, Sie sind und waren von der
NATO nie bedroht; das wissen Sie
auch. – Meine Damen und Her-
ren, wenn wir sehen, wer an dieser
Stelle jetzt klatscht und wer jetzt

nicht klatscht, dann wissen wir,
welche Reden wir hier im Laufe
des heutigen Vormittags von ganz
links und von ganz rechts noch zu
hören bekommen. Wir wissen
jetzt schon, wenn wir uns das hier
anschauen, wie Sie hier gleich
sprechen werden.

Meine Damen
und Herren, die ein-
zige Bedrohung, die
es für Putin und sei-
ne Nomenklatura
gibt – und die
nimmt er zu Recht
sehr ernst -, ist die
Bedrohung seiner
Macht durch das ei-
gene Volk, die Be-
drohung durch Frei-

heit und Demokratie auch in sei-
ner Nachbarschaft. Da ist die Be-
drohung für dieses System. Des-
halb unterdrückt Putin im eigenen
Land jede Opposition, und des-
halb macht er gemeinsame Sache
mit Alexander Lukaschenko, der
heute, an diesem Tag, während
wir hier zusammentreten, ein so-
genanntes Referendum in Belarus
abhalten lässt, um die Verfassung
zu ändern und ab dem morgigen
Tag in diesem Land Atomwaffen
stationieren zu können. Meine
Damen und Herren, das ist die
neue Realität, in der wir in dieser
Woche aufgewacht sind.
Die Staatengemeinschaft des

Westens, die Europäer, die Ameri-
kaner, viele andere Länder auf der
Welt, reagieren auf diesen Bruch
des Völkerrechts und aller Verträ-
ge, die wir mit Russland bisher ge-
schlossen haben, mit Konsequenz
und Härte. Russland wird interna-
tional isoliert, das Land und seine
Repräsentanten werden auch per-
sönlich sanktioniert. Dazu gehört
– damit das hier auch von meiner
Seite aus klar ist – richtigerweise,
dass Russland jetzt aus SWIFT,
dem internationalen Zahlungssys-
tem, ausgeschlossen wird.
Herr Bundeskanzler, herzlichen

Dank, dass Sie das heute Morgen
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Fortsetzung auf nächster Seite

Dieser Antrag ist
nur das gemein-
same Minimum,
das wir heute
hier fest-

stellen können.

Parallel zu den
Panzern rollen
seit Jahren
Wellen von
Propaganda
durch Europa.



hier gesagt haben, dass Sie in den

letzten Tage darüber intensive

Gespräche und Verhandlungen

geführt haben, einschließlich der

Frage, wie mit Waffenlieferungen

aus mehreren europäischen Län-

dern in die Ukraine jetzt umzu-

gehen ist. Wichtig ist das klare

und unmissverständliche Signal

vom heutigen Tag: Genug ist ge-

nug! Das Spiel ist aus!

Lassen Sie mich aber auch sehr

deutlich sagen: Gefragt sind am

heutigen Tag nicht gute Reden al-

lein.- Und gute Regierungserklä-

rungen. Ja, liebe Kolleginnen und

Kollegen, das war eine gute Re-

gierungserklärung.

Gefragt sind Stringenz und

Durchhaltevermögen in den

nächsten Tagen und Wochen.

Dieses Durchhaltevermögen

kann schon in wenigen Tagen auf

harte Proben gestellt werden. Die

Sanktionen werden Wirkung ent-

falten, nicht nur in Russland,

sondern auch hier bei uns. Der

Krieg in der Ukraine wird Konse-

quenzen fordern, nicht nur in

der Verteidigungspolitik, sondern

auch in vielen anderen Berei-

chen. Deshalb, Herr Bundeskanz-

ler, bieten wir Ihnen und Ihrer

Regierung an dieser Stelle heute

umfassende und konkrete Hilfe

und Unterstützung an. Wenn Sie

um Unterstützung und Zustim-

mung für die jetzt notwendigen

umfassenden Sanktionen werben

– und Sie tun es hier heute Mor-

gen -, dann werden wir das un-

terstützen und nicht im Kleinen

herummäkeln.

Wenn Sie eine umfassende Er-

tüchtigung unserer Streitkräfte

wollen – und wir wollen sie ab

heute ganz offensichtlich mit Ih-

nen -, dann werden wir auch ge-

gen Widerstände diesen Weg mit

Ihnen gehen.

Wenn Sie es für notwendig er-

achten, die Energiepolitik und

die Ihrer Regierung neu auszu-

richten, wenn Sie mit uns der

Meinung sind, dass wir jetzt end-

gültig auf keine

weiteren Optionen

der Energieerzeu-

gung mehr verzich-

ten dürfen, dann

finden Sie dabei

unsere tatkräftige

Unterstützung.

Wenn Sie es so

wollen, wie Sie es

heute Morgen hier

vorschlagen, dann

können wir auch darüber, Herr

Bundeskanzler, reden. Aber ein

Sondervermögen ist nicht ein

Vermögen, sondern ein Sonder-

mögen bedeutet zunächst einmal

neue Schulden. Wie wir diese

neuen Schulden aufnehmen und

wie wir sie dann möglicherweise

in unserer Verfassung verankern,

das kann nicht allein im Rahmen

einer Regierungserklärung am

Sonntagmorgen geklärt werden.

Darüber müssen wir dann in Ru-

he und im Detail sprechen.

Lassen Sie mich auch dies ganz

klar sagen: Das machen wir dann

in allen Teilen gemeinsam, nicht

in der Arbeitsteilung, dass wir für

Sie bei den unangenehmen Din-

gen den Kopf hinhalten und Sie

in Ihrer Koalition unverändert al-

le Wohltaten weiter zulasten der

jungen Generation verteilen,

Herr Bundeskanzler. Das machen

wir dann nicht!

Meine Damen und Herren, lie-

be Kolleginnen und Kollegen,

das sind ja alles die mehr oder

weniger naheliegenden Entschei-

dungen, die wir jetzt kurzfristig

treffen müssen. Die eigentliche

Herausforderung ist doch eine

ganz andere, und sie liegt viel tie-

fer: In Wahrheit

stehen wir spätes-

tens mit dieser Wo-

che vor einem

Scherbenhaufen

der deutschen und

europäischen Au-

ßen- und Sicher-

heitspolitik der

letzten Jahre und

Jahrzehnte.

Einige der ver-

meintlichen Gewissheiten der

letzten Jahre gehören nun end-

gültig der Vergangenheit an. Wir

sind nicht mehr nur von Freun-

den umgeben. Auch wir werden

durch einen aggressiven Staat in

unserer direkten Nachbarschaft

bedroht. Einseitige Abrüstung

führt nicht zu mehr, sondern zu

weniger Sicherheit. Oder hat hier

im Haus irgendjemand verges-

sen, dass die Ukraine 1994 alle

ihre Atomwaffen abgegeben hat

und im Gegenzug von Russland

umfassende und dauerhafte Ga-

rantien der territorialen Integrität

erhalten hat? Hat das irgendje-

mand von Ihnen hier vergessen?

Lassen Sie mich das so sagen:

Lichterketten, Friedensgebete,

Ostermärsche sind eine schöne

Sache. Auch wir haben heute

Morgen mit einer Gruppe von

Abgeordneten aus einigen Frak-

tionen des Deutschen Bundesta-

ges für den Frieden in der Welt

und das Ende dieses Krieges ge-

betet. Aber, meine Damen und

Herren, mit Moral allein wird die

Welt um uns herum nicht fried-

lich, schon gar nicht mit der an-

geblich besseren Moral, die im-

mer wieder auch in Deutschland

vorgetragen wird. Der Ukraine je-

denfalls haben gute Worte nichts

genutzt, auch nicht die vertagte

Mitgliedschaft in der NATO, mei-

ne Damen und Herren.

Und schließlich: Auch

Deutschland muss endlich bereit

sein, in dieser Welt seine Interes-

sen zu definieren, und vor allem

bereit sein, diese Interessen auch

durchzusetzen. Dazu zählt nicht

nur, aber auch die Fähigkeit, das

eigene Territorium und die eige-

ne Bevölkerung wirksam gegen

jedwede Form der Gewalt und

der Nötigung zu schützen und zu

verteidigen. Die Bundeswehr ist

dazu – soweit sie gefragt ist – am

heutigen Tag jedenfalls nicht in

der Lage. – Darauf reagiere ich

nicht. Aber ich reagiere schon,

wenn Sie das zu einem Thema

der parteipolitischen Auseinan-

dersetzung machen. Meine Da-

men und Herren, wir alle mitei-

nander in diesem Haus – ich war

schon ziemlich früh dabei – sind

verantwortlich dafür, dass die

Bundeswehr in dem Zustand ist,

in dem sie heute ist. Wir haben

uns bemüht, das zu verbessern.

Vieles ist an Ihnen gescheitert.

Wenn wir heute einen neuen

Weg nach vorne gehen, dann ge-

hen wir ihn gemeinsam, aber nur

dann, wenn wir ihn jetzt wirklich

gemeinsam nach vorne gehen,

und nicht, wenn wir wie Sie hier

parteipolitisch zurückblicken.

Das alles sind Annahmen und

politische Einschätzungen, die

Sie hier im Hause teilen mögen

oder auch nicht. Die eigentliche

Führungsaufgabe kommt in die-

sem historischen Augenblick so

oder so auf Sie zu, Herr Bundes-

kanzler. Lassen Sie mich deswe-

gen abschließend aus einer gro-

ßen deutschen Tageszeitung zitie-

ren, die es vor einigen Tagen aus

meiner Sicht sehr präzise auf den

Punkt gebracht hat. Der Autor

schreibt am Ende einer sehr er-

nüchternden Analyse wie folgt:

Die eigentliche Rechnung aber

wird in Deutschland selbst fällig,

wo diese … Krisendichte auf

eine weitgehend unvorbereitete

Bevölkerung trifft, der schlicht

das Handwerkszeug fehlt, um

mit Erpressung, Nötigung, militä-

rischer Bedrohung … auf das po-

litische System umzugehen. Un-

sicherheit - so schreibt er weiter

– entsteht durch einen Aggressor.

Aber gefährlich wird sie erst

durch Schwäche. Ende des Zitats.

Das notwendige Handwerks-

zeug bereitzustellen, Herr Bun-

deskanzler, um diese Schwäche

in unserem Land zu beseitigen,

ist seit dieser Woche die histori-

sche Aufgabe Ihrer Kanzlerschaft.

Herzlichen Dank für Ihre Auf-

merksamkeit.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

– Die Abgeordneten der CDU/CSU

erheben sich)

Annalena Baerbock, Bundesministerin des Auswärtigen:

Gemeinsam die internationale
Friedensordnung verteidigen

Annalena Baerbock (*1980)
Landesliste Brandenburg

D
ie Bilder aus der Ukraine

sind kaum zu ertragen.

Tausende fliehen. Wahr-

scheinlich hat jeder hier im Saal

eine Nachricht bekommen von

Freunden, Bekannten, von Kolle-

ginnen und Kollegen, mit denen

man – so wie ich letzte Woche

– noch gemeinsam in Kiew Mittag

gegessen hat und die jetzt sagen:

Bitte, rettet uns! – Eltern mit klei-

nen Kindern verbringen in

U-Bahn-Schächten ihre Nächte,

um Schutz vor Bomben und Rake-

ten zu suchen. Das könnten wir in

diesen U-Bahn-Schächten sein,

das könnten unsere Kinder sein.

Was hier gerade mitten in

Europa passiert, war für jemanden

aus meiner Generation bisher un-

vorstellbar. Es ist der Moment, in

dem der Angriffskrieg nach

Europa zurückgekommen ist. Un-

sere Welt ist nach diesem völker-

rechtswidrigen Angriffskrieg von

Putin jetzt eine andere.

Botschafter Melnyk, ich begrüße

Sie hier im Saal stellvertretend für

die über 40 Millionen mutigen

Ukrainerinnen und Ukrainer! Ich

möchte Ihnen hier aus ganzem

Herzen sagen: Das unsägliche Leid

der Männer, Frauen und Kinder

trifft uns ins Mark. Wir sind fas-

sungslos angesichts dessen, was

der Ukraine, den Menschen in der

Ukraine erneut angetan wird. Aber

wir sind nicht ohnmächtig. Wir

lassen Sie bei dieser rücksichtslo-

sen Aggression gegen Ihr Land

nicht alleine.

Dieser Krieg ist kein Krieg der

Menschen in Russland. Dieser

Krieg ist Putins Krieg. Dieser Krieg

ist ein Angriff auf unseren Frieden

in Europa. Dieser Krieg ist ein An-

griff auf unsere Freiheit. Dieser

Krieg ist ein Angriff auf das inter-

nationale Völkerrecht. Dieser

Krieg ist ein Angriff auf all die

Werte einer regelbasierten interna-

tionalen Ordnung. Dieser Krieg ist

ein Angriff auf das menschliche

friedliche Miteinander. Und es ist

ein Krieg, der es nötig macht, dass

wir die Grundfesten unseres au-

ßenpolitischen Handelns neu zie-

hen.

Vor wenigen Wochen noch habe

ich hier in diesem Saal zum The-

ma Waffenlieferungen gesagt, dass

man eine Entschei-

dung für eine au-

ßenpolitische

180-Grad-Wende

im richtigen Mo-

ment und bei vol-

lem Bewusstsein

treffen muss. Jetzt

ist – so traurig das

ist – der Moment

dafür. Wir haben es

bis zur letzten Mi-

nute mit Diplomatie versucht. Der

Kreml hat uns hingehalten, belo-

gen und sich all dem verweigert,

wofür wir bisher als Europäerin-

nen und Europäer eingestanden

haben. Putin wollte diesen Krieg

– „whatever it takes“.

Russland hat die Ukraine rück-

sichtslos angegriffen. Und die

Ukraine hat wie jedes Land dieser

Welt ein Recht auf Selbstverteidi-

gung, verbrieft in der Charta der

Vereinten Nationen. Und wir, die

wir auf dem Boden des Völker-

rechts stehen, stehen auch in der

Pflicht, diese Charta der Vereinten

Nationen jetzt gemeinsam zu ver-

teidigen.

Vielleicht ist es so, dass

Deutschland am heutigen Tag eine

Form besonderer

und alleinstehender

Zurückhaltung in

der Außen- und Si-

cherheitspolitik

hinter sich lässt.

Die Regeln, die wir

uns dafür gegeben

haben, dürfen uns

nicht aus unserer

Verantwortung neh-

men. Wenn unsere

Welt eine andere ist, dann muss

auch unsere Politik eine andere

sein.

Ein Land mit einer Parlaments-

armee und umfassender demokra-

tischer Kontrolle darf und muss

sich erlauben – und das tun wir

mit dem heutigen Tag -, in Fragen

von Krieg und Frieden in voller

Verantwortung zu entscheiden.

Wir werden bei Waffenexporten

und Einsätzen weiter aus tiefster
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Die Sanktionen
werden Wirkung
entfalten, nicht
nur in Russland,
sondern auch
hier bei uns.

Dieser Krieg
ist kein Krieg
der Menschen
in Russland.

Dieser Krieg ist
Putins Krieg.
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Überzeugung zurückhaltend
sein. Wir werden uns aber in die-
ser historischen Stunde ange-
sichts des brutalen Angriffs auf
die Ukraine für eine Unterstüt-
zung entscheiden, die neben un-
serem großen wirtschaftlichen
und humanitären Engagement
die Ukraine jetzt auch mit Liefe-
rung von militärischem Material
und Waffen unterstützt. Denn
wir dürfen die Ukraine nicht
wehrlos dem Aggressor überlas-
sen, der Tod und Verwüstung
über dieses Land bringt.
Und ich danke Ihnen allen

sehr, wie auch der Bundeskanz-
ler. Das ist die
Stärke dieses Ho-
hen Hauses, das ist
die Stärke unserer
liberalen Demo-
kratie: dass wir bei
Sachfragen erbit-
tert streiten kön-
nen, aber dass wir
in dem Moment,
wo es darum geht,
unsere Grundwerte
zu verteidigen, alle fraktionsüber-
greifend beieinanderstehen.
Herzlichen Dank!
Wir tun das, weil es hier um

Menschenleben geht. Wir tun
das, weil unsere internationale
Ordnung auf dem Spiel steht.
Wir tun dies mit Besonnenheit
und aus Verantwortung für unse-
ren Frieden in Europa. Das ist
auch eine klare Botschaft an Wla-
dimir Putin: Das Preisschild die-
ses Krieges gegen unschuldige
Menschen und der Bruch mit der
Charta der Vereinten Nationen
werden für das System Putin un-
tragbar sein.
Wir müssen – und das hat der

Bundeskanzler unterstrichen
– jetzt vieles gleichzeitig tun. Wir
müssen dafür sorgen, dass die
Menschen in der Ukraine schnell
mit dem Nötigsten versorgt wer-
den, mit medizinischen Gütern,
mit sicheren Unterkünften. Dafür
haben wir unter anderem unse-
ren Beitrag zum humanitären
VN-Hilfsfonds für die Ukraine
um 5 Millionen Euro aufge-
stockt. Wir stellen für das Inter-
nationale Komitee vom Roten
Kreuz weitere Hilfe in Höhe von
10 Millionen Euro kurzfristig be-
reit. Wir werden uns mit allem,
was wir haben, gemeinsam dafür
einsetzen, dass die Menschen, die
jetzt fliehen, alle in Sicherheit
kommen. Dafür haben wir Vor-
bereitungen getroffen. Auch das
ist unsere Stärke, nicht nur in der
Europäischen Union, sondern
gemeinsam mit unseren Freun-
den in Kanada, in Amerika und
an vielen, vielen anderen Orten
in der Welt: Wir lassen die flie-
henden Ukrainerinnen und
Ukrainer nicht im Stich. Und ja,
auch an dieser Stelle müssen wir
über Geld reden. Ich bitte um die
Unterstützung, im anstehenden

Haushalt diese humanitäre Hilfe
dann auch so auszustatten, wie
wir das für den Schutz der Men-
schen brauchen.
Drei weitere Elemente sind ent-

scheidend.
Erstens: Sanktionen. Die bittere

Realität ist: Keine Sanktion kann
diesen Wahn in diesem Moment
stoppen. Wir hätten, wenn wir
ein Sanktionsmittel hätten, das
alles stoppt, natürlich dieses
längst ergriffen. Aber was unsere
Sanktionen leisten – und das ist
zentral -, ist, Putin zu zeigen:
Mittel- und langfristig wird dieser
Krieg Ihr Land ruinieren. – Putins

perfides Spiel ist
auf Strecke ange-
legt; deswegen
müssen das auch
unsere Sanktionen
sein, und deswegen
müssen wir sicher-
stellen, dass uns
nicht nach drei
Monaten die Puste
ausgeht, sondern
diese Sanktionen

müssen das System Putin im
Kern treffen.
Deswegen gehen sie Hand in

Hand: wirtschaftlich, finanziell
und individuell. Deswegen listen
wir Herrn Putin selbst und Au-
ßenminister Lawrow. Sie tragen
Verantwortung für diesen Krieg.
Deswegen werden wir weitere
Sanktionen auf den Weg bringen,
mit Blick auf Banken, Oligarchen
und Familienangehörige. Deswe-
gen haben wir die SWIFT-Sank-
tionen – und ich kann verstehen,
dass da einige etwas nervös ge-
worden sind; aber ich bitte in
diesen Zeiten um Vertrauen – so
angelegt, dass sie das System Pu-
tin treffen und nicht als Bume-
rang auf uns zurückkommen,
und das gemeinsam mit der in-
ternationalen Verantwortung, die
wir jetzt gemeinsam zeigen müs-
sen.
Zweitens. Wir unterstützen un-

sere Bündnispartner im Namen
der NATO; das hat der Bundes-
kanzler bereits deutlich gemacht.
Die NATO ist der Garant für un-
sere Sicherheit und Freiheit. Da-
für wurde sie gegründet, und da-
ran hat sich nichts geändert.
Und mein letzter Punkt: Ja, wir

müssen Härte zeigen; aber wir
stehen hier für das internationale
Recht und die internationalen
Regeln ein. Deswegen gehört in
diesem Moment der Dialog im-
mer mit dazu, nicht mit dem Ag-
gressor, sondern mit der interna-
tionalen Gemeinschaft. Das muss
jetzt unser absoluter Fokus sein.
Es geht hier nicht nur um
Europa. Kein Land der Welt kann
akzeptieren, dass seine Souverä-
nität zur Disposition steht, wenn
sein stärkerer Nachbar es will.
Dann hätte Putin gewonnen.
Deswegen müssen wir uns jetzt
gemeinsam mit allen Staaten, die

wie wir an die Charta der Verein-
ten Nationen glauben, dieser Ag-
gression entgegenstellen.
Deswegen appelliere ich auch

hier an all unsere Partner welt-
weit, hier aus diesem geschicht-
strächtigen Hohen Haus: Beken-
nen Sie nächste Woche Farbe in
der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen! Das ist unsere

internationale Friedensordnung.
Wir müssen sie jetzt gemeinsam
verteidigen.
Bei der Wahl zwischen Krieg

und Frieden, bei der Wahl zwi-
schen einem Aggressor auf der ei-
nen Seite und Kindern, die sich
in U-Bahn-Schächten verstecken,
auf der anderen Seite, da kann
niemand neutral sein. Danke,

dass wir das heute hier gemein-
sam deutlich machen.

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN, bei der SPD, der

CDU/CSU und der FDP – Die Abge-

ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN, der SPD und der FDP

erheben sich – Dr. Götz Frömming

(AfD): Das war eine Kriegsrede!)

Dr. Alice Weidel, AfD:

Geopolitische Nüchternheit
statt feministischer Außenpolitik

Alice Weidel (*1979)
Landesliste Baden-Württemberg

Russlands Angriffskrieg auf
ein Nachbarland ist ein
Rückruf in die raue Welt

der Realpolitik. Das ukrainische
Volk zahlt den Preis für den russi-
schen Völkerrechtsbruch, für die
Illusion der eigenen Führung und
für die falschen Versprechungen
des Westens.
Es war ein verhängnisvoller

Fehler, die Ukraine mit den uner-
füllbaren Versprechen einer Mit-
gliedschaft in NATO und EU in
eine aussichtslose Konfrontation

und eine gefährliche Zerreißpro-
be zu locken. Klüger wäre es ge-
wesen, auf Henry Kissinger zu hö-
ren, der schon 2014 richtig festge-
stellt hat – ich zitiere -: „… um zu
überleben und sich zu entwi-
ckeln, darf die Ukraine nieman-
des Vorposten sein.“ Dass eine
NATO-Mitglied-
schaft der Ukrai-
ne eine rote Linie
darstellt, deren
Überschreiten
Russland nicht
hinnehmen wür-
de wie die voran-
gegangenen
NATO-Osterwei-
terungsrunden,
liegt seit fast zwei
Jahrzehnten klar auf dem Tisch.
Unzählige Gelegenheiten wur-

den seither versäumt, einen Sta-
tus gesicherter Neutralität für die
Ukraine auszuhandeln, der den
Sicherheitsinteressen aller Rech-
nung getragen und der Ukraine
ermöglicht hätte, vom Zankapfel
zu einer Brücke zwischen Ost und
West zu werden. Stattdessen ha-

ben die Hardliner, gefangen in ei-
ner völlig überkommenen Logik
des Kalten Krieges, starr an der
Beitrittsperspektive für die Ukrai-
ne festgehalten und dabei über-
heblich Russland den Groß-
machtstatus abgesprochen. Das
ist das historische Versagen des

Westens: die Krän-
kung Russlands. Es
ändert nichts an der
Verwerflichkeit des
russischen Ein-
marschs, aber das
Verständnis aller Ur-
sachen ist Vorausset-
zung für die Suche
nach Lösungen.
Deutschland hat

in seinem gegenwär-
tigen Zustand nichts aufzubieten,
um den Worten auch Taten fol-
gen zu lassen. Sanktionen, die
den eigenen Bürgern am Ende
mehr Schaden zufügen als denen,
die damit gemeint sind, werden
dem Krieg in der Ukraine kein
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Fortsetzung auf nächster Seite

Wenn unsere
Welt eine andere
ist, dann muss
auch unsere
Politik eine
andere sein.

Russlands An-
griffskrieg auf
ein Nachbarland
ist ein Rückruf
in die raue Welt
der Realpolitik.

Vor dem Krieg geflüchtet: Zahlreiche Menschen kommen täglich am Bahnhof von Przemysl in der Nähe des
ukrainsch-polnischen Grenzübergangs an. © picture alliance/dpa | Kay Nietfeld
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Ende setzen können. Sie sind
letztendlich Alibi- und Sanktions-
politik, so wie das Anstrahlen des
Brandenburger Tores in den
ukrainischen Nationalfarben.
Die gescheiterte Energiewende,

sehr geehrte Damen und Herren,
hat uns in eine fatale einseitige
Abhängigkeit von russischen Erd-
gaslieferungen geführt, die kurz-
fristig, wenn überhaupt, nur zu
astronomischen Kosten gelöst
werden kann. Wer erklärt, wir sei-
en bereit, dafür auch einen ho-
hen wirtschaftlichen Preis zu zah-
len, muss auch sagen: Es ist die
Bevölkerung, die diesen Preis zu

zahlen hat. Es hat im Übrigen
auch Gründe, dass die USA nicht
daran denken, auf ihre beträchtli-
chen Ölimporte aus Russland zu
verzichten.
Sicherheitspolitisch ist

Deutschland ebenfalls ein Leicht-
gewicht geworden. „Und die Bun-
deswehr … steht … blank da“,
gesteht sogar der Inspekteur des
Heeres in selten gewordener Of-
fenheit ein. Eine heruntergewirt-
schaftete Armee und eine margi-
nalisierte Rüstungsindustrie, das
ist das Erbe von 16 Jahren Angela
Merkel, Herr Merz.
Wer soll uns noch ernst neh-

men, wenn wir uns wirtschaftlich
und militärisch das Rückgrat bre-
chen und uns statt mit realen
Problemen mit Gender-Gaga und
ideologischen Experimenten be-
schäftigen? Das ist grober Unfug.
Wir müssen den Weckruf der

Realpolitik hören. Wir brauchen
Energiepolitik, die den Fokus auf
Unabhängigkeit und Versor-
gungssicherheit legt. Der Schlüs-
sel dazu sind weder noch mehr
Windräder noch Flüssiggas aus
den USA, sondern der Wiederein-
stieg in die friedliche Nutzung
der Kernenergie. Wie denn auch
sonst?

Wir brauchen eine Bundeswehr,
die die Fähigkeit zur Landesver-
teidigung zurückgewinnt. Das er-
fordert nicht allein mehr Geld,
sondern vor allem eine strategi-
sche Wende, sehr geehrte Damen
und Herren.
Und wir brauchen geopoliti-

sche Nüchternheit statt feministi-
scher Außenpolitik. Haltung und
schöne Worte sind kein Ersatz für
Realpolitik. Auch nach diesem
Krieg werden wir mit Russland
immer noch auf einem Kontinent
leben.
Die Herausforderung, eine eu-

ropäische Sicherheitsarchitektur

zu schaffen, die das Ost-West-
Blockdenken überwindet, ist
nicht vom Tisch, aber sie ist
schwieriger geworden. Deutsch-
land kann und sollte hier eine
wichtige Rolle als ehrlicher Mak-
ler spielen. Voraussetzung ist,
dass wir die richtigen Konsequen-
zen ziehen und verlorenes Ver-
trauen, Souveränität und Hand-
lungsfreiheit wieder aufbauen
und uns bloß nicht unreflektiert
in einen Krieg hineinziehen las-
sen, sehr geehrte Damen und
Herren. Ich bedanke mich.

(Beifall bei der AfD)

Christian Lindner, Bundesminister der Finanzen:

Die Bundeswehr darf nicht
länger vernachlässigt werden

Christian Lindner (*1979)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Es ist Krieg in Europa. Was Ge-
schichte war, ist Gegenwart
geworden. Es ist Krieg in

Europa. Der 24. Februar 2022
trennt das Vorher vom Nachher. Es
reicht nicht mehr, über Freiheit und
die Werte des Grundgesetzes, über
internationale Zusammenarbeit
und Solidarität zu reden. Jetzt ist
die Zeit, die Werte des Grundgeset-
zes – Freiheit und internationale
Solidarität – zu leben.
Russland hat einen völkerrechts-

widrigen Angriffskrieg gegen die
Ukraine begonnen. Das ist das En-
de aller Hoffnung auf Frieden, und
es ist auch das Ende aller Illusionen
über Putins Russland. In dieser Zeit
der Entscheidung ist Klarheit gefor-
dert, wo wir stehen: Wir stehen in
Solidarität an der Seite der Ukraine.
Was haben wir hier gerade ge-

hört? Was für ein Bild der Gründe,
warum es zu diesem Krieg gekom-
men ist? Sagen wir es in aller Klar-
heit: Putin hat die Ukraine angegrif-
fen, weil sich ein souveräner Staat
in freier Selbstbestimmung dafür
entschieden hat, seinen Weg nach
Westen zu gehen.
Die Ukraine ist ein souveräner

Staat, und sie hat von ihrem Recht
Gebrauch gemacht, über ihre Zu-
kunft zu entscheiden. Sie hat sich
gegen Autoritarismus entschieden.

Sie hat sich für Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit entschieden
– und dafür ist sie angegriffen wor-
den. Der Angriff auf die Ukraine ist
deshalb nicht nur der Überfall auf
einen souveränen Staat. Es ist ein
Angriff auf eine Werteordnung. Es
ist ein Angriff auf uns alle.
Wir waren und sind solidarisch

mit der Ukraine, gemeinsam mit
unseren Partnern in der Europäi-
schen Union und im Kreise der G 7.
Deutschland hat in der Vergangen-
heit erhebliche finanzielle Mittel
zur Unterstützung der Ukraine be-
reitgestellt, und das werden wir
fortsetzen. Schon in dieser Woche
werden wir im Kreis der G-7-Staa-
ten beraten, was an zusätzlicher
Hilfe nötig ist.
Wir sind aber zugleich auch ent-

schlossen: Wir ziehen diejenigen
mit den Mitteln des Rechts zur Re-
chenschaft, die Verantwortung da-
für tragen, dass das Völkerrecht ge-
brochen wurde. Wir werden Russ-
land isolieren – wirtschaftlich, fi-
nanziell und politisch.
Wir treffen Russlands Banken.

Wir treffen Russlands Oligarchen.
Wir treffen Russlands Wirtschaft.
Die Sanktionen, die wir beschlos-
sen haben, sind
auf Dauer ange-
legt. Wir brauchen
einen langen
Atem. Wir haben
diesen langen
Atem. Diese Sank-
tionen werden ne-
gative Auswirkun-
gen auch auf uns
haben. Aber wir
sind bereit, diese
negativen Auswirkungen zu tragen;
denn sie sind der Preis der Freiheit.
Die Bundesregierung unternimmt

alles, um maximalen Druck auf Pu-
tin auszuüben und zugleich eine
Schwächung unserer Position zu be-
grenzen.

Erstens. Wir haben sorgfältig, un-
ter Federführung des Kanzleramtes,
an finanziellen Sanktionen gearbei-
tet, die Putin keinen Vorwand bie-
ten, notwendige Rohstofflieferun-
gen auszusetzen, die auf der ande-
ren Seite aber erreichen, dass es mit
Russland wortwörtlich kein busi-
ness as usual mehr geben wird.
Und damit enden wir nicht. Die

deutschen und europäischen Fi-
nanzbehörden, wir werden alles un-
ternehmen, um Geldströme und
Vermögenswerte derjenigen, die Pu-
tin unterstützen, zu identifizieren
und einzufrieren.
Zweitens. Wir werden Reserven

bei Gas und Kohle aufbauen, um
unsere Durchhaltefähigkeit auszu-
bauen. Dafür haben wir Mittel im
Milliardenbereich eingeplant.
Drittens. Die Bedeutung der

Energiesicherheit erfährt eine neue
Priorität. Unsere Planungen der
nächsten Jahre werden wir an die
veränderte Lage anpassen müssen.
Dabei werden wir nicht auf die Ant-
worten der Vergangenheit setzen,
sondern im Gegenteil den Weg in
die Zukunft entschlossener fortset-
zen. Erneuerbare Energien leisten
nämlich nicht nur einen Beitrag zur

Energiesicherheit und
-versorgung. Erneuer-
bare Energien lösen
uns von Abhängigkei-
ten. Erneuerbare Ener-
gien sind deshalb Frei-
heitsenergien. Wir set-
zen auf Freiheitsener-
gien.
Viertens. Die Stabi-

lität der öffentlichen
Finanzen und die

Handlungsfähigkeit des Staates
müssen erhalten bleiben. Die
Schuldenbremse gilt. Das Vertrauen
der internationalen Kapitalmärkte
in Deutschland begründet eine un-
serer Stärken.
Fünftens. Die Anstrengungen, die

vor uns liegen, sind enorm. Die An-
strengungen, die vor uns liegen, er-
fordern wirtschaftliche Stärke. Und
deshalb ist auch eine Konsequenz
aus der veränderten geopolitischen
Lage, dass wir unsere eigene wirt-
schaftliche Substanz stärken und al-
les unterlassen, was diese wirt-
schaftliche Stärke reduziert.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir haben viele Jahre eine Friedens-
dividende genutzt.
Die Bundeswehr
wurde vernachläs-
sigt. In diesen Tagen
wurde noch über ei-
ne Taxonomie ge-
sprochen, die Inves-
titionen in die Ver-
teidigungsfähigkeit
eingeschränkt hätte.
Der Krieg in der
Ukraine weckt uns
alle aus einem selbstgerechten
Traum.
Die Zeit der Vernachlässigung der

Bundeswehr muss enden. Wir wer-
den deshalb in der laufenden Fi-
nanzplanung und in jedem Haus-
haltsjahr die Mittel für den Verteidi-
gungshaushalt erhöhen. Wir wer-
den den laufenden Betrieb der Bun-
deswehr aus den laufenden Haus-
halten unter Achtung der Schulden-
bremse finanzieren. Aber eine jah-
relange, mindestens 15 Jahre dau-
ernde Vernachlässigung der Bundes-
wehr kann man nicht von jetzt auf
gleich im laufenden Haushalt korri-
gieren.
Deshalb müssen wir zu einem

anderen Mittel greifen. Um die
Bundeswehr zu ertüchtigen, um
notwendiges Material, um notwen-
dige Technik anzuschaffen, werden
wir – der Bundeskanzler hat es ge-
sagt – ein Sondervermögen einrich-
ten. 100 Milliarden Euro wollen wir
dafür zur Verfügung stellen. Wir
wollen dieses Sondervermögen im
Grundgesetz absichern, um deut-
lich zu machen, dass die Verwen-
dung nur und ausschließlich für die
Stärkung unserer Bündnisfähigkeit
gedacht ist. Dafür brauchen wir die
Unterstützung der Länder. Dafür
brauchen wir die Unterstützung der
CDU/CSU.
Friedrich Merz, wir werden nicht

danach fragen, wer die Verantwor-

tung für den Zustand der Bundes-
wehr hat.
Wir werden nicht mit dem Finger

aufeinander zeigen. Aber wir erwar-
ten, dass beim Blick in die Zukunft
und bei der Schaffung einer Bun-
deswehr, die wieder ihren Bündnis-
verpflichtungen gerecht werden
kann, die Opposition die Bundesre-
gierung unterstützt.
Ja, 100 Milliarden Euro neben

den jährlichen Haus-
halten, das ist eine
enorme Summe
Geld. Sprechen wir
es offen aus: Am
Geld allein hat es
nicht gemangelt,
sondern wir werden
auch über die Struk-
turen der Bundes-
wehr sprechen müs-
sen, über ihren Auf-

trag, über die Möglichkeit, mit den
Mitteln auch tatsächlich äußere Si-
cherheit zu garantieren. Für diese
Debatte sind wir offen, und diese
Debatte werden wir führen. Aber
über die Investitionen in die Bun-
deswehr, lieber Friedrich Merz, soll-
ten Sie sie nicht führen mit der
Warnung vor neuen Schulden. Das
sind in Wahrheit natürlich Kredite,
die wir aufnehmen in den nächsten
Jahren. Aber in dieser Weltlage sind
es zunächst und zumeist Investitio-
nen in unsere Freiheit.
Meine Damen und Herren, liebe

Kolleginnen und Kollegen, was sind
das für mutige Menschen in der
Ukraine, die für ihre Freiheit kämp-
fen, die in ihrem Land unsere west-
lichen Werte leben wollen! Sie neh-
men uns auch in eine Verantwor-
tung: Sie nehmen uns in die Verant-
wortung, dass auch wir hier unsere
Werte ernst nehmen. Wir sind soli-
darisch mit der Ukraine, weil ein
Volk über seine Zukunft frei ent-
scheiden soll. Aber wir sind auch
solidarisch mit der Ukraine, weil sie
eine Inspiration für uns selbst ist.
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU – Die

Abgeordneten der FDP, der SPD und

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN

erheben sich)
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Der Krieg in
der Ukraine

weckt uns alle
aus einem

selbstgerechten
Traum.

Wir werden
auch über

die Strukturen
der Bundes-

wehr sprechen
müssen.
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Amira Mohamed Ali, Die Linke:

Wir haben die russische
Regierung falsch eingeschätzt

Amira Mohamed Ali (*1980)
Landesliste Niedersachsen

In den Morgenstunden des 24.
Februar sind wir in einem
Europa aufgewacht, das nie

wieder so sein wird wie vorher.
Wir teilen natürlich klar die

Auffassung, dass Russland einen
völkerrechtswidrigen Angriffskrieg
gegen die Ukraine führt. Wladimir
Putin hat den Verhandlungstisch
mutwillig verlassen und bringt auf
skrupelloseste Art und Weise ganz
Europa und die Welt in die kon-
krete Gefahr eines Krieges. Dieser
Angriffskrieg muss sofort beendet
werden; die Soldaten müssen so-
fort zurückgezogen werden.
Sie wissen, dass wir als Linke

häufig das Verhalten der NATO
kritisiert haben, die sich mehrfach
nicht an Völkerrecht gehalten hat.
Aber, um es unmissverständlich zu
sagen: Dieser russische Angriff ist
durch nichts zu relativieren, durch
nichts zu rechtfertigen, Kollegin-
nen und Kollegen.
In der Ukraine sterben Kinder,

Frauen und Männer. Angstvoll
drängen sich Menschen in
U-Bahnhöfen, Familien werden
auseinandergerissen, Wohngebäu-
de werden zerstört. Hunderttau-
sende sind auf der
Flucht, vor allem
Frauen und Kinder.
Die Bilder, die uns
täglich erreichen,
sind unfassbar,
schockierend. Bei
vielen Menschen in
ganz Europa, be-
sonders bei den Äl-
teren, die die
Schrecken und das
Leid des Zweiten Weltkrieges noch
erlebt haben, wächst die Angst.
Meine Tante Hilda aus Heide – sie
ist 95 Jahre alt – rief vor ein paar
Tagen an und sagte, sie hat wieder
Angst vorm Krieg. Auch das ist er-
schütternd.
Kolleginnen und Kollegen, ich

kann für mich persönlich, für mei-
ne Partei und sicher auch für viele
hier im Raum sprechen, wenn ich

sage: Wir haben das nicht für
möglich gehalten. Diesen Angriff
Russlands auf die Ukraine, diesen
verbrecherischen Akt, den haben
wir, wie auch viele Expertinnen
und Experten, nicht erwartet. Für
meine Partei Die Linke räume ich
in aller Deutlichkeit ein, dass wir
die Absichten der russischen Re-
gierung falsch eingeschätzt haben.
Das macht uns nachdenklich. Wir
bewerten die Lage heute anders
und sagen klar: Putin ist hier der
Aggressor und muss sofort aufge-
halten werden. Seine Großmacht-
fantasien, die dürfen nicht Realität
werden.
Wir stehen geschlossen an der

Seite der ukrainischen Bevölke-
rung, an der Seite derer, die in der
Ukraine um ihr Leben fürchten
müssen, an der Seite derer, die
sich auf der Flucht befinden und
bei uns hier in Deutschland oder
in angrenzenden Ländern Schutz
suchen. Sie sind hier willkom-
men. Wir müssen uns gemeinsam
mit den Ländern der Europäi-
schen Union um diese Menschen
kümmern. Für alle Menschen, die
jetzt vor Krieg und Terror aus der
Ukraine fliehen, braucht es eine
unbürokratische Aufnahmerege-
lung und einen gesicherten Auf-
enthaltsstatus, Kolleginnen und
Kollegen. Herr Scholz, dieses Be-
kenntnis habe ich in Ihrer Rede
leider vermisst.
Wir sind auch solidarisch mit

den mutigen Menschen, die zur
Stunde in Russland Putin die Stirn
bieten und für den Frieden de-
monstrieren. Sie werden verhaftet,
sie riskieren Folgen, von denen
heute keiner weiß, wie schwerwie-
gend sie für die Betroffenen sein
werden. Diese Stimme des Frie-

dens in Russland
gegen Putin, die
müssen wir stärken.
Kolleginnen und

Kollegen, wir stel-
len fest, dass wir in
der Bewertung die-
ses Angriffs unter
den demokrati-
schen Fraktionen in
diesem Haus große
Einigkeit haben.

Darum haben wir in unserem Ent-
schließungsantrag viele Passagen
Ihres Antrags auch wörtlich über-
nommen. Bei der Frage, was es
jetzt zu tun gilt, sind wir aller-
dings in mehreren Punkten ande-
rer Auffassung; denn was sich bei
uns bei aller Nachdenklichkeit
und Neubewertung der Lage nicht
geändert hat, ist unsere tiefe Über-
zeugung, dass Abrüstung und Di-

plomatie der Weg zum Frieden
sind. Darum können wir niemals
zustimmen, dass Waffen in Krisen-
gebiete geliefert werden und auf-
gerüstet wird.
Herr Scholz, Sie haben in Ihrer

Rede gesagt, dass es ein Sonderver-
mögen geben soll: 100 Milliarden
Euro. Das Grundgesetz soll dafür
geändert werden. Ich muss es ein-
fach in aller Deutlichkeit sagen:
Dieses Hochrüsten, diese Militari-
sierung, die können und werden
wir als Linke nicht mittragen.
Über zivile Hilfe habe ich in Ih-

rer Rede leider auch nichts gehört,
Herr Scholz. Frau
Baerbock hat es ge-
sagt. Selbstver-
ständlich unterstüt-
zen wir es, dass im
Haushalt dieser
Posten zur Verfü-
gung gestellt wird.
Was denn sonst?
Aber auf der einen
Seite kommt ein
Sondervermögen;
auf der anderen Seite geht es um
einen Haushaltsposten. Kollegin-
nen und Kollegen, da ist etwas in
Schieflage; ich möchte es mal so
deutlich sagen.
Die Geschichte lehrt uns, dass

Wettrüsten keine Sicherheit
schafft. Wir müssen bei dem, was
wir jetzt tun, nicht nur das Heute
im Blick haben, sondern auch das
Morgen und das Übermorgen.
Und insbesondere die Notwendig-
keit der atomaren Abrüstung auf
allen Seiten ist doch heute dringli-

cher und deutlicher denn je.
Zum Thema Sanktionen. Es gibt

überhaupt keinen Zweifel daran,
dass weder Putin noch seine Re-
gierung noch die mächtigen Oli-
garchen, die hinter dem Angriffs-
krieg stehen, irgendeine Schonung
verdient haben, genauso wenig
wie die russische Rüstungsindus-
trie. Anders sieht es bei der russi-
schen Bevölkerung aus. Das kann
man nicht gleichsetzen; denn es
gibt eine tiefe Kluft zwischen den
extrem reichen und privilegierten
Oligarchen und der breiten arbei-
tenden Bevölkerung. Da muss
man differenzieren.
Sanktionen, die die russische

Führung und die Oligarchen tref-
fen sollen, die finden wir sehr
sinnvoll. Aber es wird sich leider
zeigen – das muss ich Ihnen sagen
-, dass die Sanktionen, die Sie jetzt
vornehmen, viel weniger wir-
kungsvoll sein werden, als es nötig

wäre, weil die Rei-
chen und Mächti-
gen Russlands
längst Mittel und
Wege haben, sie zu
umgehen, weil sie
durch Gesetzeslü-
cken und Mängel in
der Geldwäschebe-
kämpfung ihre In-
vestitionen hier bei
uns im Land, in

Europa, im Rest der Welt verste-
cken können, zum Beispiel in ei-
nem Geflecht von Briefkastenfir-
men, weil sie ihr Geld in der
Schweiz oder in Steueroasen
längst in Sicherheit gebracht ha-
ben. Das ist ein Problem, Kolle-
ginnen und Kollegen. Aber dieses
Problem kann und muss man
jetzt angehen. Geldwäsche kann
wirksam bekämpft werden. Steu-
eroasen können ausgetrocknet
werden. Das muss jetzt geschehen,
damit die Sanktionen auch wirk-

lich wirken können.
Auch die russische Rüstungsin-

dustrie darf nicht geschont wer-
den. Darum brauchen wir sofort
einen Lieferstopp für Güter, insbe-
sondere im Hightechbereich, die
für Rüstung verwendet werden
können. Hier sind nach wie vor
große Lücken, die dringend ge-
schlossen werden müssen; denn
auch hier drohen die Maßnahmen
sonst zahnlos zu sein.
Kolleginnen und Kollegen,

beim Thema Sanktionen muss
man sich aber auch ehrlich ma-
chen. Daher geht es ausdrücklich
nicht, dass Einzelinteressen von
einflussreichen Lobbys berück-
sichtigt werden, ohne dass es ir-
gendeine sachliche Erklärung gibt.
Wenn ich jetzt zum Beispiel erfah-
re, dass italienische Luxusartikel
aus dem Sanktionskatalog heraus-
fallen, dann muss ich mich schon
fragen, welche Prioritäten hier ge-
setzt werden. Das geht so nicht.
Kolleginnen und Kollegen, die

Bilder, die wir jeden Tag sehen,
die Meldungen, die wir hören, die
machen uns betroffen, und wir se-
hen aktuell noch keinen Weg, wie
die Menschen in der Ukraine
schnell ein Leben in Frieden und
Freiheit führen können. Ja, wir
brauchen sofort einen Waffenstill-
stand. Auch wenn es uns aktuell
vielleicht unmöglich erscheint,
muss unser Handeln klar von dem
Gedanken getragen sein, dass der
Tag kommt, an dem man an den
Verhandlungstisch zurückkehren
muss. Eine Lehre sollte sein, dass
wir uns unabhängiger machen,
besonders von diktatorischen Re-
gimen, und dass das Völkerrecht
und die Menschenrechte wichtiger
sind als wirtschaftliche Interessen.
Ich danke Ihnen für die Auf-

merksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)
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Dieser russische
Angriff ist

durch nichts zu
relativieren,

durch nichts zu
rechtfertigen.

Putin ist
hier der
Aggressor
und muss

sofort aufge-
halten werden.

Mit massivem Polizeiaufgebot geht die russische Staatsgewalt gegen Demonstrierende vor. Mehrere tausend
Menschen sollen bereits verhaftet worden sein. ©picture alliance / AA | Stringer
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Dr. Rolf Mützenich, SPD:

Putin hat sein Vetorecht
moralisch und politisch verwirkt

Rolf Mützenich (*1959)
Wahlkreis Köln III

Der vom russischen Präsi-
denten befohlene Überfall
auf die Ukraine ist eine

entsetzliche Barbarei. Putin will ein
Volk, eine souveräne Nation bre-
chen. Er verantwortet wissentlich
und willentlich Tod, Elend und Zer-
störung. Wir trauern mit den Hin-
terbliebenen um die Opfer eines
Kriegsverbrechens, das in diesen Mi-
nuten, in diesen Stunden und
wahrscheinlich auch noch in den
nächsten Tagen in vollem Gange ist.
Das ist Putins Krieg.
Diese Zäsur, meine Damen und

Herren, bedeutet gleichwohl mehr:
Der russische Präsident zerstört da-
mit endgültig die internationale
Ordnung, die wir nach dem Kalten
Krieg errichten wollten. Vor weni-
gen Tagen hat sich die europäische
Sicherheitsordnung, aber auch die
internationale Politik grundlegend
verändert.
Putins hochgerüstete Militär- und

Atommacht verstößt abermals ge-
gen das Interventions- und Gewalt-
verbot. Deshalb sage ich von dieser
Stelle aus auch an die Welt: Heute
ist eine Nation auf dem europäi-
schen Kontinent das Opfer, morgen
kann es auch ein Land in Zentral-
asien treffen, um die vermeintlich
russischen Seelen einzusammeln.
Wir müssen gemeinsam Putin die
Stirn bieten, mit vielen Regierungen
und mit vielen Menschen, soweit
wir können.
Meine Damen und Herren, der

russische Überfall ist eine Rückkehr
zu einer kriegerischen Großmacht-
politik. Es besteht die Gefahr eines
Flächenbrandes. Wir sind der Bun-
desregierung und unseren Verbün-
deten deshalb dankbar für die kla-
ren und eng abgestimmten Maß-
nahmen. Wir erhoffen uns die Un-
terstützung von weiteren Regierun-
gen außerhalb des Westens. Zu-
gleich bin ich sicher, dass die über-
wältigende Mehrheit der Weltbevöl-
kerung die Aggression verurteilt.
Vor diesem Hintergrund muss

sich vor allem die chinesische Re-

gierung fragen, wie lange sie die
Spannung zwischen ihren außen-
politischen Grundsätzen und einer
mitleidlosen Interessenpolitik noch
aushalten kann. Präsident Xi, än-
dern Sie Ihren Kurs. Stoppen Sie
den Krieg Putins. Nur dann kann
China eine internationale Ordnung
für den Frieden in Zukunft mit prä-
gen.
Es war richtig, dass der UN-Si-

cherheitsrat vor zwei Tagen versucht
hat, die russische Aggression aufs
Schärfste zu verurteilen und das
Recht der Ukraine auf die territoria-
le Integrität und Souveränität zu be-
kräftigen. Russlands Veto ändert da-
ran nichts. Putin hat sein Vetorecht
moralisch und politisch verwirkt.
Umso wichtiger ist jetzt die Über-

weisung der Resolution in die Ge-
neralversammlung der Vereinten
Nationen. Hier sind fast alle Länder
versammelt, und das Haus der Staa-
tenwelt könnte morgen ein deutli-
ches Zeichen setzen. Auch dafür,
meine Damen und Herren, müssen
wir zusammenarbeiten – hier im
Parlament, aber auch mit vielen Re-
gierungen auf der Welt.
Putin sollte die Entschlossenheit

und den Zusammenhalt der freien
Staatenwelt nicht unterschätzen.
Wir haben Sanktionen verhängt, die
nicht nur die russische Wirtschaft
und das Bankensystem, sondern
auch Putin, seine Kriegstreiber und
Hasardeure treffen.
Russland wird von den interna-

tionalen Finanzmärkten ausge-
schlossen. Es wird die wirtschaftli-
chen Auswirkungen der Sanktionen
schmerzhaft spüren. Ich sage auch:
Selbst wenn Russland über umfang-
reiche Devisenreserven verfügt und
seine Kriegskasse gut gefüllt ist, sol-
len Putin und seine Handlanger
wissen: Langfristig wird das Regime
die Sanktionen spüren. – Das ist die
klare Botschaft, die heute auch hier
aus Berlin in Richtung Moskau aus-
gesendet wird. Dazu müssen wir in
den kommenden Tagen einen noch
größeren Unterstützerkreis schaffen.
Das heißt dann aber auch – auch
das sage ich sehr deutlich -: Unser
Land ist bereit, die finanziellen und
wirtschaftlichen Konsequenzen zu
tragen. Darüber darf sich niemand
heute hinwegtäuschen.
Lassen Sie es mich deutlich sa-

gen: Ja, der Krieg in der Ukraine be-
deutet das Scheitern aller bisherigen
diplomatischen Bemühungen. Das
ist schmerzhaft und bitter. Das sage
ich auch gerade für jemanden wie
mich, der bis zum Schluss alle di-
plomatischen Mittel nutzen wollte
und benutzt sehen wollte. Deshalb
danke ich Bundeskanzler Olaf

Scholz und stellvertretend für die
gesamte Bundesregierung Annalena
Baerbock für die unermüdliche Ar-
beit ebenso wie dem französischen
und dem amerikanischen Präsiden-
ten, dem britischen Premier und al-
len unseren Freunden und Part-
nern, die nichts unversucht gelassen
haben, Putin von diesem Schritt ab-
zuhalten. Vielen Dank!
Hervorheben möchte ich auch

die weitgehende Einigkeit in diesem
Haus: von der Di-
plomatie über Waf-
fenlieferungen bis
hin zum Bankensys-
tem. Am Ende unse-
rer Debatte werden
wir zusammen mit
der Union eine ge-
meinsame Resoluti-
on verabschieden.
Das ist ein starkes
Zeichen des Zusam-
menhalts in einer existenziellen Kri-
se. Dafür möchte ich mich bei Ih-
nen, Herr Merz, ganz herzlich be-
danken.
Mit der Invasion wurden die

Hoffnungen und die Arbeit für eine
friedlichere Welt wahrscheinlich auf
Jahrzehnte zurückgeworfen. Junge
und nachfolgende Generationen
werden uns dafür verurteilen, dass
wir Älteren es nicht vermocht ha-

ben, eine bessere Welt zu schaffen,
sei es beim Klima, bei der Armut
oder bei Militär und Rüstung. Ich
kann für viele hier in diesem Haus
versprechen: Solange wir können,
müssen wir diese Schuld abtragen.
Die um sich greifende Missach-

tung internationaler Normen, die
einseitige Kündigung von Abrüs-
tungsverträgen und das eigenmäch-
tige verstörende Auftreten mancher
Staatschefs in den letzten Jahren
haben die Welt nicht sicherer ge-
macht. Nichts rechtfertigt Putins
Krieg. Wir müssen ihm Grenzen set-
zen und neue russische Aggressio-
nen eindämmen. Dafür braucht es
beides: eine glaubhafte Verteidi-
gung, aber eben auch gemeinsam
eine kluge Außenpolitik.
Deswegen: Ja, wir müssen die

Bundeswehr in die
Lage versetzen, die-
ser Aufgabe gerecht
zu werden. Unsere
Streitkräfte müssen
die Ausrüstung be-
kommen, die sie
brauchen. Deswegen
haben wir in den
vergangenen Jahren
den Verteidigungs-
haushalt erhöht,

und wir werden das auch in Zu-
kunft verantwortungsvoll tun, mei-
ne Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.
Gleichzeitig – auch das sage ich

in voller Kenntnis der großen He-
rausforderung – müssen wir – Kol-
lege Lindner hat darauf hingewie-
sen – das Geld besser und effizien-
ter einsetzen, auch innerhalb der
Europäischen Union und der

NATO. Allein wir Europäer geben
jährlich über 200 Milliarden Euro
für Verteidigung aus. Deswegen sind
wir überzeugt: Eine effiziente Vertei-
digungspolitik, meine Damen und
Herren, darf sich nicht in Etatansät-
zen erschöpfen.
Auch wenn wir uns heute auf die

Wehrhaftigkeit konzentrieren müs-
sen, dürfen wir die anderen Ele-
mente einer gerechten und demo-
kratischen Sicherheitspolitik nicht
vernachlässigen. Deshalb war es ein
gutes Zeichen, dass wir noch am
Tag des russischen Angriffs zusätz-
lich 5 Millionen Euro für den
Ukraine-Hilfsfonds der Vereinten
Nation bereitgestellt haben. Dies ist
eine Botschaft an die Kriegsflücht-
linge, an die Binnenflüchtlinge in
der Ukraine, aber auch diejenigen,
die versuchen, nach Europa zu
kommen: Wir stehen ihnen in
schwerer Not zur Seite, auch durch
die Aufnahme ihrer Staatsbürger in
die Länder der Europäischen Uni-
on.
Unser Respekt und unsere Aner-

kennung gelten am Schluss meiner
Rede den mutigen russischen
Staatsbürgern, die öffentlich oder
im Sinn des zivilen Ungehorsams
die Barbarei ihres Präsidenten ver-
urteilen. Sie zeigen damit der Welt,
dass es ein anderes Russland gibt,
ein Russland, das Teil der Völkerge-
meinschaft sein möchte und in
Frieden mit seinen Nachbarn leben
will. Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie

des Abg. Friedrich Merz (CDU/CSU))
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Alexander Dobrindt, CSU:

Frieden zu sichern, braucht
mehr als wirtschaftliche Stärke

Alexander Dobrindt (*1970)
Wahlkreis Weilheim

Der Krieg ist im 21. Jahr-
hundert in die Mitte
Europas zurückgekehrt.

Das Unmögliche ist Wirklichkeit
geworden. Ich weiß nicht, was
überwiegt, wenn man die Bilder
sieht, wie Leben von jungen Men-
schen in Uniformen, von Frauen

und Kindern in der Zivilbevölke-
rung zerstört wird: Ist es Trauer,
oder ist es Wut, die einen erfasst?
Aber eines überwiegt sicher: Grö-
ßer als der Hass Putins auf die
Ukraine ist unsere Solidarität mit
den Menschen und dem Volk der
Ukraine, meine Damen und Her-
ren.
Herr Bundeskanzler, Sie haben

in Ihrer Regierungserklärung aus
unserer Sicht richtig dargelegt,
dass der Ausschluss Russlands aus
dem SWIFT-Finanzsystem jetzt
notwendig ist. Sie haben richtig
dargelegt, dass die Verteidigungs-
fähigkeit der Ukraine zu unterstüt-
zen ist und wir Waffen zu liefern
haben. Sie haben uns bei diesen
Maßnahmen an Ihrer Seite, so-
wohl, was das Finanzsystem anbe-
langt, als auch, was die Lieferung
von Verteidigungswaffen an die
Ukraine betrifft.

Wir haben seit mehreren Tagen
festgestellt, dass unsere Partner in
Europa dieses Vorgehen auch von
Deutschland eingefordert haben,
und wir wollen im Gleichklang
mit unseren europäischen und
amerikanischen Partnern handeln.
Um dies deutlich zu sagen: Es darf
auch bei weiteren notwendigen
Maßnahmen keinen Sonderweg
Deutschlands als Land mit dem
Fuß auf der Bremse geben. Dann
haben Sie uns weiterhin an Ihrer
Seite, Herr Bundeskanzler.
Um auch das klarzustellen, für

alle unmissverständlich, weil es
natürlich große Debatten auch in
der Öffentlichkeit gibt, wenn wir
Waffen in Kriegsgebiete liefern: Es
geht uns bei diesen Lieferungen
von Waffen nicht darum, Krieg zu
führen. Es geht darum, Verhand-
lungen wieder zu ermöglichen
und es zu schaffen, dass diejeni-
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Eine effiziente
Verteidigungs-
politik darf
sich nicht in
Etatansätzen
erschöpfen.



gen, die angegriffen werden, sich
auch wehren können, meine Da-
men und Herren.
Putin hat den Frieden in

Europa zerstört. Wir müssen ein-
sehen, dass unsere Idee „Frieden
durch Handel, durch wirtschaftli-
che Verflechtung“ nicht funktio-
niert hat. Wir waren uns sicher,
dass der gemeinsame Austausch
von Waren, dass
der Handel auto-
matisch zu einem
friedlichen Mitei-
nander führt. Es
ist auch nicht und
es war auch nicht
falsch, daran zu
glauben; aber es
hat schlichtweg
nicht ausgereicht.
Frieden zu si-
chern, braucht mehr als wirt-
schaftliche Stärke. Frieden zu si-
chern, braucht auch starke Si-
cherheitsgarantien und braucht
eine starke Verteidigungsfähig-
keit, meine Damen und Herren.
Ich hoffe, dass wir in diesem

Parlament einer Meinung sind:
Putin hat nicht nur den Frieden
Europas zerstört, Putin hat auch
die Friedensdividende zerstört.

Politisch, wirtschaftlich, gesell-
schaftlich haben wir in der Ver-
gangenheit von dieser Friedensdi-
vidende profitiert.
Aber, liebe Kolleginnen und

Kollegen: Sätze, die es in diesem
Parlament gegeben hat, die ge-
heißen haben: „Immer mehr
Ausrüstung kann nicht die Ant-
wort sein“, passen nicht mehr in

diese Zeit. Die Ant-
wort muss zwin-
gend heißen: Mehr
Ausrüstung, mehr
Militärtechnik und
vor allem mehr
Wertschätzung ge-
genüber unseren
Soldatinnen und
Soldaten und der
Bundeswehr!
Und ja, es hat

sich abgezeichnet, dass die wach-
sende Zahl der Aufgaben, die auf
die Bundeswehr zukamen, und
die Mittel, die dafür bereitgestellt
worden sind, nicht zusammen-
passen. Ja, es hat sich abgezeich-
net, in der Tat. Der 24. Februar
– das muss jedem klar sein – ist
die Zäsur, die zeigt, dass Landes-
und Bündnisverteidigung wieder
allerhöchste Priorität haben

muss. Wie viele Länder in Europa
verlassen sich auf Deutschland,
wenn es um die Bündnisgaran-
tien geht! Und wie viele in
Deutschland, auch in der Politik,
glaubten, dass die Sicherheitsga-
rantien im Bündnis alleinige Auf-
gabe der Vereinigten Staaten von
Amerika sind? Ich frage Sie:
Wenn wir nicht die Sicherheit in
Europa garantieren wollen, wa-
rum sollten es dann die Vereinig-
ten Staaten von Amerika tun?
Deswegen will ich an dieser

Stelle schon auch sagen: Wenn
man dem zuhört, was hier von
der linken Seite kommt – was
letztlich alles infrage stellt, was
wir gerade hier diskutieren, zur
Verteidigungsfähigkeit und Wehr-
fähigkeit Europas, zur NATO und
zur Bundesrepublik Deutschland
-, glaube ich, wir sollten das ge-
meinsame Bekenntnis abgeben:
Wir brauchen für unsere Verteidi-
gungsfähigkeit auch die nukleare
Teilhabe. Es ist unverantwortlich,
diese nukleare Teilhabe infrage
zu stellen, meine Damen und
Herren.
In den letzten Tagen und Wo-

chen war immer wieder zu hören
und auch zu lesen, Putin sei stark

und der Westen sei schwach. All
denjenigen, die so etwas gesagt
oder geschrieben haben, kann
ich nur sagen: Unsere Stärke ist
nicht einfach nur militärisch, un-
sere Stärke ist vor allem auch de-
mokratisch. Wenn der Westen
schwach wäre, dann würde Putin
ihn nicht fürchten und würde
nicht versuchen, Länder wie die
Ukraine dazu zu bringen, sich
ihm anzuschließen. Wir sind des-
wegen stark, weil wir für Demo-
kratie, für Wohlstand und für
Freiheit stehen. Das sind die Wer-
te, die Putin seinem eigenen Volk
vorenthält, deswegen fürchtet er
uns, meine Damen und Herren.
Europäische Union und NATO

sichern Freiheit und Wohlstand
ihrer Mitglieder; deswegen wol-
len gerade auch die Länder aus
dem ehemaligen Ostblock sich
uns anschließen. Und sie wollen
es auch deswegen tun, weil sie
den Unterschied kennen zwi-
schen einer Partnerschaft in der
EU und der NATO und einer
Partnerschaft mit Putin: Wir wol-
len, dass unsere Freunde und
Partner auf eigenen Beinen in
Freiheit stehen können; Putin
will, dass sie sich in den Staub

werfen, meine Damen und Her-
ren.
Vor 70 Jahren, im Februar

1952, hat der Deutsche Bundes-
tag eine Debatte über die Wieder-
bewaffnung der Bundesrepublik
Deutschland geführt. Es ging da-
mals um die Errichtung einer Eu-
ropäischen Verteidigungsgemein-
schaft. „Friedenspolitik heißt
… Verzicht darauf, politische Zie-
le mit Gewalt durchsetzen zu
wollen“, hat damals Franz Josef
Strauß gesagt und weiter erklärt:
„Friedenspolitik heißt aber auch,
einem … Angreifer klar zu ma-
chen, dass sein Angriff auf den
… Gesamtwiderstand Europas
… stoßen wird.“ Dieser Satz ist
heute so richtig wie damals. Wir
können den Angriff auf die
Ukraine nicht mehr verhindern;
aber wir können dafür sorgen,
dass das nicht so weitergeht.
Krieg und Gewalt dürfen
schlichtweg nicht das letzte Wort
in der Geschichte haben, meine
Damen und Herren.
Gott schütze die Ukraine!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz:

Waffenlieferungen an die Ukraine
sind die richtige Entscheidung

Robert Habeck (*1969)
Wahlkreis Flensburg – Schleswig

Erlauben Sie auch mir noch
ein paar einordnende Be-
merkungen zur Situation,

zum Handeln der Bundesregie-
rung und zu diesen Tagen, Wo-
chen, Stunden und zu dieser Ple-
nardebatte, die sicherlich in zehn
Jahren als historisch beurteilt
werden wird.
„Ukraine“ heißt „Grenzland“:

ein Land am Rand von Europa
– so sagt es der Name -, ein Land
am Rand von Russland. Immer
wieder wurde seine territoriale
Integrität zerstört, wurde seine
territoriale Integrität nicht geach-
tet, wurde es erobert. Ein Land,
das eine so wechselvolle Ge-
schichte als Randland, als Grenz-

land, wie es der Name ja schon
sagt, erlebt hat, hat natürlich
manchmal Probleme, seine eige-
ne Staatlichkeit zu entwickeln.
Aber der seit 30 Jahren bestehen-
de Wille der Menschen in der
Ukraine, für die Freiheit und für
die Demokratie einzutreten, ist
unerschütterlich geblieben. Wir
reden hier nicht allein über die
Grenzfragen; wir reden darüber,
ob der Wille zu Freiheit und De-
mokratie, der Selbstbestim-
mungswille dieses Landes, erhal-
ten und verteidigt wird. Das be-
deutet die Auseinandersetzung,
die wir eigentlich gerade disku-
tieren, und das rechtfertigt auch
die unbestreitbare Solidarität die-
ses Hauses und dieser Bundesre-
gierung mit der Ukraine.
Es ist die Freiheit, die Putin

fürchtet. Er hat es selbst gesagt in
einer Nebenbemerkung bei ei-
nem Gespräch mit dem französi-
schen Präsidenten Macron, als er
ein russisches Kinderlied zitiert
hat, das Mädchen manchmal
beim Kämmen der Haare vorge-
sungen wird, wenn es ziept. Das
ist aber auch ein Synonym für
Vergewaltigung: Die Ukraine sol-
le sich nicht so anstellen, sie wür-
de jetzt halt vergewaltigt werden.
– So hat der Präsident gespro-

chen. Er weiß, was er tut. Und
wer bei einer militärischen Verge-
waltigung zuschaut, macht sich
schuldig. Deswegen müssen wir
handeln, und wir müssen unsere
Position so stark machen, dass
wir der Ukraine in dieser Stunde
der militärischen Vergewalti-
gungsnot helfen.
Es sind, rückwirkend gesehen,

sicherlich Fehler
gemacht worden,
und auch diese gilt
es aufzuarbeiten.
Das tun wir gerade.
Wenn man in der
Ukraine war, dann
hat man an allen
Ecken die Frustrati-
on darüber ge-
spürt, dass die Hal-
tung des Westens
offen, unklar war: Die Tür ist of-
fen, aber ihr dürft nicht durch.
Wir halten an unseren Prinzipien
fest, aber bezahlen sollen andere
den Preis.
Wir wollen gute Partnerschaft

und Handel durch Wandel, aber
wir sind nicht achtsam genug,
um zu sehen, in welche Abhän-
gigkeit wir geraten, beispielsweise
durch die hohe energiepolitische
Abhängigkeit Deutschlands von
russischen Öl-, Kohle- oder Gas-

importen. Man hatte also genug
warnende Stimmen, und wir wa-
ren politisch nicht wachsam und
nicht klar genug, um darauf zu
antworten.
Umgekehrt ist die deutsche Ge-

schichte eine schwere Hypothek.
Ukraine, Russland, Polen, Bela-
rus: Wir wissen ja gar nicht, bei
welchem Land wir uns zuerst ent-
schuldigen sollen aufgrund all
der Massaker, der Angriffskriege
und des Wütens von Deutschen
in diesen Ländern. Insofern achte
ich – und ich achte es hoch – ei-
ne Position des unbedingten Pa-
zifismus, die sich sicherlich auch
aus dieser Geschichte ableitet
und sagt: Wir können nicht wei-

ter die nächste
Schuld auf uns la-
den.
Ich achte sie,

aber ich halte sie
für falsch; denn
schuldig werden
wir trotzdem. Wir
kommen nicht mit
sauberen Händen
aus der Sache raus.
Deswegen ist die

Korrektur, die die Bundesregie-
rung gemacht hat, also die Bereit-
schaft, Waffen zu liefern, richtig.
Sie ist richtig, weil nur eine Posi-
tion, die sagen würde: „Nur
wenn niemand Waffen liefert, ist
alles richtig; also lassen wir die
Ukraine alleine, hoffen wir da-
rauf, dass sie schnell überrannt
wird“, die logischkonsequente
Position wäre. Diese Position
können wir aber aus den genann-
ten Gründen nicht einnehmen.

Deswegen, so schwer es ist: Es ist
die richtige Positionierung und
die richtige Entscheidung.
Sie ist richtig, aber ob sie gut

ist, das weiß heute keiner. Ich
weiß es auch nicht. Ich habe
mich immer sehr offen dafür ge-
zeigt, diesen Schritt zu gehen.
Denn wer weiß schon, wie sich
dieser Krieg entwickelt? Und wer
weiß, ob aus dieser Entscheidung
heraus nicht weitere Entschei-
dungen getroffen werden und wir
nicht irgendwann lauter Waffen
für einen dauerhaften, langen
Krieg in Europa liefern?
Auch das ist möglich. Wir müs-

sen uns deswegen von der
Grundprinzipienfrage leiten las-
sen, warum wir uns solche
schweren, auch uns an die Gren-
ze führenden Entscheidungen
zumuten. Diese Antwort kann
nur in der Solidarität mit der
Freiheit und der Demokratie der
Völker und der Menschen stehen,
die für diese kämpfen. Das kann
aber Konsequenzen haben. Die
Bundesregierung wird – auch ich
in meinem Amt – alles, wirklich
alles dafür tun, Konsequenzen
für Deutschland und Schaden
vom deutschen Volk fernzuhal-
ten.
Wir werden also für die Berei-

che der Wirtschaft, die mögli-
cherweise von Sanktionen betrof-
fen sind, ähnliche Schutzmaßnah-
men treffen, wie wir es in der Co-
ronapandemie getan haben. Wir
werden die Reserven für Kohle, Öl
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Fortsetzung auf nächster Seite

Es geht uns
bei diesen
Lieferungen

von Waffen nicht
darum, Krieg
zu führen.

Wir werden die
Reserven für

Kohle, Öl und Gas
hoch halten und

sind schon
längst dabei.
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und Gas hoch halten und sind
schon längst dabei. Wir werden
aber auch den Ausstieg aus der
Verbrennung von fossilen Ener-
gien deutlich beschleunigen müs-
sen und an dieser Stelle nicht
mehr über Jahrzehnte reden.
Wir werden also einen Aus-

stiegsplan aus den fossilen Ener-
gien vorlegen und mit großer
Kraft umsetzen. Wir werden das
Gesetz, mit dem beschlossen wer-
den soll, die Speicher voll zu hal-
ten, zeitnah vorlegen. Ich werde
auf die Fraktionen zugehen und

sie bitten, dieses Gesetz einzubrin-
gen, damit wir möglichst wenig
Zeit verlieren.
Wir werden einen Hochlauf von

Wasserstoff und erneuerbaren
Energien brauchen. Es ist gut, in
die militärische Sicherheit zu in-
vestieren, aber lassen Sie mich an
dieser Stelle klar sein: Die Energie-
versorgung und die Souveränität
der Energieversorgung ist ebenfalls
eine Frage von nationaler Sicher-
heit geworden. Auch darin werden
wir investieren müssen.
Der Krieg ist in Russland nicht

populär. Es gibt Demonstrationen
dagegen in etwa 50 Städten. Über
tausend Menschen sind allein am
ersten Tag verhaftet worden. Man
riecht sie förmlich, die Angst der
Potentaten, die Angst von Putin
vor seinem eigenen Volk. Und
wenn wir uns klarmachen, worü-
ber wir entscheiden, dann sehen
wir, was hier den systemischen
Unterschied macht und was diese
Tage markiert.
Es ist die Angst der Potentaten

vor ihren eigenen Menschen, die
den Unterschied macht. Es ist die

Angst der Autoritären vor ihrer ei-
genen Bevölkerung, die den Un-
terschied macht. Hier die Angst
der Machthaber – dort der Mut
zur Freiheit, die Hoffnung auf
Selbstbestimmung, der Mut, auf
die Straße zu gehen. Das macht
den Unterschied aus.
Es ist die Provokation der Frei-

heit, die Putin und die Seinen
nicht aushalten. Insofern ist es ei-
ne Systemfrage, vor der wir heute
stehen. Denken wir nicht nur bis
zur Grenze – denken wir darüber
hinaus. Seien wir in Zukunft

wachsam und nicht arglos. Wenn
Wachsamkeit der Preis der Freiheit
ist, dann wollen wir nicht wieder
schlafmützig sein. Setzen wir also
auf die Freiheit! Vertrauen wir auf
die Menschen und die Mensch-
lichkeit! Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN, bei der SPD und

der FDP – Beifall bei der CDU/CSU

und der LINKEN – Die Fraktion des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN sowie

Abgeordnete der SPD und der FDP

erheben sich)

Tino Chrupalla, AfD:

Herr Scholz, Sie haben mit Ihrer
Rede den Kalten Krieg reaktiviert

Tino Chrupalla (*1975)
Wahlkreis Görlitz

Lassen Sie mich zu Beginn
eine Feststellung treffen
und allen Vorrednern da-

hin gehend recht geben: Russ-
land hat die Ukraine angegriffen,
und wir haben wieder Krieg in
Europa. Das bestürzt mich als
Politiker, als Bürger Deutsch-
lands und als Familienvater zu-
tiefst.
Fest steht, dass die Konfliktur-

sachen mindestens acht Jahre zu-
rückliegen und komplex sind. Es
darf in diesen Tagen aber nicht
unser Ziel sein, den einen Schul-
digen auszumachen. Wir müssen
die Diskussion auch zu einer Lö-
sung, zu einer gemeinsamen Zu-
kunft führen.
Im Mittelpunkt sollten dabei

Deutschland und seine Bürger
genauso stehen wie die Rolle der
europäischen Staaten und Völker.
Russland ist ebenso Teil dessen
wie die Ukraine. Herr Lindner, es
gibt immer Hoffnung, auch Hoff-
nung in einem Krieg. Russland ist
ebenso wenig Wladimir Putin
wie Deutschland Frank-Walter
Steinmeier ist. So einfach ist das
nicht.
Wir dürfen gerade in diesen Ta-

gen Russlands Beitrag für
Deutschland und Europa nicht
vergessen. Auch dadurch wurde
vor 32 Jahren die deutsche Ein-
heit ermöglicht, untermauert

durch den Abzug russischer Trup-
pen im Jahr 1994. Dem müssen
wir Respekt zollen, und das sage
ich ganz bewusst auch als Ost-
deutscher. Wir danken Russland
bis heute dafür.
Liebe Kollegen, Schuldzuwei-

sungen und Schuldzuschreibun-
gen erzeugen keine Lösungen,
sondern heizen den Konflikt im-
mer weiter an. Vielmehr stimme
ich allen Rednern zu, die sich für
Deeskalation und Entschärfung
in Worten und Taten starkma-
chen, und ich rufe selbst zur Mä-
ßigung auf. Wir alle wollen Frie-
den in Deutschland und Europa.
Deshalb, werte Bundesregierung,
versammeln Sie bitte alle Partner
am Verhandlungstisch. Verlassen
Sie den Denkkorridor des Ost-
West-Konfliktes, und skizzieren
Sie eine gemeinsame Zukunft des
europäischen Kontinents. Dafür
müssen wir im Dialog bleiben.
Mögliche Lösungen setzen Zu-

geständnisse auf beiden Seiten
voraus. Herr Scholz, Sie haben
heute mit Ihrer Rede leider den

Kalten Krieg reaktiviert; das muss
ich so deutlich sagen.
Leider sehe ich im Moment

– das habe ich in den Vorreden
alles schon gehört – einen Über-
bietungswettbewerb darin, am
schnellsten und am effektivsten
die Brücken nach Osten abzubre-
chen, zum Beispiel die Geldströ-
me oder Nord Stream, wie Herr
Bundeskanzler Scholz das möch-
te, oder Verkehrswege, sodass Ae-
roflot bei uns nicht mehr landen
darf. Da muss man wirklich die
Frage stellen: Wem nutzt das?
Wem nutzt das, und welche Fol-
gen erkaufen wir uns damit? Herr
Merz, Sie haben vorhin von „In-
teressen“ gesprochen. Welche In-
teressen Sie verfolgen, wissen wir
alle. Deutsche Interessen sind es
definitiv nicht.
Wir müssen uns fragen: Welche

sozialen Folgen hat Ihre Politik
für die deutschen Bürger? Diese
müssen schon jetzt überall mit
steigenden Preisen leben lernen,
Stichworte: Benzinpreise, Heiz-
kosten, steigende Inflation. Den-

ken Sie bitte auch daran, welche
Signale Sie den nachfolgenden
Generationen geben. Wollen Sie
allen Ernstes die Bundesregierung
sein, die wieder Soldaten in ei-
nen Krieg gegen Russland
schickt? Das lehnen wir ebenso
wie die Lieferung von Waffen in
Kriegsgebiete ab.
Werte Kollegen, wir als

Deutschland in der Mitte
Europas sind leidgeprüft. Gerade
wir könnten mit unseren Erfah-
rungen eigenständig und selbst-
bewusst für ein stabiles, sicheres
Europa auftreten
und in diesem
Konflikt neutral
vermitteln. Des-
halb rufe ich der
Bundesregierung
zu: Planen Sie
nicht, wie wir Be-
ziehungen ver-
schlechtern, son-
dern wie wir Wohl-
stand, Sicherheit
und eine friedliche Koexistenz al-
ler Nationen von Wladiwostok
bis Lissabon garantieren können!
Wir brauchen Stabilität. Es darf
auf keinen Fall darin münden,
dass Sie schon jetzt die nächste
Migrationswelle planen. Wer die
Ukraine wie wir als eigenständi-
gen Staat betrachtet, muss sich
auch für diesen einsetzen und
nicht dessen Destabilisierung be-

günstigen.
Meine Damen und Herren, bei

allem Streit für das Gute ent-
puppt sich eine scheinbar klare
Position für Freiheit und Demo-
kratie auch mal als Sackgasse.
Der Chefdirigent der Münchner
Philharmoniker, Valery Gergiev,
soll sich von russischer Politik
distanzieren, weil er Russe ist. Ich
weiß nicht, Herr Merz, ob er für
Sie auch ein Repräsentant Russ-
lands ist. Er soll sich bis Montag
entscheiden, ansonsten wird ihm
sein Arbeitsplatz gekündigt. Ist

das ein Einzelfall,
oder werden bald
alle russischen Bür-
ger in Deutschland
in Sippenhaft ge-
nommen? Das ist
wirklich unfassbar.
Diese Forderung
stammt vom sozi-
aldemokratischen
Oberbürgermeister
Münchens, Dieter

Reiter. Ideologiegetriebene Can-
cel Culture für Freiheit und De-
mokratie! Wie ist dazu die Positi-
on der Bundesregierung, Frau
Staatsministerin Roth? Wen
glaubt man denn damit zu tref-
fen, etwa Putin? Das ist reine
Machtsymbolik und unangemes-
sen. Die Zeiten, in denen Auge
um Auge, Zahn um Zahn galt,
sind vorbei.
Meine Damen und Herren,

ebenso wichtig wie die deutsch-
französische muss die deutsch-
russische Freundschaft sein. Ge-
genseitige Achtung und Respekt
sind die Grundlage für eine ge-
meinsame Zukunft. Stabile Ver-
hältnisse auf dem europäischen
Kontinent sind dabei in unserem
Interesse. Ein neues Wettrüsten
lehnen wir ab. Deswegen: Diese
100 Milliarden Euro für die Bun-
deswehr, Herr Scholz, sind wirk-
lich irre. Als Fraktionsvorsitzen-
der und Bundessprecher der Al-
ternative für Deutschland werde
ich mich persönlich weiterhin für
den Dialog mit allen Verhand-
lungspartnern und für den Frie-
den einsetzen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der

AfD: Sehr gut! – Zurufe von der SPD)
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Wir müssen uns
fragen:Welche
sozialen Folgen
hat Ihre Politik

für die deutschen
Bürger?

Seit Tagen steht die Millionenstadt Charkiw im Osten der Ukraine unter Beschuss. Berichten zufolge werden da-
bei auch immer mehr nicht-militärische Ziele getroffen. © picture alliance / AA | State Emergency Service of Ukraine/Handout
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Christian Dürr, FDP:

Putins Angriff ist ein Angriff
auf die gesamte Menschheit

Christian Dürr (*1977)
Landesliste Niedersachsen

Ich wollte eigentlich nicht da-
rauf eingehen – nicht dass wir
Worte der Anteilnahme für das

ukrainische Volk von der AfD er-
wartet hätten -, aber: Die Realität
in Europa so zu verzerren, wie Sie
es gerade getan haben, Herr Chru-
palla, ist niederträchtig. Ich will
Ihnen auch sagen: Die Bundesre-
publik Deutsch-
land ist eine wehr-
hafte Demokratie,
und zwar nach au-
ßen – das beweist
die Mehrheit des
Deutschen Bun-
destages gerade -,
aber auch nach in-
nen gegen die
Feinde der Demo-
kratie, um das in
aller Klarheit zu sagen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.
Wladimir Putin führt einen An-

griffskrieg mitten in Europa. Die
Ukraine hat Putins Krieg nicht
provoziert. Es gab in keinem Mo-
ment eine glaubwürdige Bedro-
hung für Russland durch die
Ukraine. Wladimir Putins Begrün-
dungen für diesen Krieg sind auf
Desinformation, auf Propaganda
und auf Lügen gebaut. Es grenzt
an Zynismus, wenn der russische
Präsident behauptet, Ziel seines
Angriffs sei eine „Entnazifizie-
rung“ der Ukraine. Es ist gelogen,
wenn er behauptet, im Donbass
verübe die Ukraine einen „Geno-
zid“ oder die Ukraine wolle Nu-
klearwaffen, um Moskau zu be-
drohen. Meine Damen und Her-
ren, wahr ist: Wladimir Putin ist
der Aggressor in diesem Konflikt,
und das muss deutlich ausgespro-
chen werden.
Der russische Präsident bricht

mit seiner Entscheidung zum An-
griff auf die Ukraine aufs Schwers-
te das Völkerrecht. Er bricht alle
grundlegenden Regeln der inter-
nationalen Ordnung: die KSZE-
Schlussakte von 1975, die Charta
von Paris von 1990, das Buda-

pester Memorandum von 1994,
die NATO-Russland-Grundakte
von 1997, den 2008 verlängerten
Freundschaftsvertrag der Ukraine
mit Russland und die Charta der
Vereinten Nationen. Meine Da-
men und Herren, wer all das
bricht, ist ein Verbrecher.
Deshalb ist es richtig, dass der

Deutsche Bundestag diesen An-
griffskrieg des russischen Präsiden-
ten auf das Schärfste verurteilt.
Wir dürfen nicht schweigen, wenn
ein souveränes Mitglied der Staa-
tengemeinschaft angegriffen wird.
Deshalb ist es richtig, dass die in-
ternationale Gemeinschaft harte
Konsequenzen zieht und umfas-
send Sanktionen verhängt: geziel-
te Sanktionen, insbesondere auch
gegen die Person Wladimir Putin
und sein Umfeld, um die Oligar-
chen und seine Unterstützer zu
treffen.
Ich will in Richtung des Bundes-

kanzlers und des
Bundesfinanzminis-
ters sagen: Es war in
der gestrigen Nacht
eine richtige Ent-
scheidung, das schar-
fe Schwert zu ziehen
und Russlands Ban-
ken von SWIFT abzu-
koppeln. Sie haben
in dieser Frage die
ausdrückliche Unter-

stützung des Deutschen Bundesta-
ges, Herr Finanzminister und Herr
Bundeskanzler.
Das Gleiche gilt für die Waffen-

lieferungen, die in der gestrigen
Nacht entschieden worden sind.
Jedes freie Volk hat, wenn es ange-
griffen wird, das Recht, sich zu
verteidigen. Unsere Solidarität gilt
an dieser Stelle der Ukraine
– eben auch über diesen Weg. Da
kämpfen Menschen gerade um ihr
Leben und Überleben. Soldaten
verteidigen ihr Land. Deswegen ist
es richtig, dass wir die Ukraine mit
Waffenlieferungen zur Verteidi-
gung des eigenen Landes und von
Menschenleben unterstützen, lie-
be Kolleginnen und Kollegen.
Ich will auf einen Punkt Ihrer

Rede eingehen, Herr Merz; wir ha-
ben in den letzten Tagen mitei-
nander gesprochen. Ich fand es
ausdrücklich gut und hilfreich,
dass die CDU/CSU-Bundestags-
fraktion gesagt hat, sie unterstütze
die Bundesregierung bei dem, was
jetzt vor uns liegt. Das ist ein
schwerer Weg für unser Land. Für
diese Kooperation, diese Einmü-
tigkeit danke ich Ihnen.
Sie haben in Ihrer Rede gerade

gesagt: Wir stehen vor einem

Scherbenhaufen der Sicherheits-
politik. – Ich teile diese Einschät-
zung. Es geht – Christian Lindner
hat es vorhin gesagt – dabei nicht
um Schuldzuweisung, sondern es
geht um gemeinsame Verantwor-
tung. Deswegen, Herr Merz, forde-
re ich Sie auf: Tragen Sie diese ge-
meinsame Verantwortung! Der
Bundeskanzler und der Bundesfi-
nanzminister haben eben Vorha-
ben skizziert, wie wir die Verteidi-
gungsfähigkeit unseres Landes im
NATO-Bündnis stärken. Ich forde-
re Ihre Fraktion auf, dem beizutre-
ten und das auch mehrheitlich zu
unterstützen, sollte eine Zweidrit-
telmehrheit im Deutschen Bun-
destag für eine Grundgesetzände-
rung nötig sein.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, lieber Herr Bundeskanzler,
Herr Finanzminister, liebes Kabi-
nett, ich habe das starke Gefühl,
Sie haben für das, was Sie hier vor-
getragen haben, die große Mehr-
heit des Deutschen Bundestages
hinter sich, und das ist vor dem
Hintergrund dieses Konflikts ein
ganz wichtiges Signal in die Welt.
Weil uns das alle bewegt, will

ich an dieser Stelle sagen: Ein
Europa, in dem Streit nicht mit
Krieg, sondern friedlich gelöst
wird, ist ein Europa, wie wir es

uns vorstellen. Es ist ein Europa,
zu dem auch Deutschland nach
dem Zweiten Weltkrieg beigetra-
gen hat, es aufzubauen. Viele ha-
ben gesagt: Putins Angriff ist ein
Angriff auf ganz Europa. – Doch
es ist in Wahrheit vielmehr ein
Angriff auf die gesamte Mensch-
heit, auf das Grundrecht jeder Per-
son, in Frieden und Freiheit zu le-
ben.
Wir stehen an der Schwelle ei-

nes neuen Jahrhunderts, in dem
diese hart erkämpften Rechte welt-
weit bedroht wer-
den. Deswegen ist
der Krieg in der
Ukraine ein Krieg
für die Rechte aller
Menschen, über-
all. Hinter der
Ukraine stehen
nicht nur die Eu-
ropäische Union
und Europa, son-
dern die ganze de-
mokratische Welt sowie all dieje-
nigen, die woanders gegen auto-
kratische Staaten und für Freiheit
kämpfen.
Meine Damen und Herren, es

geht um die Freiheit in der Welt.
Deswegen steht die Bundesrepu-
blik Deutschland als liberale De-
mokratie an der Seite des ukraini-
schen Volkes. Herr Botschafter, ich
will Sie an dieser Stelle direkt an-
sprechen: Der Deutsche Bundestag
und die Menschen in Deutschland
leiden derzeit mit Ihrem Volk. Wir
stehen solidarisch an der Seite der
demokratischen Institutionen und
des ukrainischen Volkes; auch das
ist eine Botschaft der Sondersit-

zung des Deutschen Bundestages
am heutigen Tage, Herr Botschaf-
ter.
Zum Schluss, liebe Kolleginnen

und Kollegen, will ich auch ein
Wort an das russische Volk rich-
ten. Ich weiß, dass viele gerade
überlegen, auf die Straße zu ge-
hen. Viele Menschen in Russland
sind bereits verhaftet worden, weil
sie sich gegen das autokratische
Regime von Wladimir Putin stel-
len. Wir wollen den Menschen in
Russland an dieser Stelle auch sa-

gen: Wir haben
höchsten Respekt vor
denjenigen, die sich
gegen Wladimir Pu-
tin auflehnen, die in
den letzten Tagen
laut gegen den Krieg
in der Ukraine ge-
sprochen haben und
in Russland auf die
Straßen gehen. Auch
diese Menschen ha-

ben unsere ausdrückliche Solidari-
tät, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.
Wir als Deutsche, wir als Euro-

päer dürfen uns nicht kleinreden.
Europa ist ein Sehnsuchtsort. Un-
ser demokratisches System ist ein
Symbol der Hoffnung für viele.
Gemeinsam, liebe Kolleginnen
und Kollegen, sind wir stärker als
die Kraft der Autokratie und der
Kriegstreiberei.
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)
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Saskia Esken, SPD:

Wir müssen diesen blutigen
Krieg schnellstmöglich beenden

Saskia Esken (*1961)
Landesliste Baden-Württemberg

Der russische Machthaber
Wladimir Putin hat mit
abscheulicher Arroganz

das Völkerrecht gebrochen und
die Ukraine überfallen. Putin hat
den Krieg und das Blutvergießen
in Europa wieder ins Hier und
Jetzt geholt, in ein Hier und Jetzt,

an dem ganz Europa aus Verant-
wortung vor Krieg und Leid in un-
serer Geschichte gemeinsam gear-
beitet hat, damit es uns, unseren
Kindern und Enkeln heute und
morgen ein Leben in Frieden er-
möglicht.
Doch nun haben wir Krieg in

Europa. Dieser Krieg ist Putins
Krieg. Putin führt diesen Krieg ge-
gen die Ukraine. Doch vor allem
führt er diesen Krieg gegen das,
was er als Diktator am meisten
fürchtet: Demokratie und Freiheit.
So stehen die Farben der Ukraine,
die Farben Europas heute auch für
Demokratie und Freiheit. Sie sind
stärker als das autoritäre Weltbild
des russischen Diktators.
In Russland, in Georgien, in

ganz Europa gehen Menschen ge-
gen diesen Krieg und für den Frie-
den auf die Straßen. Putin führt
auch Krieg gegen die Menschen

im eigenen Land. Tausende wur-
den festgenommen, die Proteste
durch die russische Staatsgewalt
brutal niedergeschlagen. Die Frie-
densdemonstrationen, wie sie ge-
rade heute in Berlin und anderswo
in Deutschland und in Europa
stattfinden, geben auch denjeni-
gen eine Stimme, die nicht spre-
chen können, ohne ihr Leben zu
gefährden.
Meine sehr geehrten Damen

und Herren, nicht erst seit Putins
Überfall sind Menschen in unserer
Mitte in großer Sorge um ihre
Mütter und Väter, ihre Brüder und
Schwestern, Freundinnen und
Freunde in der Ukraine und in
Russland. Sie halten Kontakt, sie
leisten Beistand, sie versorgen die
Menschen mit verlässlichen Infor-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Jedes freie
Volk hat,

wenn es an-
gegriffen wird,
das Recht, sich
zu verteidigen.

Es gab in keinem
Moment eine
glaubwürdige
Bedrohung für
Russland durch
die Ukraine.



mationen. Doch seit dem 24. Feb-
ruar sind die Antworten auf ihre
Anrufe und Nachrichten spärlich
geworden; denn die Menschen
sind auf der Flucht. Sie verstecken
sich. Sie müssen leise sein, weil sie
Angst haben, entdeckt zu werden.
Sie schreiben, wenn sie können,
kurze Nachrichten und hektisch
geschriebene Hilferufe.
Das sind Zeugnisse voller Sorge

und Angst, Sorge und Angst auch
um die Soldatinnen und Soldaten,
die für ihr Leben und für ihr Land
kämpfen. Und doch scheint auch
immer wieder Hoffnung durch:
Hoffnung darauf, dass Ukrainerin-
nen und Ukrainer in ihrer Heimat
bald wieder in Frieden und Frei-
heit leben können.
Putin führt in der Ukraine einen

Krieg gegen die Menschen, und er

führt einen Krieg gegen die
Menschlichkeit. Der Überfall auf
die Ukraine ist insofern eine Zäsur;
denn er bricht mit
den Grundprinzi-
pien der internatio-
nalen Gemein-
schaft. Es ist unsere
vordringliche Auf-
gabe, diesen bluti-
gen Krieg so
schnell wie mög-
lich zu beenden.
Deshalb werden
die Sanktionen der
internationalen Gemeinschaft
nochmals verschärft. Dabei kommt
es entscheidend darauf an, unkal-
kulierbare Auswirkungen auf die
Bevölkerung abzuwenden oder sie,
wo nötig, auch auszugleichen.
Sehr geehrte Kolleginnen und

Kollegen, die Maxime deutscher
Außenpolitik, keine Waffen in Kri-
sengebiete zu liefern, ist tief in un-

serer historischen
Verantwortung ver-
wurzelt. Dass die
Bundesrepublik
Deutschland jetzt
Waffen an die Ukrai-
ne zur Selbstverteidi-
gung liefert, ist in
dieser Situation eine
tragische Notwen-
digkeit und mora-
lisch geboten. Diese

Entscheidung schulden wir der So-
lidarität mit der ukrainischen Be-
völkerung, und wir schulden sie
unseren geteilten europäischen
Werten von Demokratie und Frei-
heit. Bundeskanzler Scholz hat
deshalb meinen tiefen Respekt und

meine Anerkennung, diese schwie-
rige Entscheidung von großer Trag-
weite verantwortungsvoll getroffen
zu haben.
Mit unserer Bundeswehr werden

wir als Mitglied von NATO und
Europäischer Union für die Sicher-
heit in Europa unseren Beitrag leis-
ten. Darauf ist Verlass, heute und
in der Zukunft. Unsere Soldatin-
nen und Soldaten haben unseren
tiefen Respekt. Um ihre Aufgabe
erfüllen zu können, müssen sie
bestmöglich ausgestattet sein. Auch
dafür steht diese Bundesregierung.
Meine sehr verehrten Damen

und Herren, die Menschen in
Europa sind in großer Solidarität
an der Seite der Ukraine und si-
chern ihre Hilfe zu. Für viele
Schutzsuchende ist Polen der erste
sichere Hafen und erhält dafür im

Rahmen der EU auch alle notwen-
dige Unterstützung. Auch viele
deutsche Städte können und wol-
len sichere Häfen sein. Den Men-
schen, die sich hier solidarisch zei-
gen, die anpacken und helfen wol-
len, gilt mein großer Dank.
Sehr geehrte Kolleginnen und

Kollegen, ich bin der festen Über-
zeugung, dass Demokratie und
Freiheit immer obsiegen werden.
Dafür werden Menschen immer
und zu jeder Zeit bereit sein zu
kämpfen. Unsere Gedanken sind
in dieser schweren Zeit bei unseren
Freundinnen und Freunden in der
Ukraine, die in diesen Tagen Frei-
heit und Demokratie verteidigen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Patricia Lips, CDU:

Es geht um Solidarität mit
den Menschen in der Ukraine

Patricia Lips (*1963)
Landesliste Hessen

Wir hörten es in vielen
Reden: Es ist Krieg
– nicht irgendwo weit

weg, sondern mitten in Europa.
Es zeigt sich, wie schön es ist, wie
einfach es ist, ein Hohelied auf
Europa zu singen, sich zu freuen,
sich zur Europäischen Union als
dem größten Friedensprojekt in
der Nachkriegszeit zu bekennen,
ihre Bedeutung jetzt zu erkennen.
Aber, Kolleginnen und Kolle-

gen, es gilt auch: Die Bewäh-
rungsprobe ist jetzt. Ich danke
dafür, dass wir hier in dieser
Form zusammenstehen – hier im
Haus, jetzt in Deutschland und
auch innerhalb der Europäischen
Union.
Ein Nachbar wird angegriffen.

Leid und Zerstörung werden be-
wusst in Kauf genommen. Heute
ist es die Ukraine. Aber sollte der
Plan gelingen, so möchten wir
uns doch nicht dieses Vorgehen
ausmalen, wo es als Präzedenzfall
ebenfalls in die Tat umgesetzt
würde – ob durch Putin an weite-
ren Grenzen seines Landes oder
einen anderen Aggressor anders-

wo auf der Welt. Machen wir uns
bewusst, welche Gedanken und
Sorgen in diesen Tagen vor allem
auch die Menschen in Vilnius, in
Prag und Warschau beschäftigen
– Kriegsangst geht um – und wel-
che Erwartungen und Hoffnun-
gen sie mit uns verbinden.
Die letzten Tage und Stunden

haben es gezeigt: Man schaut auf
uns. Deshalb: Lassen Sie uns die-
se Hoffnungen nicht enttäuschen
– nicht weiter enttäuschen, ist
man leider versucht zu sagen. Es
geht um Solidarität mit den Men-
schen in der Ukraine. Überall fin-
den Kundgebungen und Mahn-
wachen mit Tausenden von Men-
schen statt, an vielen Stellen er-
strahlen die Nationalfarben der
Ukraine. Unsere Gedanken sind

bei den Menschen in diesem
Land. Aber, Kolleginnen und Kol-
legen, Solidarität braucht auch
Glaubwürdigkeit.
Wir sehen Väter, die sich von

ihren Familien verabschieden,
Männer, die unzureichend be-
waffnet gegen Panzer kämpfen,
einen Präsidenten, der zum Aus-
druck bringt: Ich bin da, ich blei-
be bei euch – Bilder, die gerade
um die Welt gehen.
Freiheit ist nicht selbstverständ-

lich – wir haben es heute bereits
mehrfach gehört -; sie hat ihren
Preis. Für die Menschen in der
Ukraine wird dieser Preis aktuell
mit der Angst um ihr eigenes Le-
ben bezahlt. Vergessen wir nicht:
Sie kämpfen diesen Kampf auch
für uns. Der Angriff auf dieses

Land ist ein Angriff auf unser al-
ler Wertesystem. Und wenn wir
heute über Sanktionen reden,
auch solche, die Auswirkungen
auf uns selbst haben, dann muss
uns die Verteidigung dieser Werte
immer gegenwärtig sein.
Kolleginnen und Kollegen der

AfD, wir kennen unsere Werte,
wir verteidigen sie.
Was Ihre Werte
sind, dahinter ma-
chen wir hin und
wieder ein Frage-
zeichen.
Seit gestern

Nachmittag macht
sich Erleichterung
breit, innerhalb
und außerhalb
Europas. Deutsch-
land hat klargemacht, wenn auch
spät: Unser Platz ist an der Seite
unserer Bündnispartner. – Es
kann gar nicht anders sein.
Wir begrüßen deshalb, dass die

Bundesregierung ihre Haltung
hinsichtlich SWIFT – Stichwort
„internationaler Zahlungsver-
kehr“ – wie auch bei der Liefe-

rung von Waffen mit defensivem
Charakter aufgegeben hat. Kolle-
ginnen und Kollegen, wir bedau-
ern gleichwohl, dass es hierfür
erst eine Welle der Empörung ge-
braucht hat.
Wir müssen den Mut haben, al-

les an Maßnahmen unterhalb der
Schwelle einer eigenen militäri-

schen Auseinander-
setzung aufzufah-
ren. Nicht wir,
nicht die Ukraine
führen einen An-
griffskrieg. Aber wir
müssen geeignete
Instrumente in die
Hand nehmen, um
zwischenzeitlich
auch Leben zu
schützen, zu vertei-

digen und größtmöglichen Druck
auszuüben. Es geht darum, weite-
res Leid und Zerstörung zu ver-
meiden, und so es möglich ist,
ein Stoppschild aufzustellen.
Wann, wenn nicht jetzt, Kollegin-
nen und Kollegen?
Es ist unsere Pflicht, die Ukrai-

ne zu unterstützen, so Bundes-
kanzler Olaf Scholz am gestrigen
Tag. Das galt jedoch schon spätes-
tens zu Beginn der vergangenen
Woche. Deshalb: Zeigen Sie auch
weiterhin, dass Sie den Worten
insbesondere des heutigen Tages
Taten folgen lassen und wir unse-
rer Verantwortung gerecht wer-
den. Ich sage Ihnen zu: Dann ha-
ben Sie uns an Ihrer Seite.
Ich schließe mit den Worten

des ukrainischen Nationaldich-
ters Taras Schewtschenko:
Unser Seele, unser Lied
wird nicht sterben, wird nicht

verschwinden.
Darin, Leute, liegt unser Ruhm.
Slawa Ukrajini, Herr Botschaf-

ter!
Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten des BÜNDNISSES

90/DIE GRÜNEN und des Abg. Ulrich

Lechte (FDP))
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Putin hat den
Krieg und das
Blutvergießen

in Europa wieder
ins Hier und
Jetzt geholt.

Der Angriff
auf dieses
Land ist ein
Angriff auf
unser aller

Wertesystem.

Hunderttausende demonstrierten Ende Februar in Berlin gegen den russischen Angriffskrieg und zeigten sich so-
lidarisch mit den Menschen in der Ukraine. © picture alliance/dpa | Kay Nietfeld
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Britta Haßelmann, Bündnis 90/Die Grünen:

Europa muss zusammenstehen
für den Schutz der Menschen

Britta Haßelmann (*1961)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

K
iew ist von Berlin so weit

entfernt wie Rom. Ich glau-

be, auch das ist es, was es mit

uns allen und mit den Menschen im

Land macht.

Es ist eine unfassbare Tragödie.

Unsere Gedanken sind dort. Die

Trauer über die Toten dieses sinnlo-

sen Krieges ist schon jetzt groß: bei

den Familien, bei den Angehörigen,

bei den Freundinnen und Freunden,

bei den Menschen, die auf der

Flucht sind, in großer Angst um ihre

Zukunft und ihre Sicherheit. Wir al-

le wissen – wir können uns in die

Lage versetzen -, was die Menschen

dort gerade durchleben. Und das

macht die Tragik und die Dramatik

aus, meine Damen und Herren.

Ich bin fassungslos, wenn ich die

Bilder von zerstörten Wohnhäusern

sehe, von Menschen, die den Schutz

in U-Bahn-Stationen suchen. – Die

Menschen hier am Brandenburger

Tor haben Freunde in der Ukraine,

sind in Sorge um ihre Angehörigen

in der Ukraine. – Diese Menschen

wollen eigentlich alle etwas ganz

Einfaches, etwas Selbstverständli-

ches, nämlich frei und selbstbe-

stimmt leben wie wir alle.

Ich frage mich wirklich jeden Tag:

Was täte ich, wie ginge es mir, wie

ginge es meiner Familie, wenn ich

sehe, dass sich junge Menschen be-

waffnen lassen, weil sie denken, sie

müssten jetzt auch als Bürgerinnen

und Bürger des Landes, der Ukraine,

ihr Land verteidigen und für Freiheit

kämpfen? Und darum geht es, mei-

ne Damen und Herren, und nicht

um Franz Josef

Strauß, verdammt

noch mal. Das ist

doch völlig verfehlt

in dieser Debatte!

Es herrschen

Wut, Entsetzen,

Verzweiflung über

diesen barbari-

schen, unmenschli-

chen Krieg. Es gibt

Ungewissheit und

viele Fragen, weil seit dem 24. Feb-

ruar die Welt nicht mehr die gleiche

ist. Und das spüren die Menschen

im Land.

Das sage ich auch in Ihre Rich-

tung, Herr Merz: Wie können Sie

Menschen so lächerlich machen, die

an Lichterketten und Mahnwachen

teilnehmen, wie auch heute wieder

überall im Land? Es ist unser Privi-

leg, hier im Parlament über diese

Lage reden zu dürfen. Aber andere

Menschen, Bürgerinnen und Bürger

dieses Landes, haben vielleicht nur

diese eine Ausdrucksform wie die

Teilnahme an einer Lichterkette, um

ihre Verzweiflung, ihre Besorgnis

und ihre Solidarität mit der Ukrai-

ne, Herr Botschafter, auszudrücken.

Ich rate Ihnen: Sagen Sie so etwas

nie wieder!

Wir haben eine Verantwortung,

meine Damen und Herren, und die

nehmen wir wahr, als nationales

Parlament, europäisch und im

transatlantischen

Bündnis.

Ja, viele Gewisshei-

ten, die ich habe, die

meine Fraktion hat,

die alle demokrati-

schen Kräfte in die-

sem Land haben, sind

vielleicht nicht mehr

die Gewissheiten wie

noch gestern oder vor

dem 24. Februar. Und

wir alle wissen: Es verlangt uns

wirklich viel ab. Wir werden über

vieles diskutieren müssen. Die Welt

ist eine andere. Wir müssen über

den Schutz und die Aufnahme von

geflüchteten Menschen reden, und

zwar ohne Wenn und Aber. Denn

auch das heißt Europa: Zusammen-

stehen für humanitäre Hilfe und

den Schutz der Menschen. Das ist

das, was wir ihnen entgegenbringen

können. Die Türen sind auf. Chru-

palla und andere sind weit weg. Sie

sind außerhalb dieses demokrati-

schen Diskurses an dieser Stelle.

Die Türen in Europa sind offen

für die Menschen angesichts eines

solchen eklatanten Bruchs des Völ-

kerrechts; denn wir alle könnten in

der gleichen Situation sein. Und das

wissen wir und spüren wir, und es

gibt eine Bereitschaft bei den Bürge-

rinnen und Bürgern dafür, das mit-

zutragen, offen dafür zu sein. Und

das ist gut.

Wir müssen über die Frage der Er-

nährungssicherung reden. Wir müs-

sen über die Energieversorgung re-

den. Und ja, wir werden auch über

den Verteidigungsetat und die Fra-

gen, was notwendig ist, reden. Aber

der Ort der Entscheidung und der

Debatte ist hier im Parlament, mei-

ne Damen und Herren. Da bin ich

ganz sicher.

Ich danke an dieser Stelle für die

klare Haltung und die Vorbereitun-

gen der Bundesregierung für die

Umsetzung des harten Sanktionspa-

kets. Auch die zielgenaue Abkopp-

lung von SWIFT war notwendig.

Dass dies die russische Zentralbank

trifft, wird enorme Auswirkungen

haben. Und ich bin wie meine Frak-

tion der Auffassung, dass an der

Stelle die Frage der Waffenlieferun-

gen und des Selbstbestimmungs-

rechts der Ukraine sehr, sehr große

Bedeutung hat. Deshalb war auch

dieser Schritt notwendig und wich-

tig in dieser schwierigen Situation.

Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN, bei der SPD und der FDP

sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU

und der LINKEN – Die Abgeordneten

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN

erheben sich)
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Petr Bystron, AfD:

Die Bundesregierung ist für
diesen Krieg mitverantwortlich

Petr Bystron (*1972)
Landesliste Bayern

J
a, Russland führt einen An-

griffskrieg gegen die Ukraine.

Wir haben hier sehr viel über

die Verantwortung von Wladimir

Putin für diesen Krieg gehört, und

Putin wird sich auch verantworten

müssen: vor den russischen Wäh-

lern, vor den russischen Bürgern.

Aber unsere Bürger wollen wissen:

Welche Rolle hat die deutsche

Bundesregierung in der Vergangen-

heit gespielt? Und wie wird sie

sich hier jetzt verantworten?

Herr Bundeskanzler Scholz, ich

habe in Ihren Ausführungen die

Selbstreflexion vermisst genauso

wie in denen von der CDU. Sie ha-

ben die letzten acht Jahre regiert.

Sie haben die Ukraine seit acht

Jahren finanziert; Deutschland ist

der zweitgrößte Nettozahler. Und

Sie haben kein einziges Mal diese

Zahlungen daran geknüpft, dass

die Ukraine das Minsk-II-Abkom-

men auch erfüllt. Darin ging es le-

diglich um Autonomie. Jetzt ist die

Autonomiefrage vom Tisch, jetzt

haben wir Krieg, und dafür tragen

Sie eine Mitverantwortung.

Sie haben acht Jahre lang der

Ukraine falsche Versprechen ge-

macht. Sie haben sie in die EU

und in die NATO gelockt. Und

jetzt, wo der Krieg da ist: Wo ist

denn jetzt Ihre Verantwortung?

Die Werte, die Demokratie, die

wollten sie mal mit der Waffe so-

gar am Hindukusch verteidigen.

Jetzt ist der Krieg in Europa; jetzt

können Sie sie verteidigen. Und

was machen Sie? Gar nichts! Sie

haben die Ukraine immer nur als

Spielball auf der geopolitischen

Karte missbraucht. Ihr ganzes Wer-

tegerede war pure Heuchelei.

Jetzt kommen Sie mir nicht mit

den Sanktionen; ich bitte Sie. Die

Russen haben die Sanktionen mit-

eingepreist. Ich will gar nicht zitie-

ren, was der russische Botschafter

in Schweden gesagt hat. Und Herr

Lindner hat gesagt: Schulden sind

Freiheit. – Das sagt jemand, der in

einer ehemals liberalen Partei ist.

Also, liebe Freunde, Schulden sind

nicht Freiheit; Schulden sind

Knechtschaft.

Jeder Euro von diesen 100 Milli-

arden Euro, die Sie

hier ausgeben wer-

den, wird arbeiten-

den Bürgern in

Deutschland über

Steuern abgepresst.

Und was haben Sie

erreicht? Sie, Herr

Bundeskanzler

Scholz, haben ge-

sagt: Die Einfluss-

sphäre hat sich ver-

schoben. – Ja, welche Einfluss-

sphäre? Die der NATO hat sich

verschoben an die Grenze Russ-

lands. Die amerikanische Einfluss-

sphäre hat sich Richtung russische

Grenze verschoben. Und was ist

der Preis dafür? Junge Männer,

Ukrainer genauso wie Russen, ster-

ben jetzt, und geopolitisch haben

Sie Russland in die Hände von

China getrieben. Russland war im-

mer eine europäische Macht, und

Sie haben sie in die Arme von Chi-

na getrieben.

Und sagen Sie nicht, Sie wurden

nicht gewarnt. Es warnten die Rus-

sen schon vor 15 Jahren. Wladimir

Putin hat hier im Deutschen Bun-

destag gesprochen;

damals wurde er be-

klatscht. Er hat 2007

bei der SiKo in Mün-

chen gesprochen

und hat uns eine ge-

meinsame Sicher-

heitsarchitektur an-

geboten. Sie haben

das alles ausgeschla-

gen. Ihre eigenen

Leute haben Sie ge-

warnt, Admiral Schönbach noch

vor einem Monat. Das alles haben

Sie ausgeschlagen; Sie haben alle

Warnungen ignoriert. Das Ergeb-

nis ist Krieg in Europa, und dafür

tragen auch Sie eine Mitverantwor-

tung.

(Beifall bei der AfD – Ulrich Lechte

(FDP): Was für eine Heuchelei!)
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Wir müssen
über den

Schutz und die
Aufnahme von
geflüchteten

Menschen reden.

Sie haben die
Ukraine immer
nur als Spielball
auf der geo-

politischen Karte
missbraucht.
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Dr. Dietmar Woidke, Ministerpräsident Brandenburg:

Wir dürfen den Kontakt zum
russischen Volk nicht abbrechen

Dietmar Woidke (*1961)
Ministerpräsident Brandenburg

Dass ich mal an dieser
Stelle stehe und sage,
dass die Brandenburger

AfD-Fraktion beispielgebend
war, was die Verurteilung des
Überfalls Russlands auf die
Ukraine betrifft, das hätte ich
mir vor wenigen Minuten noch
nicht vorstellen können. Aber
nach dem, was hier gesagt wor-
den ist, muss ich leider sagen: Es
ist ein Skandal, wie Sie von der
AfD-Fraktion mit dieser Krise

umgehen. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, nach Jahr-
zehnten des Friedens gibt es wie-
der Krieg in Europa. Es ist eine
Tragödie für die Menschen in
der Ukraine. Es bringt Leid; es
bringt Tod. Es ist aber auch eine
Tragödie für die Menschen in
Russland. Wir erleben einen
eklatanten Bruch des Völker-
rechts. Wir erleben den Versuch,
den Lauf der Geschichte mit mi-
litärischen Mitteln
zu verändern, und
wir erleben den
Versuch, die de-
mokratische Ent-
wicklung in ei-
nem unabhängi-
gen Land mit mi-
litärischer Gewalt
zu verhindern. Es
ist ein verbreche-
rischer Krieg, den
der russische Präsident vom
Zaun gebrochen hat. Es ist ein
Krieg gegen die Demokratie und
gegen die Freiheit, und, meine
sehr verehrten Damen und Her-

ren, es ist ein Krieg gegen uns al-
le.
Wir stehen fest an der Seite der

Ukraine. Diese Aggression wird
ihre Ziele nicht erreichen, nicht
in der Ukraine, aber auch nicht
in Europa. Die Menschen in
Deutschland, die Menschen in
Brandenburg wollen Frieden.
Wir wollen Freundschaft mit an-
deren Völkern, besonders auch
mit dem russischen Volk. Viele,

die sich in den letz-
ten Jahrzehnten für
gute Beziehungen
zu Russland, bei-
spielsweise in
Schul- oder Städte-
partnerschaften,
bei Wirtschafts-
oder Sportprojek-
ten, eingesetzt ha-
ben, sind heute tief
enttäuscht, verbit-

tert und frustriert. Und ich gebe
zu: Das betrifft auch mich per-
sönlich.
Ich hätte mir noch vor weni-

gen Wochen nicht vorstellen

können, was am 24. Februar die-
ses Jahres Realität geworden ist.
Auch ich bin tief enttäuscht von
dem, was in den letzten Tagen
passiert ist. Aber ich glaube, ge-
rade in dieser schweren Zeit ist
es notwendig, die Menschen zu
ermuntern, sich weiterhin für
starke Kontakte in die russische
Zivilgesellschaft einzusetzen. Es
ist eben nicht das russische Volk,
das Krieg in der Ukraine führt.
Es ist ein Präsident, der mit sei-
ner Clique diesen Krieg vom
Zaun gebrochen hat. Deswegen
müssen wir weiter versuchen,
auch wenn es schwierig ist, Brü-
cken zu bauen; denn wenn diese
Brücken nicht gebaut werden,
hat Präsident Putin gewonnen.
Meine sehr verehrten Damen

und Herren, ich habe mich in
den letzten Tagen häufig an eine
Veranstaltung am 3. Mai des Jah-
res 2019 in Bad Freienwalde er-
innert. Ich habe damals mit sei-
ner Exzellenz dem russischen
Botschafter eine neugestaltete
Gedenkstätte für sowjetische
Opfer des Zweiten Weltkrieges
eingeweiht. Das Besondere an
dieser Gedenkstätte ist, dass 1
400 Gefallene ihren Namen und
ihre Geburtsdaten zurückbe-
kommen haben, 1 400 gefallene
Soldatinnen und Soldaten der
damaligen sowjetischen Armee
haben mit diesen Daten ihre

Identität zurückbekommen. Mit
ihren Namen wird jedem klar:
Es liegt hier nicht der unbekann-
te Soldat, sondern es liegt hier
Andrej, Pjotr, Iwan oder Alexej.
Jeder Einzelne von ihnen war
ein Sohn, ein Bruder, ein Ehe-
mann und ein Freund. Nur we-
nige von den 1 400 Soldaten,
die in Bad Freienwalde beerdigt
worden sind, waren älter als 20
Jahre.
Genau jetzt, genau heute, ge-

nau zu dieser Stunde, meine
sehr verehrten Damen und Her-
ren, sterben wieder Menschen in
einem Krieg. Die Toten, die in
Bad Freienwalde, aber auch an
vielen anderen Stellen begraben
worden sind, die 25 Millionen
Toten, die die Sowjetunion als
Blutzoll im Zweiten Weltkrieg zu
bezahlen hatte, mahnen uns,
dem russischen Präsidenten heu-
te zuzurufen: Nie wieder Krieg!
Auch im Namen der Menschen,
die im Zweiten Weltkrieg gestor-
ben sind, fordern wir: Herr Prä-
sident Putin, stoppen Sie sofort
die Aggression gegen die Ukrai-
ne, stoppen Sie das Morden,
stoppen Sie den Krieg!
Danke sehr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU, des BÜND-

NISSES 90/DIE GRÜNEN, der FDP

und der LINKEN)
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Dr. Johann David Wadephul, CDU:

Deutschland und Nato brauchen
nukleare Abschreckungskräfte

Johann David Wadephul (*1963)
Landesliste Schleswig-Holstein

Ich glaube, Herr Ministerprä-
sident, genau in dieser Tona-
lität sollten wir auch die De-

batte miteinander führen. Sie
hat gezeigt, dass es richtig ist, in
dieser Situation zusammenzu-
stehen. Der Bundeskanzler hat
dazu heute eine bemerkenswerte
Rede gehalten. Es ist ein geopoli-
tischer Amoklauf, den Präsident
Putin veranstaltet, und dem
müssen wir uns in der Mitte des
Hauses gemeinsam entgegenstel-
len.

Die Debatte hat erneut ge-
zeigt, dass links und rechts in
diesem Haus Parlamentarierin-
nen und Parlamentarier sitzen,
die ihrer Aufgabe nicht gerecht
werden. Ich muss sagen: Was wir
hier insbesondere an Stimmen
aus der AfD-Fraktion heute wie-
der gehört haben, schlägt dem
Fass den Boden aus. Es ist wider-
lich, sich anhören zu müssen,
dass Sie angesichts dieses An-
griffskrieges sogar der Bundesre-
gierung eine Mitverantwortung
geben wollen, angesichts der Be-
gründung, die der russische Prä-
sident für seinen Angriffskrieg
gegeben hat, es müsse eine Ent-
nazifizierung in der Ukraine
stattfinden, die von einem Präsi-
denten mit jüdischer Abstam-
mung geführt wird. Das ist an
Perfidie nicht zu überbieten. Wir
müssen als Demokratinnen und
Demokraten zusammenstehen,
damit solche Leute nie wieder
Verantwortung übernehmen.
Und: Wir müssen gemeinsam

handeln. Genau deswegen glau-
be ich auch, wir alle hier in der

Mitte des Hauses sind aufgefor-
dert, zusammenzustehen. Es hat
ja nachhaltige Aufforderungen
dazu in unsere Richtung gege-
ben. Die CDU/CSU-Fraktion ist
im Geiste der bisherigen Bera-
tung dazu bereit, und ich schla-
ge vor, Frau Kollegin Haßel-
mann, dass wir uns an der Stelle
auch nicht voneinander trennen.
Das ist genau das, was Friedrich
Merz heute angeboten hat und
was wir – natürlich ohne Aufga-
be unserer parlamentarischen
Oppositionsrechte – machen.
Wir kennen uns seit vielen Jah-
ren, in denen Sie hier als wirk-
lich strikte Verfechterin der
Wahrnehmung von oppositio-
nellen Rechten aufgetreten sind.
Die CDU Deutschlands hat ges-
tern eine Mahnwache abgehal-
ten, und dort hat Friedrich Merz
gesprochen. Das hat er hier heu-
te für gut befunden. Deswegen
– das will ich ganz ehrlich sagen
– war es absolut daneben, uns so
etwas vorzuwerfen. Wenn man
einer Partei so etwas nicht vor-
werfen kann, dann der CDU un-

ter Führung von Friedrich Merz.
Der Punkt ist nur: Wir müssen
gemeinsam handeln. Einen gro-
ßen Handlungsbedarf, nämlich
im Bereich der Verteidigungspo-
litik, hat der Herr Bundeskanzler
angesprochen. Er hat hier – das
Wort „Bazooka“ passt jetzt an
der Stelle nicht; das haben Sie an
anderer Stelle benutzt, und ich
will es ausdrücklich nicht ver-
wenden – eine bessere finanziel-
le Ausstattung der Bundeswehr
zugesagt. Danach sollen 2 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts
für die Verteidi-
gung niemals
mehr unterschrit-
ten werden und
100 Milliarden
Euro in einem
Sondervermögen
bereitgestellt wer-
den. Das ist eine
große Ansage, und
darüber können
wir miteinander
reden. Nur: Mir fällt auf, dass
außer dem Fraktionsvorsitzen-
den der Freien Demokraten bis-
her keine Parteivorsitzende und
kein Parteivorsitzender aus den
Koalitionsfraktionen, auch nicht
der Fraktionsvorsitzende der
SPD, diese Ankündigung be-
grüßt und unterstützt hat. Das
fällt mir auf, liebe Kolleginnen
und Kollegen. Die Zurückhal-
tung in der Grünenfraktion, als

der Herr Bundeskanzler genau
das gesagt hat, ist schon sehr
auffällig gewesen.
Sie haben uns bei sich, wenn

es darum geht, jetzt geschlossen
zu reagieren. Sie haben uns bei
sich, wenn es um die Aufnahme
von Flüchtlingen geht. Aber wir
müssen auch zusammenstehen,
wenn es konkret wird – nicht
dass es wieder mit Gruppenan-
trägen losgeht, wenn es um die
Förderung der Bundeswehr und
die Erhöhung des Verteidigungs-
etats geht. Da brauchen Sie Ihre

eigene Mehrheit,
und da verlangen
wir von Ihnen,
dass Sie stehen.
– Ich kann es nicht
anders sagen, Frau
Esken. Es gab zahl-
reiche Reden, Herr
Kollege Mützenich,
in denen Sie hätten
sagen können, dass
Sie all das hundert-

prozentig unterstützen. Wir war-
ten darauf. Bitte schön, machen
Sie es!
Ich will etwas zum Thema Ab-

schreckung sagen, Herr Kollege
Mützenich, weil Sie sich – das
haben Sie heute nicht wieder-
holt – in vergangener Zeit schon
dazu eingelassen haben. Es ist
nicht schön, aber Abschreckung
ist leider notwendig, damit man
nicht erst in diese moralischen
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Wir erleben den
Versuch, den Lauf
der Geschichte
mit militärischen

Mitteln zu
verändern.

Wir alle hier
in der Mitte

des Hauses sind
aufgefordert,
zusammen-
zustehen.
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Abwägungen hineinkommt, die
Robert Habeck hinsichtlich der
Waffenlieferungen heute sehr
treffend umschrieben hat. Das
Verrückte, das Perfide ist doch,
dass die Ukraine jetzt dafür be-
straft wird, dass sie 1994 Nuklear-
waffen abgegeben hat. Diese
Rechnung darf doch nicht aufge-
hen!
Herr Kollege Mützenich, ich

möchte bei aller Freundschaft

zwischen uns, die wir den politi-
schen Diskurs miteinander füh-
ren, sagen: Deswegen kann man
sich doch nicht hinstellen und sa-
gen: Nukleare Abschreckung
funktioniert nicht. – Leider funk-
tioniert sie doch, und deswegen
brauchen wir Deutschen sie. Des-
wegen braucht auch die NATO
die nukleare Abschreckung: da-
mit wir den Russen nicht ausge-
liefert sind. Da wird es jetzt sehr

konkret werden, und wir messen
Sie daran, wie Sie sich dazu ver-
halten.
Wir sind der Meinung – das hat

der Fraktionsvorsitzende für mei-
ne Fraktion angekündigt -: Über
alles kann man reden, auch über
Sonderfonds; natürlich. Aber
dann muss es ein Gesamtkonzept
geben, insbesondere was die Bun-
deswehr betrifft, in das wir auch
eingebunden werden. Einen Blan-

koscheck der CDU/CSU-Fraktion,
den Sie dann irgendwie verwen-
den, wird es nicht geben. Wir ver-
langen, in die Diskussion einbe-
zogen zu werden.
Wenn wir gemeinsam so han-

deln, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, dann können
wir dafür sorgen, dass ein mögli-
cher militärischer Sieg, der Putin
vielleicht gelingen könnte – wir
hoffen es alle nicht -, in jedem

Fall ein Pyrrhussieg sein wird.
Dieser Mann muss sich verant-
worten, nicht nur vor dem russi-
schen Volk, Kolleginnen und Kol-
legen der AfD, sondern vor dem
Internationalen Strafgerichtshof.
Da gehört er hin.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD

und der FDP sowie bei Abgeordneten

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Rüdiger Lucassen, AfD:

Die Wehrpflicht in Deutschland
muss reaktiviert werden

Rüdiger Lucassen (*1951)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Die Atommacht Russland
hat die Ukraine ange-
griffen. Ein militäri-

scher Sieg Putins ist sehr wahr-

scheinlich – zu einem enorm
hohen Preis. Was kommt dann?
Ein Land doppelt so groß wie
Deutschland im Guerillakrieg,
Repressionen, Terror, dauerhafte
Destabilisierung an der Ostgren-
ze der EU – dramatische Aus-
sichten.
Viele von Ihnen wünschen

sich eine Niederlage Putins. Ich
auch. Aber was käme dann? Ein-
sicht? Rückkehr in die interna-
tionale Gemeinschaft? Übergabe
der Macht an einen friedlichen
Nachfolger? Unvorstellbar. Putin
ist „all-in“ gegangen. Verliert er,
kann es erst recht zu einem Alb-
traum werden: Aufstand des rus-
sischen Volkes, Aufstand des Mi-
litärs, Machtkampf im Staatsap-

parat. Eine Niederlage Putins ist
unkalkulierbar, weil Russland
Atommacht ist.
Meine Damen und Herren,

wir haben eine historische
Chance verpasst. Europa und wir
Deutsche haben es nach dem
Zweiten Weltkrieg nicht ge-
schafft, eine Friedensordnung zu
bauen, die Russland integriert.
1990 bekamen wir dazu eine
zweite Chance; auch die haben
wir nicht genutzt. Putin hat uns
Angebote gemacht, wir sind aber
nicht darauf eingegangen. Wir
haben es nicht vermocht, das Si-
cherheitsinteresse der Russischen
Föderation zu verstehen und zu
akzeptieren. Wir haben denen
geglaubt, die es bewusst nicht

verstehen wollten. Jetzt ist es da-
für zu spät. Jetzt haben wir wie-
der Krieg mitten in Europa – ei-
nen Angriffskrieg, der durch
nichts zu entschuldigen ist, auch
nicht durch die Ignoranz des
Westens in den letzten 25 Jah-
ren.
Was heißt das für Deutsch-

land? Wir sind
hart auf dem Bo-
den der Realität
aufgeschlagen.
Die brutale Politik
der Macht ist zu-
rück und fegt die
Gesinnungsethik
aus der deutschen
Politik. Deutsch-
land hat keine Al-
ternative. Die
Bundesregierung muss nun auch
das Steuer in Richtung Machtpo-
litik herumreißen. Macht heißt
auch, militärische Fähigkeiten
zu besitzen. Deutschland hat
diese Fähigkeiten nicht mehr; je-
der hier im Hause weiß das. Die
Bundeswehr kann unser Land

nicht verteidigen, und sie kann
Deutschlands Verpflichtungen
im Bündnis nicht nachkommen.
Was wir jetzt brauchen, ist die
größte Rüstungsoffensive nach
dem Zweiten Weltkrieg. Das
lässt sich nicht in einem Jahr be-
werkstelligen, auch nicht mit
den tatsächlich erforderlichen

100 Milliarden
Euro.
Die Bundesregie-

rung ist aber auch
dafür verantwort-
lich, das Bewusst-
sein für eine neue
Wehrhaftigkeit in
unserem Volk zu
schärfen. Meine
Damen und Her-
ren, die Wehr-

pflicht in Deutschland muss re-
aktiviert werden! Wann, wenn
nicht jetzt? Wehrhaftigkeit ist
der Preis unserer Freiheit.
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der AfD)
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Was wir jetzt
brauchen, ist die
größte Rüstungs-
offensive nach
dem Zweiten
Weltkrieg.

Gabriela Heinrich, SPD:

Wir sind schockiert,
aber nicht in Schockstarre

Gabriela Heinrich (*1963)
Landesliste Bayern

Lieber Kollege Wadephul, ich
glaube, wir brauchen die
Schärfe in der Diskussion

nicht. Ich finde es immer schwie-
rig, jemandem vorzuwerfen, was
er in seiner Rede nicht gesagt hat;
denn Sie haben an der Stelle na-
türlich eine andere Sensibilisie-
rung. Wir werden miteinander

über den Haushalt diskutieren,
und wir werden dahin kommen,
was wir alle wollen, nämlich die
Bundeswehr zu stärken.
Jetzt komme ich zum Thema

zurück. Der Angriff auf die Ukrai-
ne ist eine historische Zäsur; es
wurde heute schon häufig gesagt.
Dieser Angriff hat die europäische
Friedensordnung zerstört. Dieser
Wahnsinn, diese von Präsident
Putin vorangetriebene Eskalation
der von ihm selbst geschaffenen
Krise, macht fassungslos und
schockiert. Wir sind schockiert,
aber nicht in Schockstarre. Der
Westen ist vorbereitet, und er ist
mehr denn je geeint. Wir alle ste-
hen in diesen dramatischen Tagen
an der Seite der Ukraine. Das Stre-
ben der Ukrainer und Ukrainerin-
nen nach Demokratie, nach Frei-
heit, nach Selbstbestimmung ist
ein Menschenrecht, und das ist
nicht vom Wohlwollen eines Prä-

sidenten Putin abhängig. Wir trau-
ern um die Toten, die Verletzten,
die Männer, Frauen und Kinder
der Ukraine, die diesem sinnlosen
Leid ausgesetzt sind und die so
viel Angst haben. Die Menschen
in der Ukraine brauchen jetzt un-
sere Hilfe – huma-
nitär durch Auf-
nahme der Flücht-
linge, durch Druck
gegen das russische
Regime, die poli-
tisch Verantwortli-
chen und diejeni-
gen, die diesen ver-
brecherischen
Überfall ermögli-
chen. Auch die mi-
litärische Unterstützung der
Ukraine ist nunmehr folgerichtig.
Meine Damen und Herren,

Deutschland und seine Verbünde-
ten haben lange den Weg der Di-
plomatie gewählt und Putin das

Gespräch und die Zusammenar-
beit angeboten. Das wurde von
vielen Seiten auch im Nachhinein
als naiv kritisiert. Aber für den
Versuch, über Gespräche und Di-
plomatie eine Eskalation zu ver-
meiden und zu beenden, werden
wir uns niemals schämen, auch
wenn der russische Präsident die-
ses Angebot auf brutale Weise aus-
geschlagen hat. Allein er hat es
jetzt in der Hand, diesen Irrweg zu
verlassen, das Töten zu beenden.
Meine Damen und Herren, die-

ser brutale Überfall ist Auswuchs
eines verqueren Weltbildes, einer

absurden Interpreta-
tion der Geschichte
und eines Imperia-
lismus, den wir für
überwunden hiel-
ten. Mit seinem Vor-
gehen und seiner
Rhetorik knüpft
Wladimir Putin an
die dunklen Zeiten
der russischen und
sowjetischen Ge-

schichte an. Sein Vorgehen reiht
sich ein in seinen Kampf gegen all
diejenigen, die eine echte Aufar-
beitung der russisch-sowjetischen
Geschichte und des Stalinismus
wollen. Deshalb hat er die Men-

schenrechtsorganisation Memorial
aufgelöst. Das war nur einer von
so vielen Angriffen auf die leben-
dige humanistische Erinnerungs-
kultur und die Menschenrechte in
Russland.
Sein Vorgehen reiht sich ein in

immer autoritärer werdende Ten-
denzen innerhalb Russlands und
immer enger werdende Freiräume
für Menschenrechtsaktivisten und
die Zivilgesellschaft. Umso mehr
beeindrucken die Proteste gegen
den Krieg, die wir in vielen Städ-
ten Russlands sehen können. Der
Mut dieser oft jungen Menschen,
gegen Autokratie und für den Frie-
den aufzustehen, kann gar nicht
genug bewundert werden. Das Ri-
siko, verhaftet zu werden oder so-
gar zu verschwinden, ist immens
gestiegen. Aber alle Mittel der Re-
pression werden nichts nützen.
Die Mittel des Krieges und der Un-
terdrückung, die der menschen-
verachtende Aggressor Wladimir
Putin gewählt hat, werden sich auf
Dauer nicht durchsetzen. Davon
bin ich überzeugt.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN und der FDP)
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Dirk Wiese, SPD:

Der Platz für Kriegsverbrecher
ist und bleibt in Den Haag

Dirk Wiese (*1983)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Dieser Krieg ist Putins
Krieg. Dieser Angriffs-
krieg gegen die Ukraine

ist völkerrechtswidrig, eine
Schande und in keiner Weise zu
rechtfertigen, vor allem nicht his-
torisch. Er ist real und findet in
unserer Nachbarschaft statt.
Die Zeichen waren da, die

Truppen standen bereit. Warum
haben wir Putin dennoch unter-
schätzt? Weil wir vielleicht unsere
Analyse zu sehr auf die vermeint-
liche Rationalität der Akteure ge-
stützt haben, weil wir die Kaltblü-
tigkeit und die imperialistischen
und revisionistischen Groß-
machtgedanken Putins unter-
schätzt haben, weil wir es viel-
leicht auch nicht wahrhaben
wollten. Dabei ist Putins Krieg

die Fortsetzung der völkerrechts-
widrigen Annexion der Krim. Er
ist die Fortsetzung der kriegeri-
schen Auseinandersetzungen in
der Ostukraine; nicht zu verges-
sen: die Verletzung der territoria-
len Integrität von Georgien. Er ist
auf das Schärfste zu verurteilen
und eine Sackgasse jedweder Aus-
einandersetzung.
Putin bringt fürchterliches Leid

über die Menschen in der Ukrai-
ne. Ihnen gilt unsere uneinge-
schränkte Solidarität – ihnen und
den mutigen Russinnen und Rus-
sen, die in diesen
Stunden gegen ein
autoritäres und
despotisches Re-
gime aufbegehren,
ihnen, die in
Kenntnis von Poli-
zeigewalt und Re-
pressalien in Russ-
land trotzdem für
den Frieden auf die
Straßen gehen.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, dieser russische Angriffskrieg
wird auch massive Auswirkungen
auf die Sicherheitslage in
Deutschland und auf Fluchtbewe-
gungen in Europa haben. Hierauf
bereiten wir uns vor, und wir wer-
den denjenigen, die Schutz bei
uns suchen, helfen.
Unsere Sicherheitsbehörden

haben sich bereits intensiv auf al-
le denkbaren Szenarien vorberei-
tet und Schutzmaßnahmen hoch-
gefahren. Ich bin Bundesinnen-
ministerin Nancy Faeser dankbar,
dass sie bereits mit den Landesin-
nenministern in einem sehr en-
gen Austausch steht und sich auf
europäischer Ebene engmaschig
mit unseren Verbündeten koordi-
niert, auch jetzt, in diesen Stun-
den.
Ich bin auch unseren Städten

und Gemeinden dankbar – ich
nenne stellvertretend für viele

den Arnsberger
Bürgermeister Ralf
Paul Bittner -, die
bereits klar zum
Ausdruck gebracht
haben, dass sie
Ukrainerinnen und
Ukrainer aufneh-
men wollen, die
vor dem russischen
Angriffskrieg aus
ihrem Heimatland

fliehen müssen: Kinder, die sich
unter Tränen von ihren Vätern
verabschiedet haben, Frauen, die
ihren Mann vielleicht zum letz-
ten Mal in die Arme genommen
haben. Dieses Leid kennt nur ei-
ne Adresse: Die Verantwortung
dafür liegt im Kreml, ebenso -das
sage ich sage auch sehr deutlich
– wie die Verantwortung für die

Trauer der russischen Mütter, die
ihre jungen Söhne im Zinksarg
nach Hause bekommen.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, wir müssen zwar zuerst von
Flucht- und Vertreibungsbewe-
gungen innerhalb der Ukraine
ausgehen, sie haben sich aber be-
reits in den vergangenen 72 Stun-
den auf die unmittelbaren Nach-
barländer wie Polen oder die Re-
publik Moldau ausgeweitet. Diese
Menschen haben unsere Solidari-
tät und erhalten unsere humani-
täre Unterstützung; wir werden
sie massiv unterstützen. Die Ko-
ordinations- und Unterstützungs-
mechanismen der Europäischen
Union, insbesondere für humani-
täre Hilfe, sind bereits angelau-
fen, damit ganz konkrete Unter-
stützung sehr schnell erfolgt. Da-
zu wird Deutschland einen er-
heblichen Beitrag leisten.
Wir wissen auch, dass Cyberan-

griffe mittlerweile ein häufig ge-
wähltes Mittel in Konfliktsituatio-

nen sind. Wir gehen daher auch
für deutsche Stellen von einer er-
höhten Gefahr durch Cyberan-
griffe in der nächsten Zeit aus.
Wir beobachten auch sehr genau,
dass die russische Propaganda
und Desinformation im Zuge des
Ukrainekonflikts deutlich zu-
nimmt: bei Russia Today, bei Te-
legram, bei Demonstrationen,
aber auch auf sogenannten Spa-
ziergängen. Wir müssen uns auf
ein weiter zunehmendes Ausmaß
an fortwährender russischer Des-
information einstellen.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, unsere Antwort ist und
bleibt: Freiheit, internationale So-
lidarität und Demokratie. Der
Platz für Kriegsverbrecher ist und
bleibt hingegen in Den Haag und
nirgendwo sonst.
Vielen Dank für die Aufmerk-

samkeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN und der FDP)
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Johannes Huber, fraktionslos:

Putins Regime mit militärischer
Abschreckung stoppen

Johannes Huber (*1987)
Landesliste Bayern

Der völkerrechtswidrige
Angriffskrieg von Wla-
dimir Putin gegen die

souveräne Nation Ukraine ist
durch nichts zu rechtfertigen,
weder durch den ebenfalls völ-

kerrechtswidrigen Angriff der
NATO auf Jugoslawien noch
durch die NATO-Osterweiterung
auf ehemalige Staaten des War-
schauer Paktes, die dem Bündnis
aus freier Selbstbestimmung bei-
getreten sind.
Der gewählte ukrainische Prä-

sident Selenskyj hatte dem deut-
schen Bundeskanzler und dem
französischen Präsidenten in
den letzten Wochen fest zuge-
sagt, dass er drei Gesetze im
ukrainischen Parlament initiie-
ren wird, um das Minsker Ab-
kommen vollständig umzuset-
zen. Der diplomatische Korridor
war also noch nicht ausge-
schöpft; das wusste auch Putin.
Er wollte aber die beiden Volks-
republiken nicht wieder in die
Ukraine integrieren, sondern

diese Friedensordnung mit der
einseitigen Anerkennung der
Unabhängigkeit der gesamten
Gebiete Donezk
und Luhansk be-
wusst aufkündigen.
Das ist keine Recht-
fertigung für den
Überfall auf die ge-
samte Ukraine,
sondern für Putin
das Mittel zum
Zweck, um die
ukrainische Regie-
rung gewaltsam
und unter Inkaufnahme von
zahlreichen Kriegstoten und
Flüchtlingen zu stürzen und zur
Sicherung seiner eigenen Autori-
tät im eigenen Land durch eine
kremlhörige Regierung zu erset-
zen. Bis dieses Ziel erreicht ist

– da dürfen wir uns nichts vor-
machen – werden die Kampf-
handlungen nicht eingestellt
und die Truppen, die später zur
Sicherung der künftigen Regie-
rung benötigt werden, nicht zu-
rückgezogen.
Auch eine Vermittlung von

Deutschland und Frankreich
sieht Putin mittlerweile eher als
Einmischung. Das Regime Putin
muss daher nicht nur mit perso-

nenbezogenen
Sanktionen ge-
stoppt und isoliert
werden, sondern
auch mit einer
militärischen Ab-
schreckung. Das
bedeutet, dass
auch Deutschland
nicht um eine
schnelle und mas-
sive Ertüchtigung

der Bundeswehr sowie eine
Wehrpflicht auch zur Verteidi-
gung des eigenen Landes herum-
kommt. Schließlich droht Putin
offen mit einem Flächenbrand,
indem er Manöver in Moldau
und Georgien abhält, jegliche

ausländischen Truppen aus den
14 neuen Mitgliedstaaten der
NATO vertreiben will, Schweden
und Finnland droht, in Bosnien
Einfluss zur Spaltung ausübt
und sich als ehemaliger KGB-Of-
fizier in der DDR das geopoliti-
sche Wiederaufleben der Sowjet-
union wünscht.
Herr Präsident, ich schließe

mit meiner Hoffnung, die jetzt
bei den unschuldigen russischen
Bürgern liegt, die mit der Politik
Putins nicht einverstanden sind.
Sie haben jetzt die Chance, dafür
zu sorgen, dass Putin im Jahr
2024 nicht mehr als Präsident
wiedergewählt wird.
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. In der Debatte sprachen zudem
die Abgeordneten Sanae Abdi (SPD),
Matthias Miersch (SPD), Nils Schmid
(SPD), Wolfgang Hellmich (SPD),
Frank Schwabe (SPD).

Als Zeichen der Solidarität erstrahlten wie hier in London weltweit Wahr-
zeichen in den ukrainischen Farben. © picture alliance /ZUMAPRESS.com|Vuk Valcic

Putins Krieg
ist die Fortset-
zung der völker-
rechtswidrigen

Annexion
der Krim.

Eine Vermittlung
von Deutschland
und Frankreich
sieht Putin mitt-
lerweile eher als
Einmischung.
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Informationen in Leichter Sprache Ausgabe Nr. 194  Beilage für: 

Russlands Überfall 
auf die Ukraine

Wie ist es dazu gekommen?

Einleitung
Seit dem Jahr 2014 gibt es im Land 
Ukraine einen Krieg.

Und Ende Februar hat Russland die 
Ukraine überfallen.

Das bedeutet: Russische Soldaten 
sind in die Ukraine gezogen.

Seitdem ist der Krieg dort so schlimm 
wie nie zuvor.

Im folgenden Text gibt es weitere 
Infos zu diesem Krieg.

Folgende Fragen werden unter 
anderem im Text beantwortet:

• Was ist die Ukraine?

•  Welche Probleme gibt es seit 2014 
in der Ukraine?

•  Was passiert im Moment in der 
Ukraine?

Wichtige Wörter im Text: 
EU und Nato

Im Text kommen einige wichtige 
Wörter vor.

Hier werden 2 davon etwas genauer 
beschrieben.

Das eine Wort ist: EU. 
Das ist die Abkürzung für 
Europäische Union.

Die EU ist eine Gruppe von 27 
europäischen Ländern.

Sie haben sich zusammengetan. 
Denn sie wollen eine gemeinsame 
Politik machen.

Das andere Wort ist: Nato.

Auch die Nato ist eine Gruppe von 
mehreren Ländern.

Sie haben sich zusammengetan, um 
sich gegenseitig zu schützen. 
Zum Beispiel vor Angriffen.

Deutschland ist Mitglied in der EU 
und auch in der Nato.

Die Ukraine
Die Ukraine ist ein Land in Ost-Europa.

Auf einer Karte liegt sie also von 
Deutschland aus gesehen rechts.

In der Ukraine leben ungefähr 40 
Millionen Menschen.

Die Haupt-Stadt heißt Kiew. 
Das spricht man ungefähr so aus: 
Kie-eff.
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Russlands Überfall auf die Ukraine  •  Wie ist es dazu gekommen?

EU und Nato oder Russland?

Im Osten grenzt die Ukraine an 
Russland.

Im Westen grenzt sie an Mitglieds-
Länder der EU und der Nato.

Sehr viele Menschen in der 
Ukraine finden: Die Ukraine sollte 
enger mit der EU und der Nato 
zusammenarbeiten. 
Manche finden sogar: Sie sollte 
Mitglied bei beiden werden.

Ein anderer Teil der Menschen findet: 
Die Ukraine sollte enger mit Russland 
zusammenarbeiten.

Russland ist dagegen, dass die 
Ukraine enger mit der EU und der 
Nato zusammenarbeitet.

Mehrere Nachbar-Länder von 
Russland gehören nämlich schon zur 
EU und zur Nato.

Deswegen fühlt sich Russland 
bedroht.

Es will nicht, dass die EU und 
die Nato so nah an Russland 
heranrücken.

Es gibt also Streit zwischen der EU 
und der Nato auf der einen Seite. 
Und Russland auf der anderen Seite.

Und die Bürger der Ukraine sind 
sich nicht einig, mit wem sie lieber 
zusammenarbeiten wollen.

Das führte in den letzten Jahren zu 
immer größeren Problemen.

Demos in der Ukraine in den 
Jahren 2013 und 2014

Im Jahr 2013 sollte zwischen der 
EU und der Ukraine ein Vertrag 
unterschrieben werden.

Mit diesem Vertrag wollten die 
Ukraine und die EU abmachen, sehr 
eng zusammenzuarbeiten.

Im November 2013 erklärte die 
Regierung der Ukraine: Sie wird den 
Vertrag nicht unterschreiben.

Viele Menschen in der Ukraine waren 
damit nicht zufrieden.

Es kam zu Demos.

Das bedeutet: 
Menschen gehen auf die Straße. 
Sie sagen laut, was ihnen nicht gefällt. 
Und was sie sich wünschen. 
Das schreiben sie zum Beispiel auf 
große Plakate.

Folgende Dinge wollten die Leute 
unter anderem:

•  Sie wollten, dass der Vertrag 
zwischen der Ukraine und der EU 
unterschrieben wird.

•  Sie wollten, dass ein neuer 
Präsident gewählt wird.

• Sie wollten eine neue Regierung.

Am Ende musste die Regierung der 
Ukraine gehen.

Es wurde eine neue Regierung 
gebildet.

Schließlich wurde der Vertrag im Jahr 
2014 unterschrieben.

Übernahme der Halb-Insel 
Krim
Durch den Vertrag ist die Ukraine 
näher mit der EU zusammengerückt.

Russland war damit nicht 
einverstanden.

Deswegen hat Russland Folgendes 
gemacht: Es hat die Halb-Insel Krim 
übernommen.

Was bedeutet das?

Die Krim ist ein Gebiet im Schwarzen 
Meer.

Sie gehört zur Ukraine.

Allerdings leben auf der Krim vor 
allem Russen. 
Denn früher gehörten Russland und 
die Krim mal zum selben Land.



Im Jahr 2014 hat Russland die Krim 
übernommen.

Dabei bekam Russland Hilfe von 
Bürgern der Krim. 
Außerdem hat Russland Soldaten 
eingesetzt, um die Krim zu 
übernehmen.

Russland sagt seitdem: Die Krim 
gehört zu Russland.

Viele Länder auf der Welt waren 
gegen die Übernahme der Krim 
durch Russland.

Sie sagen: Was Russland da getan 
hat, war ein Verbrechen.

Bis heute sagen sie: Die Krim gehört 
nicht zu Russland. 
Sie gehört noch immer zur Ukraine.

Auch die Ukraine selbst ist dieser 
Meinung.

Krieg in Ost-Ukraine
Viele Menschen finden: Die 
Übernahme der Halb-Insel Krim 
war der Beginn des Kriegs zwischen 
Russland und der Ukraine.

Er findet aber nicht nur auf der Krim 
statt.

Sondern seit 2014 auch in der Ost-
Ukraine.

Dort kämpfen 2 Gruppen 
gegeneinander.

Zur einen Gruppe gehören Bürger 
der Ukraine. 
Und teilweise auch Soldaten aus 
Russland.

Sie wollen Folgendes:

Die Ost-Ukraine soll sich von der 
Ukraine abtrennen. 
Sie soll ein eigenes Land werden. 
Oder zu Russland gehören.

Zur anderen Gruppe gehören die 
Soldaten der Ukraine.

Sie wollen dafür sorgen, dass die 
Ukraine nicht geteilt wird.

Da hier ukrainische Bürger gegen 
ukrainische Bürger kämpfen, nennt 
man das einen Bürger-Krieg.

Immer größere Gefahr
In den letzten Monaten wurde die 
Situation zwischen Russland und der 
Ukraine immer gefährlicher.

Russland hat Soldaten, Panzer und 
andere Kriegs-Geräte an die Grenze 
zur Ukraine geschickt.

Die Ukraine sah das als Bedrohung 
an.

Immer wieder wurde überlegt, 
warum Russland das macht.

Schon damals gab es Überlegungen, 
ob Russland die Ukraine überfallen 
will.

Russland hat aber immer wieder 
gesagt, dass es das nicht tun wird.

Überfall auf die Ukraine am 
24.02.2022
Am 24. Februar hat Russland die 
Ukraine dann überfallen.

Und zwar ganz früh morgens.

Die russischen Soldaten haben 
das Land von mehreren Seiten 
angegriffen.

Vom Boden aus und auch aus der 
Luft.

Vor allem Städte wurden angegriffen.

Russland sagt, dass es nur Soldaten 
und Kriegs-Gebäude angreifen will.

Inzwischen wurden aber auch viele 
Gebäude getroffen, die mit Krieg 
nichts zu tun haben.

Viele Menschen machen vor allem 
einen Mann für den Überfall auf die 
Ukraine verantwortlich.

Sein Name ist Wladimir Putin.

Er ist der Präsident von Russland.

Und er ist auch der Chef aller 
russischen Soldaten.

Niemand hat in Russland so viel zu 
sagen wie er.

Er hat den Befehl gegeben, die 
Ukraine zu überfallen.



Russlands Überfall auf die Ukraine  •  Wie ist es dazu gekommen?

Deswegen sagen im Moment viele 
Menschen: 
Der Krieg in der Ukraine ist vor allem 
Putins Krieg.

Was haben andere Länder nach 
dem Überfall gemacht?
Auf der ganzen Welt haben sich 
Länder gegen Russland gestellt.

Zum Beispiel die Mitglieder der EU. 
Und die Mitglieder der Nato.

Also auch Deutschland.

Diese Länder machen nun ganz 
unterschiedliche Dinge gegen 
Russland.

Das Ziel ist: Russland soll den Krieg 
beenden.

Hier ein paar Beispiele:

Viele Länder auf der Welt haben 
Strafen gegen Russland eingeführt.

Zum Beispiel dürfen russische 
Flugzeuge nicht mehr über diese 
Länder fliegen.

Und bestimmten Russen dürfen nicht 
mehr in die Länder reisen.

Es wurden Dinge getan, damit 
Russland nicht mehr so einfach 
Handel mit anderen Ländern treiben 
kann.

Deutschland und andere Länder 
haben beschlossen:

Die Ukraine soll Waffen bekommen. 
Damit soll sie sich besser gegen die 
russischen Soldaten verteidigen 
können.

Die Länder Europas haben 
beschlossen, Flüchtlinge 
aufzunehmen.

Denn: Viele Menschen fliehen jetzt 
aus der Ukraine.

Vor allem in den Westen von Europa.

Kurz zusammengefasst
Am 24. Februar hat Russland die 
Ukraine überfallen.

Russischen Soldaten sind in die 
Ukraine gezogen.

Seitdem wird dort gekämpft.

Schon vor diesem Überfall gab es 
großen Streit zwischen Russland und 
der Ukraine.

Und seit dem Jahr 2014 herrscht 
im Osten der Ukraine schon ein 
Bürger-Krieg, an dem Russland auch 
beteiligt ist.

Nun versuchen die Menschen in der 
Ukraine, sich gegen die russischen 
Soldaten zu verteidigen.

Und andere Länder auf der Welt 
machen verschiedene Dinge, damit 
Russland den Krieg beendet.

Weitere Informationen 
in Leichter Sprache gibt es unter:  
www.bundestag.de/leichte_sprache
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